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Vorwort 


Das vorliegende Heft stellt eine Neubearbeitung der seinerzeit unter 
dem gleichen Titel von Herrn Dr. Detlef Albers zusammengestellten 
Dokumentation dar. In noch stärkerer Weise als ın dem früheren Heft 
soll der Absolutismus als gesamteuropäische Erscheinung, sollen die 
Grundstrukturen der absoluten Monarchie als Herrschaftsform und 
Rechtsordnung anschaulich gemacht werden. 

Die Texte der beiden ersten Abschnitte sollen eine Anschauung vom 
Raum und von der Bevölkerung als wesentliche Voraussetzungen und 
Bestandteile der staatlichen Organisation vermitteln. Kapitel III enthält 
Dokumente über Theorie und Praxis der absoluten Monarchie. Ohne 
die geschichtliche Wirklichkeit in ein starres Schema pressen zu wollen, 
werden mit einer gewissen Systematik die wichtigsten Aspekte und 
Strukturelemente des Absolutismus exemplarisch sichtbar gemacht. Ein 
viertes Kapitel soll einige Wesenszüge verschiedener Länder und einige 
Phasen ın der Verwirklichung des Absolutismus kenntlich machen. Die 
Auswahl beschränkt sich auf Spanien, Frankreich und Deutschland als 
diejenigen Länder, in denen, trotz aller regionaler und nationaler Ver- 
schiedenheiten, gewisse Gemeinsamkeiten und Analogien zu beobachten 
sind. Hingegen ist Rußland nicht berücksichtigt, da hier doch die ge- 
schichtlichen Voraussetzungen und die Entwicklung des Zarismus ent- 
scheidende Unterschiede zum übrigen europäischen Absolutismus auf- 
weisen. 

In einem kurzen Schlußkapitel sind einige Urteile aus der Geschichts- 
wissenschaft über den Absolutismus zusammengefaßt. Die Unterschiede 
und Gegensätze in der Beurteilung zeigen an, daß die Diskussion über 
die geschichtliche Bedeutung des Absolutismus weiterhin im Fluß ist. Im 
Mittelpunkt der wissenschaftlichen Erörterung steht heute die Frage 
nach den Beziehungen zwischen den Formen der Herrschaft und den 
gesellschaftlichen Kräften. Trotz aller Diskrepanzen besteht aber eine 
gewisse Einstimmigkeit darüber, daß die wesentliche historische Leistung 
des Absolutismus in der Ausbildung der Grundstrukturen moderner 
Staatlichkeit zu sehen ist, Aus diesem Grunde bilden die Texte, die sich 
auf die Souveränität und den Souverän, auf die Heeresorganisation und 
auf die Verwaltung, die Gesetzgebung und die Rechtsprechung bezie- 
‚hen, den Hauptteil dieser Sammlung. 

Die Dokumentation setzt sich im wesentlichen aus Primärquellen zu- 
sammen, doch sind für einige Aspekte, die nicht durch Dokumente aus 
der Zeit selbst sichtbar gemacht werden können, Darstellungen aus der 
gegenwärtigen Geschichtswissenschaft verwertet worden. 

Die Übersetzungen, bei denen der Name des Übersetzers nicht genannt 


wird, stammen vom Verfasser des Heftes. 
Ricardo Krebs 
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I. Der Raum: Territorien und Grenzen 


Zwischen 1500 und 1700 wandelte sich das Gesicht Europas 


1 »Zwischen 1500 und 1700 wandelte sich das Gesicht Europas; 

die großen Handelswege verlagerten sich; die modernen Staaten 
gewannen ihre Gestalt. Europa war zuvor geschlossen, Kolumbus 
und Vasco da Gama kamen gerade rechtzeitig, seine Schale auf- 
zubrechen, niemand hatte noch die Welt umrundet. Zwei Jahrhun- 
derte später, in einem offenen Europa, beteiligten sich die See- 
mächte an der Erforschung und Ausbeutung der anderen Erdteile; 
und das alte Moskowiterreich, inzwischen Rußland geworden, 
hatte schon die Marksteine für die Eroberung des sibirischen fernen 
Ostens gesetzt. Das Gewicht verlagerte sich in Europa um 1500 
vom Mittelmeer und der Ostsee zum Atlantik. Seine Seeseite sah 
das Wachstum der Regionen und Häfen mit weiträumigen Han- 
delsinteressen. Man vergleiche in diesem Zusammenhang nur das 
Schicksal der alten mittelmeerischen und hansischen Zentren mit 
dem von Städten wie Lissabon, Sevilla, Antwerpen, Amsterdam, 
Bristol und vor allem London. Das Europa der aufstrebenden 
Monarchien hatte sich zum Europa der modernen Staaten gewan- 
delt. Parallel mit dem Aufschwung dieser Staaten ging der ihrer 
kleinen oder großen Hauptstädte. Die Städte der Fürsten und 
Höfe laufen den alten Stadtrepubliken den Rang ab. Dresden, 
München, Stuttgart und vor allem Berlin und Wien verzeichnen 
einen rapiden Aufstieg, während die freien Reichsstädte sich kaum 
halten können. Madrid, das zwei Jahrhunderte zuvor lediglich ein 
kleiner, bedeutungsloser Marktflecken gewesen war, rückt eindeu- 
tig an die Spitze aller iberischen Städte auf. In den Niederlanden 
festigt Brüssel seine Stellung gegenüber den rivalisierenden Städ- 
ten, Amsterdam tritt in den Vereinigten Provinzen viel stärker in 
den Vordergrund. Das gleiche gilt, in bescheidenerem Maße, für 
die skandinavischen Hauptstädte und für Moskau, das gegenüber 
Nowgorod und Kiew eine Klasse höher steigt. In Italien, dem 
Hauptopfer der Verschiebung des Handels und der Politik, ist 
Rom neben Turin die einzige Stadt, deren Größe sich zwischen 
1500 und 1700 verdreifacht. Und wer wollte bezweifeln, daß sich 
die Herrschaft von Franz I., Heinrich IV., Ludwig XIII. und 
Ludwig XIV. bevorzugt auf den Aufschwung der französischen 
Hauptstadt auswirkte? Wie sich einerseits der Schwerpunkt der 
städtischen Welt verlagerte, so gewann andererseits die ländliche 
Welt an Gewicht. Gewiß war der rasche Aufschwung des länd- 
lichen Europas vor allem dem 18. und der ersten Hälfte des 
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19. Jahrhunderts zu verdanken. Aber schon vorher waren bedeut- 
same Veränderungen eingetreten oder im Gange. Dazu gehörten 
insbesondere neue Verwendungen des Bodens, neue Fruchtfolgen, 
neue Pflügetechniken, neue Anbauarten; die Entwicklung der 
Energiegewinnung (Mühlen), eine bessere Nutzung der Waldbe- 
stände und der Bodenschätze; das Vordringen der gewerblichen 
und sogar industriellen Arbeit auf dem Land; das Zurückweichen 
der alten Gemeinheiten zugunsten einer intensiveren Bewirtschaf- 
tung; der Abbau der weniger gefragten Getreidekulturen zugun- 
sten von industriellen Kulturen, Weiden und Obstanbau; der Be- 
ginn der Modernisierung der Verkehrswege durch Straßen und 
Kanäle. Schließlich kommt noch eine merkliche Verbesserung der 
Sicherheit auf dem Land hinzu. Das alles hat das Bevölkerungs- 
potential auf dem Land beträchtlich erhöht. Zwischen 1500 und 
1700 stellen wir auch einen erheblichen Fortschritt im sekundären 
und tertiären Sektor der Produktion fest, ohne daß man aller- 
dings schon von einer industriellen Revolution oder gar der mo- 
dernen Zentralisierung sprechen könnte. Neben den alten Her- 
stellungszentren, die absinken oder sich nur mühsam halten, ent- 
stehen neue. Ebenso entwickeln sich neue Bank- und Handels- 
zentren und die Hauptstädte, die ihren wachsenden Verwaltungs- 
aufgaben häufig kulturelle Funktionen hinzufügen. Auf allen Ge- 
bieten unterscheidet sich die Situation um 1700 erheblich von der 
um 1500.“ 


Aus: C. M. Cipolla ! K. Borchardt (Hrsg.), Bevölkerungsgeschichte Europas, München 1971, 
Ss. 58 ff. 


Vorliebe für die Staaten mittlerer Größe 


2 „Während unsere Zeit die großen Staaten zu bevorzugen 

scheint, bezeugte die Epoche vom 16. bis zum 18. Jahrhundert 
eine Vorliebe für die Staaten mittlerer Größe. Die politische Macht 
konnte von jenen Fürsten ausgebaut werden, deren Territorien 
zwischen 300000 und 500000 km? umfaßte. Die kleineren Staaten 
gingen unter oder erlebten nur eine vorübergehende Blüte, die 
größeren ermatteten oder verloren ihre Kraft. Die zu geringe oder 
die übermäßige Ausdehnung des Territoriums stellte seit dem 
18. Jahrhundert eine Schranke der Macht dar. Spanien, das Heilige 
Römische Reich, Österreich, das Ottomanenreich litten unter ihrer 
übermäßigen Ausdehnung, während die kleineren Königreiche oder 
die mittleren Fürstentümer zurückgingen oder verschwanden. 
Schottland, Granada, Florenz mußten sich in ihre Eingliederung, 
ihren Untergang oder ihren Verfall fügen. Wehe den Großreichen! 
Wehe auch den auseinandergerissenen Staaten, denen es nicht ge- 


lang, die zerstreuten Landesteile zu einer Einheit zusammenzu- 
schweißen. Das Spanien des 16. Jahrhunderts, das zugleich iberisch, 
afrikanisch, italienisch und batavisch war, verzehrte sich an dem 
Versuch, eine unmögliche Einheit zu schaffen. Den zähen Hohen- 
zollern glückte es, ihre ausgebreiteten Besitzungen miteinander zu 
verknüpfen. Die Bourbonen verzichteten vernünftigerweise auf das 
italienische Trugbild der Valois-Angoulöme und verfolgten die 
Politik der ‚Ackerbereinigung‘ des Bauern, der seinen Besitz ab- 
rundet. : 

Der Grund für die Bevorzugung einer politischen Einheit mittlerer 
Größe ist ohne Zweifel in einer Veränderung der realen Grund- 
lagen der Macht zu suchen. Statt den Einfluß flächenmäßig zu 
erweitern, verlohnte es mehr, ihn durch eine Aktion in die Tiefe 
zu vergrößern, nämlich durch eine in ihrem Personal besser aus- 
gestattete und in ihren Verfahren wirksamere Verwaltung. Wozu 
nützte es, eine neue Provinz zu erwerben, wenn man es nicht fertig 
brachte, jene Provinzen zum Gehorsam zu zwingen, die man be- 
reits besaß? Hierin liegt das ganze Problem des Absolutismus be- 
schlossen. 

Der Absolutismus drängt gemäß der Logik seiner Zwecke zur Zen- 
tralisierung.“ Aus: G. Durand, Etaıs et Institutions, Paris 1969, S, 13/14 


Die „natürlichen Grenzen“ Frankreichs 


Im Mittelalter gab es als Folge der territorialen Aufsplitterung der poli- 
tischen Macht keine klar abgesteckten Grenzen. Erst die Ausbildung des 
modernen Staates als Flächenstaat mit einer souveränen Zentralgewalt 
ließ die Staatsgrenzen entstehen. Der Konzentration der Macht im Innern 
entsprachen die Bemühungen, den Staat nach außen durch eindeutige 
Grenzen gegen die anderen Staaten abzugrenzen. Während das Deutsche 
Reich immer weiter zersplitterte und eine Grenzziehung nur im Rah- 
men der Ausbildung der Territorialstaaten erfolgte, und während die 
Bemühungen Karls V. und Philipps II. scheiterten, die verstreut liegen- 
den Territorien der spanischen Habsburger zu einem einheitlichen Staat 
zusammenzufassen, konnten die englischen Könige ihre Macht über die 
gesamte britische Insel ausdehnen, so daß schließlich die politischen 
Grenzen mit den „natürlichen Grenzen“ zusammenfielen. In Frankreich 
richtete sich das Bestreben Heinrichs IV., Richelieus und Mazarins vor- 
dringlich darauf, die Vormacht Habsburgs zu brechen, Frankreich aus 
der Umklammerung durch die habsburgischen Besitzungen zu lösen und 
ein einheitliches Staatsterritorium zu schaffen. Im Norden, Westen und 
Süden wurden Küste und Gebirge zur Grenze der Souveränität der 
französischen Krone. Als Folge des Dreißigjährigen Krieges und der Un- 
ternehmungen Ludwigs XIV. gelang es Frankreich, auch im Osten seine 
politische Grenze zu verbessern und klarer abzustecken. Vauban, der 
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Verfasser der folgenden Zeilen, war ein bedeutender Kriegsingenieur 
Ludwigs XIV. und wurde von diesem 1669 zum Generalinspekteur der 
Festungen ernannt und damit beauftragt, die französische Ostgrenze 
durch Bauten von Festungen zu sichern. 


3 „Alle ehrgeizigen Wünsche Frankreichs sollen sich zwischen den 

Gipfeln der Alpen und den Gipfeln der Pyrenäen, zwischen der 
Schweiz und den beiden Meeren bewegen; dort soll es sich bestre- 
ben, auf legitimem Wege je nach Zeit und Gelegenheit seine Gren- 
zen zu errichten. Folglich müßte es sich Genf, Savoyen’ und die 
Grafschaft Nizza eingliedern, ebenso Lothringen, das Herzogtum 
Zweibrücken, das Fürstentum Montbeliard, die Pfalz, das Erzbis- 
tum Trier und Mainz und Köln mit den Gebieten diesseits des 
Rheins, die Herzogtümer Cleve und Jülich, das Land von Lüttich 
und endlich den Rest der katholischen Niederlande einschließlich 
Flanderns und des holländischen Brabant. Auf diese Länder sollte 
Frankreich seine territorialen Ambitionen beschränken. Und falls 
die ganze übrige Christenheit sich ihm unterwerfen wollte, sollte 
Frankreich, wenn es seine Ruhe und Sicherheit liebt, diesen Erwerb, 
der ihm nur eine Last werden kann, niemals annehmen; denn es 
kommt ihm nicht zu, weder in Italien noch jenseits des Rheins oder 
der Pyrenäen einen Zollbreit Boden zu besitzen.“ 


Aus: Vauban, Inıeret prösent des Etats de la Chrötiente, um 1700, nach Klassiker der 
Kriegskunst, hrsg. v. Werner Hahlweg, Darmstadt 1960, S. 155/156 
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Il. Die Menschen: Bevölkerung und Gesellschaftsstruktur 
Die europäische Bevölkerung 
4a Bevölkerung Europas (Schätzung in Mio) 


Um 1500 Um 1600 Um 1700 Um 1800 
81.5 104.7 115.3 137 


Ah Bevölkerung verschiedener europäischer Länder (Schätzung in Mio) 


Um 1500 Um 1600 Um 1700 Um 1800 


Spanien und Portugal 9.3 11.3 10.0 14.6 
Icalien 10.5 13.3 13.3 18.1 
Frankreich 16.4 18.5 20.0 26.9 
Beneluxländer 1.9 2.9 3.4 5.2 
Britische Inseln 4.4 6.8 9.3 15.9 
Skandinavische Länder 1.5 2.4 2:8: 5.1 
Deutschland 12.0 15.0 15.0 24.5 
Schweiz 0.8 1.0 1.2 1.8 
Osterreich-Ungarn 5.5 7.0 8.8 19.6 
Rußland 9.0 13.5 17.5 20.0 
Balkan 7.0? 8.0? 8.0? 12.0? 
Aus: C. M. Cipolla / K. Borchardt (Hrsg.), Bevölkerungsgeschichte Europas, München 1971, 
S.81 und 130 


Bevölkerungsentwicklung und Bevölkerungsstruktur im 17. Jahrhundert 


6 „Inder Welt um 1600 nahm Europa in demographischer Hin- 

sicht eindeutig eine Vorrangstellung ein: in Europa lebte ein 
Drittel der Weltbevölkerung. Mit Ausnahme von Ostasien gab es 
keine andere vergleichbare Bevölkerungsansammlung. Dieses glo- 
bale Übergewicht verband sich jedoch mit merklichen regionalen 
Unterschieden. Verallgemeinernd läßt sich sagen, daß ein Europa 
mit großer Bevölkerungsdichte einem schwächer bevölkerten Eu- 
ropa gegenüberstand. Das dicht bevölkerte Europa, mit 30 bis 40 
Einwohnern pro Quadratkilometer, umfaßte Italien, Frankreich, 
die spanischen Niederlande und die Vereinigten Niederlande, die 
Rhein- und Donauländer und, in geringerem Maße, England. Die 
Randgebiete des Mittelmeers [außer Italien] und die Länder öst- 
lich der Elbe waren bei weitem dünner bevölkert; etwa 14 Ein- 
wohner pro km? auf der Iberischen Halbinsel, ein wenig mehr in 
Ostdeutschland, wesentlich weniger in Skandinavien, in Polen, in 
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Rußland. Hieraus erwuchsen Verschiedenheiten hinsichtlich der In- 
besitznahme des Landes und der Nutzung des Bodens wie auch der 
Machtstellung der Staaten, denn es blieb wahr, ‚daß die Menschen 
der einzige Reichtum sind‘. Frankreich mit seinen rund 18 Millio- 
nen Einwohnern war das meist bevölkerte Land Europas, und 
diese demographische Überlegenheit erklärt weitgehend die bedeu- 
tende Rolle, die Frankreich ın dieser Zeit auf dem Kontinent spie- 
len konnte. 

Trotz der verschiedenartigen Bevölkerungsdichte scheint allen 
europäischen Völkern in der zweiten Hälfte des 16. Jahrhunderts 
eine Tendenz zur Expansion eigen gewesen zu sein. Diese erklärt 
sich im Rahmen der überlieferten Bevölkerungsstruktur aus be- 
stimmten günstigen Bedingungen der Wirtschaftskonjunktur. 

Das ‚alte Schema‘ der Bevölkerungsentwicklung, das bis zur Mitte 
des 18. Jahrhunderts gültig blieb, ist gekennzeichnet durch hohe 
Geburten- und Sterbezahlen und häufige demographische Krisen. 
Die Geburten stehen in unmittelbarer Beziehung zur Eheschlie- 
Bung. Das Heiratsalter war verhältnismäßig hoch. Die oft zitierten 
Beispiele der Königs- und Prinzenheiraten dürfen nicht zu irr- 
tümlichen Annahmen verführen, stellen sie doch einen Sonderfall 
dar. Im allgemeinen heiratete man erst im Alter zwischen 25 und 
30 Jahren, vor allem in den unteren Volksschichten. Vielfach 
wurde die Ehe durch den vorzeitigen Tod des einen Ehepart- 
ners, meist des Ehemannes, verhältnismäßig früh beendet. Auch 
scheint damals die Periode der Fruchtbarkeit der Frau kürzer 
als heute gewesen zu sein. Schließlich trug auch das Stillen der 
Säuglinge dazu bei, die Fruchtbarkeit zu vermindern. Daher 
konnte eine Frau in einem zwanzigjährigen Eheleben, vom 25. bis 
zum 45. Lebensjahr, nicht mehr als sieben bis acht Kinder gebären. 
Man kann annehmen, daß im Durchschnitt vier bis fünf Kinder 
pro Familie geboren wurden, was sehr viel ist, da es einer Gebur- 
tenzahl von 40 pro mille entspricht. Gegenüber dieser hohen Ge- 
burtenzahl war ihrerseits auch die Sterblichkeitsziffer sehr hoch: 
eine Sterblichkeit von 25 %/o bei Kindern und von gleichfalls 25 %/o 
bei Jugendlichen stellen das wahrscheinliche Mittel dar. Das besagt, 
daß von 100 Kindern, die in einem Jahr geboren wurden, 25 nicht 
das Ende des ersten Lebensjahres erreichten, 25 starben zwischen 
1 und 19 und lediglich 50 erreichten das 20. Lebensjahr. Nach die- 
sem kritischen Zeitpunkt nahm die Sterblichkeit merklich ab. 
Gleichwohl aber war ein Mann oder eine Frau mit 45 oder 50 
Jahren ein Greis. Im allgemeinen betrug die Lebenserwartung bei 
der Geburt 20 bis 25 Jahre, und die Sterblichkeitsziffer lag nahe 
bei 40 pro mille. Die wichtigsten Gründe für die hohe Sterblichkeit 
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waren eine noch sehr rudimentäre öffentliche und private Flygiene, 
eine in Quantität und Qualität meist ungenügende Ernährung (ge- 
legentliches Wohlleben kompensierte nicht die fast ständige Unter- 
ernährung der unteren Volksschichten in den ärmeren Gebieten), 
die Ohnmacht der Medizin und ihrer verschiedenen Vertreter ge- 
genüber den schweren Epidemien und selbst gegenüber den leich- 
teren Krankheiten. Die Geburtenzahl und Sterblichkeitsziffer ent- 
sprachen einander: von fünf Kindern, die im Durchschnitt pro 
Familie geboren wurden, erreichten zwei oder drei das Heirats- 
alter, wodurch die Ersetzung der Eltern und Unverheirateten 
knapp gesichert war. Dieses labile Gleichgewicht wurde jedoch in 
brutalster Weise durch die furchtbaren demographischen Krisen in 
Frage gestellt. Das ‚große Sterben‘ wurde bewirkt durch die Epi- 
demien (vor allem die Pest wütete als epidemische Krankheit in 
ganz Europa und steigerte sich immer wieder zu furchtbaren Epi- 
demien), durch die zyklischen Ernährungskrisen, die Tenerungen 
oder Hungersnöte mit sich brachten, oder zumindest durch die Ver- 
bindung beider Faktoren. Die brutale Vermehrung der Todesfälle 
verband sich mit einem Rückgang der Eheschließungen und Emp- 
fängnisse, wodurch die Folgen jener Katastrophen noch erhöht 


wurden.“ Aus: F. Lebrun, Le XVIIe Siecle, Paris 1967, S.24 jf. „ 


Demographische Entwicklung im 18. Jahrhundert 


6 „Wenn der Engländer Malthus im Jahr 1798 in seinem ‚Essay 

on the Principle of Population‘ Erschrecken über den Rhythmus 
des demographischen Wachstums äußerte, der den der Nahrungs- 
mittelproduktion überstieg, so erklärt sich dies durch die Tatsache, 
daß das 18. Jahrhundert das Ende eines Jahrhunderte langen Still- 
stands erlebte. In der Tat kann man auf das Jahr 1710 die letzte 
der großen Krisen datieren, die bis dahin die langsam zunehmende 
Bevölkerung immer wieder gewaltsam zurückgeworfen hatten, so 
daß es den Anschein gehabt hatte, als ob eine bestimmte Grenze 
nicht überschritten werden könne. So hatte Frankreich seit langer 
Zeit in seinen besten Augenblicken seinen Höhepunkt erreicht, der 
um 20 Millionen Einwohner zu liegen schien. Im Verlauf des 
18. Jahrhunderts ereigneten sich zwar noch immer wieder Epide- 
mien und Panik auslösende Hungersnöte, gleichwohl aber fand ge- 
wissermaßen ein ‚take-off‘ statt. Die Geburtenziffer blieb anhal- 
tend hoch (30 bis 60°/oo), die Sterblichkeit hingegen ging zurück, 
die Lebensdauer verlängerte sich und die Bevölkerung nahm zu. In 
der Beauvaisist verlängerte sich die mittlere Lebensdauer zwischen 


1 Beauvaisis: Landschaft der Picardie im Norden der alten Ile de France. 
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1680 und 1774 von 21 auf 32 Jahre. Frankreich erreichte 1789 
26 Millionen Einwohner. Die Bevölkerung Englands stieg im Lauf 
des 18. Jahrhunderts von 5 auf 9 Millionen Einwohner, die Ita- 
liens von 11 auf 18 Millionen. Spanien, Preußen, Schweden ver- 
doppelten ihre Einwohnerzahlen, Rußland verdreifachte sie fast, 
Ungarn vervierfachte sie. In Europa insgesamt stieg die Bevölke- 
rung von 120 auf 187 Millionen. 
Die Gründe für diese demographische Revolution sind noch immer 
nicht genau geklärt. Man sollte den relativen Rückgang der Kriege 
oder die Fortschritte der Medizin, wenngleich diese damals nur 
eine Minderheit begünstigten, nicht unterschätzen. Die historische 
Klimatologie weist auf eine Besserung der meteorologischen Ver- 
hältnisse hin -— Erwärmung und weniger Niederschläge -, woraus 
sich die Zunahme der Getreideproduktion und der Rückgang des 
Fiebers und der verschiedenen Epidemien erklären ließe. Im gan- 
zen hat es den Anschein, daß der Europäer länger lebte, weil er 
sich besser ernährte. Die Kartoffel, die in England und Deutsch- 
land angebaut wurde und die über das Elsaß nach Frankreich ein- 
drang, stellte ein wertvolles Nahrungsmittel dar, wenn es an Ge- 
treide mangelte. Südeuropa zog Vorteile aus der Verbreitung des 
Maisanbaus. 
Die Zunahme der europäischen Bevölkerung veranlaßte den Anbau 
von Neuland, führte aber auch zu einer Steigerung der Auswan- 
derung nach Amerika, zu einer Zunahme der Landstreicher auf 
dem Lande und zum Beginn der Abwanderung in die Städte. In 
Erwartung der Entstehung neuer Formen der Gewerbeproduktion, 
die von nun ab möglich und auch notwendig waren, beschäftigten 
die traditionellen Manufakturen den Überschuß an Arbeitskräften. 
Im Gegensatz zu den städtischen Korporationen, die unter klein- 
lichen Zunftordnungen erstarrt waren, wuchs die Zahl der Bauern- 
Handwerker, vor allem im Textilgewerbe. In Böhmen z. B. wid- 
meten sich über 200000 Heimarbeiter der Leinenweberei. 
Abschließend sei noch hervorgehoben, daß die neuen demographi- 
schen Verhältnisse Europa eine große Anzahl junger Menschen 
schenkten, deren Dynamik und Wagemut vielleicht nicht unbetei- 
ligt an den zahlreichen Neuerungen des Jahrhunderts waren.“ 

Aus: M, Denis | N. Blayau, Le XVIlle Siecle, Paris 1970, S. 27 ff. 
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Soziale Gliederung 


7 Die soziale Gliederung der Bevölkerung Englands (einschließ- 
lich Wales) nach zeitgenössischer Schätzung (1688) 


zugehörige 
Bevölkerung v.H. 
Adel und Geistlichkeit 205 520 3,7 
Kaufleute, Reeder, freie Berufe, Beamte 315 000 5,7 
Offiziere, Geschäftsinhaber und Händler 225 000 4,1 
Handwerker 240 000 4,4 
Soldaten und Seeleute 220 000 4,0 
Freie Großbauern 280 000 5,1 
Freie Kleinbauern 660 000 12,0 
Pächter 750 000 13,6 
Tagelöhner und Knechte 1 275 000 23,2 
Häusler und Arme 1.300 000 23,6 
Landstreicher 30 000 0,6 
5 500 520 100,0 


7h Die soziale Gliederung der Bevölkerung Frankreichs nach 
zeitgenössischer Schätzung (1780) 


Geistlichkeit 200 000 0,8 
Adel 78 000 0,3 
Soldaten 350 000 1,5 
Offiziere, Beamte 300 000 1,3 
Wissenschaftler, Rechtsbeflissene, 
medizinische Berufe 95 000 0,4 
Bürger, Finanzleute, Groß- und Einzelhändler, 
Künstler 4 000 000 16,9 
Spannfähige Bauern 2 130 000 9,0 
Weinbauern, nicht spannfähige Bauern 4 500 000 19,1 
Handarbeiter und Tagelöhner 10 000 000 42,4 
Gesinde, Dienerschaft 1954 000 8,3 
23 607 000 100,0 


Aus: Ploetz, Raum und Bevölkerung in der Weltgeschichte, Bd. 3, Vom Mittelalter zur 
Neuzeit, Würzburg 1966, 5. 13 u. 23 


Die Ständeordnung in Frankreich 


8 „Die alte Ständeordnung blieb [im 17. und 18. Jahrhundert] 

zumindest juristisch und politisch in der Form erhalten, wie sie 
schon seit Jahrhunderten bestand. Da auch die alten Wirtschafts- 
strukturen weitgehend beibehalten wurden und sich die Produk- 
tionsmethoden im Prinzip kaum veränderten, ist es verständlich, 
daß die sozialen Wertordnungen der Jahre 1600 bis 1750 den so- 
zialen Werten des Mittelalters sehr viel näher standen als den 
durch die industrielle Revolution neu geschaffenen Werten. 


Die Menschen: Bevölkerung und Gesellschaftsstruktur Ta-7b-8 


In dieser ständischen Gesellschaft waren die sozialen Gruppen 
nicht nach ihrer Position oder Bedeutung in der Wirtschaftsord- 
nung eingestuft, ‚sondern nach der Wertschätzung, der Achtung, 
der Würde, die ihnen die Gesellschaft oder Teile derselben bei- 
maßen‘, ohne daß notwendigerweise irgendein Bezug zur Güter- 
produktion bestehen mußte... ‚Innerhalb einer jeden Schicht, eines 
jeden Standes‘, schreibt Roland Mousnier, ‚bilden Körperschaften 
oder Gesellschaften Aktionsgruppen, von denen jede einen sozialen 
Status hatte, der einem allgemeinen Consensus, einer sozialen 
Wertschätzung und dem traditionellen oder legalen Status ent- 
sprach...‘ 

‚An erster Stelle‘ steht nach dem Trait& des Ordres et simples 
dignites von Charles Loyseau aus dem Jahre 1610 ‚der geistliche 
Stand, der Klerus, denn mit Recht müssen die Diener Gottes den 
ersten Ehrenplatz erhalten. Dann folgt der Adel, sei es alter Ur- 
adel, der von alten Rassen abstammt, sei es Amtsadel, der aus den 
staatlichen und herrschaftlichen Ämtern stammt, die die gleichen 
Privilegien verleihen. Schließlich ist da der Dritte Stand, der das 
ganze übrige Volk umfaßt“ 

In jedem dieser drei Hauptstände gab es eine soziale Stufenleiter. 
In Frankreich standen nach Loyseau zu Beginn des 17. Jahrhun- 
derts im Ersten Stand die Kardinäle an der Spitze, gefolgt von 
den Primassen oder Patriarchen, den Erzbischöfen und Bischöfen, 
den drei höheren Orden, den vier niederen Orden und schließlich 
den niederen Geistlichen. ‚Der Adelsstand gliedert sich, von oben 
nach unten, in Fürsten von Geblüt, Fürsten, die mit dem Herrscher 
entfernter verwandt sind, Hochadel [Unterteilung je nach Lehen 
in absteigender Reihenfolge: Herzog, Marquis, Graf, Baron, Ka- 
stellan], niederer Adel von Rang, der ein Wappen führt“ Zum 
zweiten Stand gehörten ferner die Justiz- und Finanzbeamten, die 
durch ihr Amt in den Adelsstand gelangt waren, also den Amtsadel 
repräsentierten. Diese Möglichkeit eines sozialen Aufstiegs aus dem 
Dritten in den Zweiten Stand durch die Übernahme eines entspre- 
chenden Amtes wurde in Frankreich fortwährend geringer. In der 
Mitte des 17. Jahrhunderts begann sich das Pariser Parlament, eine 
Institution, die bis dahin den Zugang zum Hochadel ermöglicht 
hatte, von den ‚Neuadligen‘ abzusetzen... Immerhin gelang es 
Ludwig XIV. dadurch, daß er dem Parlament von Zeit zu Zeit 
unbequeme Kandidaten aufzwang, diese Tür noch offenzuhalten. 
Im Verlauf des 18. Jahrhunderts wurde sie endgültig geschlossen. 
So waren ab 1700 beinahe 90 Prozent jener, die ins Parlament 
aufgenommen wurden, bereits Angehörige des Adelsstandes. 

Zum Dritten Stand gehörten die Inhaber von Ämtern, die nicht 
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mit einer Erhebung in den Adelsstand verknüpft waren. Im Prin- 
zip ‚nahmen die Akademiker den ersten Rang ein, Leute, die Theo- 
logie, Jurisprudenz, Medizin und die freien Künste studiert hat- 
ten...‘, Advokaten, Anwälte, Finanziers, niedere Justizbeamte 
(Kanzlisten, Notare, Staatsanwälte, Gerichtsschreiber, Gerichtsdie- 
ner), dann folgten die Kaufleute. Über sie schreibt Loyseau: ‚We- 
gen ihrer Nützlichkeit, ja Notwendigkeit für die Allgemeinheit 
und für den Handel ...., wegen ihres üblichen Reichstums ..., der 
ihnen Glaubwürdigkeit und Achtung verschafft, wie auch wegen 
der Mittel, die es ihnen gestatten, Künstler und Leute zu ihrem 
Schutz in Dienst zu nehmen und sich in der Stadt viel Macht zu 
verschaffen, sind die Kaufleute die letzten, die als Ehrenmänner 
gelten und denen die Bezeichnung ehrenwerte Herren und Stadt- 
bürger zukommt. Mit ihnen anf gleicher Stufe stehen die Apothe- 
ker, Goldschmiede, Juweliere... Jeder, der in der Stadt wohnt und 
an den Ehren, Pflichten und Privilegien der Stadt Anteil hat, hat 
ein Anrecht auf die Anrede Bürger. Unter den Kaufleuten standen 
die Handwerker, ‚die ihren Lebensunterhalt mehr durch körper- 
liche Arbeit als durch den Handel mit Waren oder durch geistige 
Bildung erwerben; sie sind die niedersten‘. Auch das gemeine Volk 
war wieder unterteilt. An erster Stelle standen die Bauern, die als 
selbständige Eigentümer über ein oder mehrere Gespanne verfüg- 
ten (in Frankreich machten sie etwa ein Zehntel der Landbevölke- 
rung aus) ... Darunter stellte Loyseau die ‚Handwerker ..., die 
die mechanischen Künste ausüben, die zum Unterschied von den 
freien Künsten so genannt werden..., gemein und niedrig‘. Es 
folgen ‚die einfachen Handlanger ..., die niedrigsten des gemeinen 
Volkes‘. Und ganz unten stehen ‚die Bettler, Landstreicher und 
Vagabunden ..., die müßig und ohne Sorgen auf Kosten anderer 
leben‘. 
So war also die Gesellschaft zur Zeit von Charles Loysean ge- 
gliedert. Das von ihm aufgezeichnete Schema galt mit nur wenigen 
Ausnahmen für fast alle europäischen Länder.“ 
Aus: P.Chaunu, Europäische Kultur im Zeitalter des Barock, München-Zürich 1968, 
Ss. 466 }H. 
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Die Stände in Preußen, nach dem Preußischen Landrecht 


Das Bestreben der Hohenzollern, ihre Territorien zu einem einheitlichen 
Staat zusammenzufassen, ließ auch den Wunsch entstehen, ein einheit- 
liches Recht für die gesamte Monarchie zu schaffen. Es galt, die in den 
einzelnen Territorien geltenden Rechte und Überlieferungen, die unter 
Einfluß des Römischen Rechts erlassenen Gesetze und Vernunftsvor- 
stellungen der Aufklärung zu einer Einheit zu verbinden und ein ver- 
nünftiges positives Recht zu schaffen. Nachdem ein erster Versuch unter 
Friedrich Wilhelm I. und eine erste Initiative Friedrichs II. und seines 
Kanzlers Samuel von Cocceji gescheitert waren, erließ Friedrich II. 1780 
erneut eine Kabinettsorder, in der er anordnete, ein „subsidiarisches 
Gesetzbuch, zu welchem der Richter beim Mangel der Provinzgeserze 
recurriren kann“ anzufertigen. In Erfüllung dieses Auftrags schufen der 
Großkanzler Casimir von Carmer und der Jurist Johann Gottlieb Suarez 
das Allgemeine Landrecht für die Preußischen Staaten, das am 1. Juni 
1794 in Kraft trat. Das Preußische Landrecht stellt die erste geglückte 
Gesetzeskodifikation in einem europäischen Großstaat dar. Auf der 
Grundlage einer einheitlichen Auffassung von Staat und Gesellschaft 
verknüpfte es das aufklärerische Vernunftrecht und das historische 
Recht, die Gesetzestheorie und die Rechtswirklichkeit. 


Q „Allgemeines Landrecht. 7. Titel. Vom Bauernstande 

$ 1. Unter dem Bauernstande sind alle Bewohner des platten 
Landes begriffen, welche sich mit dem unmittelbaren Betriebe des 
Ackerbaues und der Landwirtschaft beschäftigen; in so fern sie 
nicht durch adliche Geburt, Amt, oder besondre Rechte, von diesem 
Stand ausgenommen sind. 
$ 2. Wer zum Bauernstande gehört, darf, ohne Erlaubniß des Staa- 
tes, weder selbst ein bürgerliches Gewerbe treiben, noch seine Kin- 
der dazu widmen. 
$ 8. Ein jeder Landmann ist die Cultur seines Grundstückes, auch 
zur Unterstützung der gemeinen Nothdurft, wirtschaftlich zu be- 
treiben schuldig. 
$ 9. Er kann also dazu von dem Staat auch durch Zwangsmittel 
genöthigt, und bey beharrlicher Vernachläßigung, sein Grundstück 
an einen Andern zu überlassen angehalten werden. 
$ 13. Der Bauernstand ist dem Staat zu Hand- und Spanndiensten 
besonders verpflichtet. 
$ 14. Die Anzahl der bäuerlichen Besitzungen auf dem Land soll 
weder durch Einziehung der Stellen, und der dazu gehörigen 
Realitäten, noch durch das Zusammenschlagen derselben vermin- 
dert werden. 
$ 87. Die Verhältnisse der Gutsunterthanen auf dem Land gegen 
ihre Gutsherrschaften sollen ... in den Provinzial-Gesetzbüchern 
gehörig bestimmt ... werden. 
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$ 91. Nur die Besitzer von Rittergütern können in der Regel Un- 
terthanen haben; und herrschaftliche Rechte über dergleichen Leute 
ausüben,“ 


In den weiteren Paragraphen wird festgestellt, daß die Bauern in ihren 
Geschäften und Verhandlungen als freie Bürger des Staates anzusehen 
sind ($ 147) und daß ihnen das Recht auf Eigentum und Erwerb zusteht 
($ 149). Die Gutsuntertänigkeit stellt also nicht, wie dıe ehemalige Leib- 
eigenschaft, eine Art persönlicher Sklaverei dar ($ 148). Die Gutsherr- 
schaft isc dazu verpflichtet, sich in Notfällen ihrer Untertanen anzunch- 
men ($ 122) und für eine gute und christliche Erziehung der Kinder zu 
sorgen ($ 125). Die Untertanen sind ihrer Herrschaft zu Treue und Ge- 
horsam verpflichtet ($ 134), sie dürfen das Gut ohne Erlaubnis nicht 
verlassen ($ 150), sie können nur mit herrschaftlicher Genehmigung hei- 
raten ($ 161). Kinder bedürfen zum Erlernen eines bürgerlichen Gewer- 
bes oder zum Studieren der ausdrücklichen Erlaubnis der Gutsherrschaft, 
doch kann diese bei offenkundigem Talent nicht verweigert werden 
($$ 172 und 176). Die von den Untertanen zu leistenden Dienste sind der 
Bewirtschaftung des Herrschaftsgutes bestimmt: sie bestehen aus Hand- 
arbeiten, Fuhren und Spanndiensten, deren Ort, Zeit und Maß mög- 
lichst genau zu bestimmen ist ($$ 308, 311 und 314). Die Untertanen 
haben Grundzinsen und andere Abgaben zu entrichten, deren Höhe 
genau festzulegen ist ($ 472). 


„Achter Titel: Vom Bürgerstande 

$ 1. Der Bürgerstand begreift alle Einwohner des Staats unter sich, 
welche ihrer Geburt nach, weder zum Adel, noch zum Bauern- 
stande gerechnet werden können; und auch nachher keinem dieser 
Stände einverleibt sind. 

$ 2. Ein Bürger im eigentlichen Verstande wird derjenige genannt, 
welcher in einer Stadt einen Wohnsitz aufgeschlagen, und daselbst 
das Bürgerrecht gewonnen har. 

$ 13. Das Bürgerrecht besteht in dem Inbegriffe aller Vorzüge und 
Befugnisse, welche den Mitgliedern einer Stadtgemeine vom Staate 
verliehen sind. 

$ 86. Städte sind hauptsächlich zum Aufenthalt solcher Einwohner 
des Staats bestimmt, welche sich mit der Verarbeitung oder Ver- 
feinerung der Naturerzeugnisse, und mit dem Handel beschäftigen. 
$ 87. Das Stadtrecht kann von niemandem als dem Oberhaupt des 
Staats ertheilt werden. 

$ 103, Messen, Jahr-, Wochen-, Woll- und Viehmärkte, sollen der 
Regel nach nur ın Städten gehalten werden. 

$ 179. Wo bisher eine Art von Gewerbe in keine Zunft oder In- 
nung eingeschlossen gewesen ist, da soll auch ferner der Betrieb 
desselben einem jeden, welcher damit fortzukommen sich getrauert, 
frey und unverschränkt seyn. 
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$ 181. Wo Zünfte sind, muß ein jeder, der in der Stadt ein zunft- 
mäßiges Gewerbe treiben will, sich in dieselben aufnehmen lassen. 
$ 407. Anstalten, in welchen die Verarbeitung oder Verfeinerung 
gewisser Naturerzeugnisse im Großen getrieben wird, werden Fa- 
briken genannt. 

6 410. Die Erlaubniß zur Anlage einer Fabrik zu ertheilen, kommt 
allein dem Staate zu. 

$ 417. Eigentliche Fabrikanten sind dem Zunftzwange und den 
Statuten der Zünfte nicht unterworfen. 

$ 475. Wer den Handel mit Waaren oder Wechseln als sein Haupt- 
geschäft treibt, wird ein Kaufmann genannt. 

$ 476. Will jemand unter dem Schutz des Staats kaufmännische 
Geschäfte treiben, so muß er dazu die Erlaubniß der Obrigkeit 
nachsuchen. 


Neunter Titel: Von den Pflichten und Rechten des Adelsstandes 

$ 1. Dem Adel, als dem ersten Stande im Staate, liegt, nach seiner 
Bestimmung, die Vertheidigung des Staates, so wie die Unterstüt- 
zung der äußeren Würde und inneren Verfassung desselben, haupt- 
sächlich ob. 

$ 2. Zum Adelsstande werden nur diejenigen gerechnet, denen der 
Geschlechtsadel durch Geburt oder Landesherrliche Verleihung zu- 
kommt. 

$ 3. Durch die Geburt kommt er allen zu, die von einem adlichen 
Vater aus einer Ehe zur rechten Hand erzeugt, oder darin geboren 
sind. 

$ 9. Nur das Oberhaupt des Staats kann einem Unterthan, welcher 
den Adel durch die Geburt nicht hat, denselben verleihen. 

$ 21. In Ansehung der wesentlichen Rechte und Eigenschaften des 
Adelsstandes ist zwischen älterem und neuerem Adel kein Unter- 
schied. 

$ 34. Personen des Adelsstandes sind der Regel nach nur dem höch- 
sten Gerichte in der Provinz unterworfen. 

6 35, Der Adel ıst zu den Ehrenstellen im Staate, wozu er sich 
geschickt gemacht hat, vorzüglich berechtigt. 

$ 36. Doch bleibt dem Landesherren die Beurtheilung der Tüchtig- 
keit, und die Auswahl unter mehreren Bewerbern unbenommen. 

$ 37. Nur der Adel ist zum Besitz adlicher Güter berechtigt. 

$ 40. Nur der Adel kann Familien-Fideicomisse aus adlichen Gü- 
tern errichten. 

$ 41. Adliche Gutsbesitzer sind zur Ausübung der dem Gut ver- 
liehenen Jagdgerechtigkeiten in ihrem eignen Namen berechtigt. 


x 
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$ 42. Sie können die dem Gut anklebende Gerichtsbarkeit in ihrem 

Namen ausüben lassen. 

$ 43. Ihnen kommen die mit dem Kirchenpatronat verbundenen 

Ehrenrechte zu. 

$ 46. Das Recht, in den Versammlungen des Adels auf Kreis- und 

Landtagen zu erscheinen, und über die daselbst vorkommenden 

Angelegenheiten zu stimmen, gebührt in der Regel nur dem an- 

gesessenen Adel. 

$ 81. Wer mit Verschweigen oder Verläugnung eines adlichen Stan- 

des in eine Zunft oder Innung sich einschleicht, und bürgerliche 

Gewerbe treibt, der wird seiner adlichen Rechte verlustig.“ 

Aus: Allgemeines Landrecht für die Preußischen Staaten von 1794, Neudruck Frankfurt/M. 
1970 





Ill. Der Staat 


Die Souveränität und der Souverän 


Definition der Souveränität 
10 „Der Staat besteht also aus mehreren Bürgergemeinden und 
Provinzen, denen verschiedene Gebräuche und Gesetze eigen 
sind, die aber von einer höchsten Herrschaftsgewalt zusammen- 
gehalten werden... 
Maiestas [Souveränität] ist eine höchste, von Gesetzen ledige Ge- 
walt über Bürger und Untertanen... Sie muß als erstes definiert 
werden, wenn sie auch weder Philosophen noch Rechtskundige de- 
finiert haben, obwohl nichts zur Erkenntnis des Wesens des Staates 
von größerer Bedeutung oder Notwendigkeit ıst. Und da wir zu- 
vor den Staat definiert haben als die rechte Lenkung mehrerer Fa- 
milien und der ihnen gemeinsamen Dinge mit höchster und stän- 
diger Gewalt, so ist zu erläutern, was unter dem Begriff der 
höchsten und’ ständigen Gewalt zu verstehen ist. Sie muß, wie wir 
sagen, ständig sein, weil es geschehen kann, daß einem einzelnen 
oder mehreren die höchste Gewalt über die Bürger gegeben wird, 
doch nicht auf Dauer, sondern nur für eine kurze Zeit, nach deren 
Verlauf sie die höchste Gewalt niederzulegen haben. Sie sind nicht 
höchste Herrscher zu nennen, sondern sie sind eher Hüter de: 
höchsten Gewalt und Herrschaft solange, bis der höchste Herrscher 
oder das Volk die übertragene Herrschaft zurückfordert, als die 
eigentlichen Eigentümer und Herren ... Maiestas [Souveränität] 
wird weder durch eine höhere Gewalt, noch durch irgendwelche 
Gesetze, noch durch eine Frist begrenzt ... Denn der hat Maie- 
stas, der nach dem ewigen Gott niemand über sich sieht. 
Man hat [bisher] nicht definiert, was eine unbegrenzte, besser ge- 
sagt, vom Gesetz nicht begrenzte Gewalt ist. Definieren wir: sıe 
ist aller Gesetze ledig, dann hätte kein Herrscher die Rechte der 
Maiestas [Souveränität], da alle das göttliche Gesetz und das 
Gesetz der Natur bindet. Es gibt ein allen Völkern gemeinsames 
Gesetz, das aus den Gesetzen der Natur und den göttlichen Ge- 
setzen seine Grundsätze herleitet ... Wer aber eines, mehrerer 
oder aller Gesetze ledig ist, steht doch unter der Herrschaft derer, 
bei denen die Majestätsrechte liegen. Das eine muß feststehen: dem 
Herrscher ist es nicht erlaubt, Hand an das Geld und die Güter 
anderer zu legen oder jemand damit zu bereichern, ohne daß ein 
gerechter Grund gegeben ist... Denn rühmt die Menge: alles ge- 
hört dem Herrscher, so trifft das nur zü auf die Befehlsgewalt 
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und die Domänen; Privatbesitz und Eigentum bleiben davon un- 
berührt. 

Hauptsatz der ganzen Überlegung ist: es darf nichts gegen die 
göttlichen und natürlichen Gesetze angeordnet werden. Denn ist 
. das Ziel des Gesetzes die Gerechtigkeit, das Gesetz aber Befehl des 
Herrschers, des beseelten Abbildes des allmächtigen Gottes, dann 
folgt daraus, daß die Gesetze des Herrschers das Vorbild der gött- 
lichen Gesetze widerspiegeln.“ 


J. Bodint, De Republica I, Frankfurt 1641, nach: G. Möbus, Die politischen Theorien im 
Zeitalter der absoluten Monarchie bis zur Französischen Revolution, Köln und Opladen 
1966, S. 203 ]j. 


Von den Rechten und Pflichten eines Staates überhaupt, nach dem 
Preußischen Landrecht 


11 „Allgemeine Grundsätze. 


61. Alle Rechte und Pflichten des Staats gegen seine Bürger 
und Schutzverwandten vereinigen sich in dem Oberhaupt desselben. 
$ 2. Die vorzügliche Pflicht des Oberhaupts im Staate ist, sowohl 
die äußere als innere Ruhe und Sicherheit zu erhalten, und einen 
jeden bey dem Seinigen gegen Gewalt und Störung zu schützen, 
$ 3. Ihm kommt es zu, für Anstalten zu sorgen, wodurch den Ein- 
wohnern Mittel und Gelegenheit verschafft werden, ihre Fähig- 
keiten und Kräfte auszubilden, und dieselben zur Beförderung 
ihres Wohlstandes anzuwenden. 

6 4. Dem Oberhaupte im Staate gebühren daher alle Vorzüge und 
Rechte, welche zur Erreichung dieser Endzwecke erforderlich sind. 
Majestätsrechte 

$ 5. Die Vertheidigung des Staats gegen auswärtige Feinde anzu- 
ordnen; Kriege zu führen: Frieden zu schließen; Bündnisse und 
Verträge mit fremden Staaten zu errichten, kommt allein dem 
Oberhaupt des Staats zu. 

$ 6. Das Recht, Gesetze und allgemeine Polizeyverordnungen zu 
geben, dieselben wieder aufzuheben, und Erklärungen darüber mit 
gesetzlicher Kraft zu ertheilen, ist ein Majestätsrecht. 

$ 7. Privilegia, als Ausnahmen von dergleichen Gesetzen zu be- 


® Jean Bodin (1529—1596), Kronanwalt in Laon, kann als der bedeutendste Staarstheore- 
tiker des 16. Jahrhunderts angesehen werden. 1576 veröffentlichte er sein Hauptwerk 
„Les sıx Jivres de Ja Röpublique“. Indem Bodin die Souveränität als unabhängige Gewalt 
definiert, Jöste er die staatliche Gewalt von jeder inneren und äußeren Bindung und da- 
mit auch von der Bindung an eine Konfession. Hiermit wies er einen Weg zur Befreiung 


aus den gewaltsamen Religionswirren und schuf die Grundlage für die moderne Staats- 
theorie. 


Der Staat 11-12 


willigen, Standeserhöhungen, Staatsämter und Würden zu ver- 
leihen, gebühret nur dem Oberhaupte des Staats. 

$ 8. Todesurteil, ingleichen solche, die eine Zehnjährige Gefäng- 
niß- oder noch längere oder härtere Strafe festsetzen, können 
ohne ausdrückliche Bestätigung des Oberhauptes im Staat nicht 
vollzogen werden. 

$9. Das Recht, aus erheblichen Gründen Verbrechen zu verzei- 
hen ..., kann nur von dem Oberhaupt des Staats unmittelbar 
ausgeübt werden. 

$ 12. Das Recht, Münzen, Maaß und Gewicht zu bestimmen, ge- 
hört zu den Majestätsrechten. 

6 13. Alle im Staate vorhandenen und entstehenden Gesellschaften 
und öffentlichen Anstalten sind der Aufsicht des Landesherren, 
nach dem Zwecke der allgemeinen Ruhe, Sicherheit und Ordnung 
unterworfen. 

$ 14. Damit das Oberhaupt des Staats die ihm obliegenden Pflich- 
ten erfüllen, und die dazu erforderlichen Kosten bestreiten könne, 
sind ihm gewisse Einkünfte und nutzbare Rechte beygelegt. 

$ 15. Das Recht, zur Bestreitung der Staatsbedürfnisse das Privat- 
vermögen, die Personen, ihre Gewerbe-Produkte oder Consum- 
tion mit Abgaben zu belegen, ist ein Majestätsrecht. 

$ 16. So weit die Besorgung gewisser zu den Rechten und Pflich- 
ten des Staats gehörender Angelegenheiten und Geschäfte den Be- 
amten des Staats vermöge ihres Amts obliegt, muß diesen, inner- 
halb der Gränzen ihres Auftrages, eben so, wie dem Landesherren 
selbst, Folge geleistet werden.“ 


Aus: Allgemeines Landrecht Jür die Preußischen Staaten von 1794, Neudruck Frankfurt/M. 
1970 


Die beste Staatsform: die Erbmonarchie 
Pascal? über das dynastische Erbrecht 


12 „Das Vernunftloseste auf der Welt wird das Vernünftigste, 
weil es bei den Menschen keine natürliche Ordnung gibt. 
Gibt es etwas, das weniger vernünftig schiene als die Wahl des 


3 Blaise Pascal (1623—1662), ein bedeutender Marhematiker und Physiker und wohl der 
größte religiöse Denker des neuzeitlichen Frankreich. Unter Einfluß des Augustinus und 
des auf diesem beruhenden Jansenismus legte Pascal in seinen „Pensees sur la religion“ seine 
Überzeugung von der Verlorenheit und Einsamkeit des natürlichen Menschen und von der 
Notwendigkeit der Rückkehr des Menschen zu Gott durch den Glauben dar. Pascal gründet 
die Gottesbeziehung auf das mystische Gefühl und weist mit unerbitcelicher Logik die 
Grenzen der logishen Vernunft nach. Gleichwohl erkennt er den Wert der Vernunft 
innerhalb der ihr gesteckten Grenzen an, und so wie er mittels der Vernunft zu be- 
deurenden Erkenntnissen im Bereich der Naturwissenschaften gelangte, sa bemühte er sic 
auch darum, die anscheinend vernunftlose historische Wirklichkeit mit der Vernunft zu 
durchdringen. 
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erstgeborenen Sohnes einer Königin zur Regierung eines Staates? 
Zur Führung eines Schiffes wählt man doch nicht denjenigen unter 
den Reisenden, der aus dem besten Hause stammt. Dies Gesetz 
würde lächerlich und ungerecht sein. Aber weil sie so sind und es 
immer sein werden, werden sie vernünftig und gerecht, denn wen 
sollte man wählen, den Tugendhaftesten und Geschicktesten? So- 
fort sind sie unweigerlich im Handgemenge, jeder wird behaup- 
ten, der Tugendhafteste und Geschickteste zu sein. Binden wir 
also diese Eigenschaften an irgendein unbestreitbares Faktum. Das 
ist der älteste Sohn des Königs; das ist eindeutig, da gibt es kei- 
nen Streit. Die Vernunft könnte es nicht besser machen, denn der 
Bürgerkrieg ist das größte Übel.“ 


Aus: B. Pascal, Über die Religion (Pensees). Übertragen und hrsg. v. E. Wasmuth, Berlin 
1940, 5.149 ff. 


Bodin über das männliche Thronfolgerecht 


13 „Die legitime Monarchie ist den andern Staatsformen über- 

legen, das ist für jeden ganz klar. Doch ich meine, sie wäre noch 
glücklicher daran, wenn man sie nach dem Erbrecht, und zwar 
unter Ausschluß jeder Zufälligkeit, nur einem männlichen Erben, 
ohne Rücksicht auf Frauen, gibt. Das ıst ım einzelnen mit Bei- 
spielen und Beweisgründen zu erhellen; denn wir sehen einige, die 
meinen, es sei besser, den König auf Grund hervorragender Eigen- 
schaften vom Adel oder vom Volk wählen zu lassen. Wird dieser 
Gedanke unerfahrenen Menschen eingeredet, bringt er die glanz- 
vollsten Reiche zu Falle... Das erste, was an der Wahl von Köni- 
gen sehr unheilvoll ist, ist die Anarchie, die das Interregnum mit 
sich bringt, in der es keine leitende Gewalt gibt und der Staat in 
die Gefahr kommt, in der ein Schiff ohne Steuermann ist, das in 
den Wogen hin und her geworfen wird und im Augenblick unter- 
geht, in dem es vom Sturm erfaßt wird. Auch wenn er der Gefahr 
entgeht, ist doch eine Zeitlang den wildesten und frechsten unter 
den Bürgern alles ohne Strafe erlaubt.“ 


Aus: ]. Bodin, De Republica III, Frankfurt 1641, nach: G. Möbus, Die politischen Theo- 
rien im Zeitalter der absoluten Monarchie bis zur Französischen Revolution, Köln und 
Opladen 1966, S. 209/210 


Thronfolge-Edikt Ludwigs XV., 1717 


Ludwig XIV. bangte nach dem vorzeitigen Tode seines Sohnes und sei- 
nes Enkels um den Fortbestand seiner Dynastie. Aus diesem Grunde 
erließ er im Jahr 1714 ein Edikt, das für den Fall des Ablebens der 
Prinzen von Geblüt die Nachfolge seiner durch Legitimation anerkann- 
ten Bastarde, des Herzogs von Maine und des Grafen von Toulouse, 
vorsah. Nach französischem Rechtsbrauch war es gestattet, seine legi- 
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timierten unchelichen Kinder in den Adelsstand zu erheben. Das Edikt 
von 1714 ging aber noch darüber hinaus und sprach den illegitimen Söh- 
nen sogar ein Nachfolgerecht für den Thron zu. Der französische Hoch- 
adel sah hierin eine Verletzung des Geblütsrechts und der Grundgesetze 
der Monarchie und setzte dem Edikte heftigsten Widerstand entgegen. 
Träger der Opposition war vor allem das Parlament von Paris. Bald 
nach dem Tode Ludwigs XIV. wurde das Edikt widerrufen. Ein neues 
Thronfolge-Edikt, vom Jahre 1717, setzte prinzipiell fest, daß allein die 
Prinzen von Geblüt zur Erbfolge berechtigt seien. 


Das Edikt enthält folgende Begründung: 


14 [Die Entscheidung Ludwigs XIV.) „bewirkt einen ständigen 
Gegensatz zwischen den Prinzen von Geblüt und den legi- 
timierten Prinzen, der nachteilige Folgen zu haben beginnt und 
der aus Gründen des Staatswohls im Keim erstickt werden muß. 
Wir hoffen, daß Gott, der das Haus Frankreich so viele Jahr- 
hunderte hindurch erhalten hat, ihm in Zukunft nicht minder sein 
Wohlwollen schenken wird und daß er die Dynastie so lange be- 
wahren wird wie die Monarchie selbst und daß er in seiner Güte 
das Übel abwenden möge, das durch die Maßnahme des seligen 
Königs entstanden ist ... Da die Grundgesetze unseres Königs- 
reiches uns in das glückliche Unvermögen verserzen, den Besitz 
unserer Krone zu veräußern, gereicht es uns zur Ehre, anzuerken- 
nen, daß wir noch viel weniger frei sind, um über die Krone selbst 
zu verfügen. Wir wissen, daß die Krone uns nur aus Gründen des 
Wohles und der Gesundheit des Staates zukommt, so daß folglich 
nur der Staat selbst ein Recht hat, darüber zu verfügen.“ 
Aus: Isambert u. a., Recueil general des anciennes lois frangaises ... ., Bd. XXI, 5. 146 ff. 


Die pragmatische Sanktion von 1713 


Eine pragmatische Sanktion ist ein Grundgesetz, das wichtige Staatsan- 
gelegenheiten ein für allemal ordnen soll. Besondere Bedeutung kommt 
der Pragmatischen Sanktion Karls VI. vom 19. April 1713 zu. 

Auf Leopold I. war im Jahre 1705 sein ältester Sohn Joseph I. gefolgt. 
Als dieser bereits im Jahre 1711 ohne männliche Erben starb, folgte ihm 
sein jüngerer Bruder Karl. Der damals noch kinderlose Karl VI. wollte 
mittels der Pragmatischen Sanktion eine definitive Regelung für die 
Nachfolge treffen, um auf diese Weise die habsburgischen Länder für 
immer seiner Dynastie zu erhalten und die Einheit der Monarchie zu 
wahren. 

Dieses Gesetz wurde von Karl VI. 1713 als Hausgeserz erlassen und 
zwischen 1720 und 1723 den Landtagen der einzelnen Provinzen zur 
Annahme vorgelegt. Nur unter größten Schwierigkeiten erlangte Karl 
VI. die Zustimmung der europäischen Mächte. Trotzdem mußte die Erb- 
tochter Karls VI., Maria Theresia, den österreichischen Erbfolgekrieg 
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(1740-1748) führen. Erst der Friede von Aachen 1748 brachte die end- 
gültige europäische Anerkennung der Pragmatischen Sanktion. 


Die Publizierung der Pragmatischen Sanktion * 


15 „Ihre Kaiserliche Majestät haben auf den neunzehnten April 
siebzehnhundert und dreizehn um zehn Uhr allen dero all- 
hier in Wien anwesenden Geheimen Räten an dem gewöhnlichen 
Ort zu erscheinen ansagen lassen. Als nun die bestimmte Stunde 
herbeikommen, haben sich Ihre Kaiserliche Majestät in dero Ge- 
heimen Ratsstuben unter den Baldachin begeben und vor den ge- 
wöhnlichen Kaiserlichen Tisch gestellt, daraufhin auch dero Ge- 
heime Räte und Ministros hineinberufen. Diese sind in ihrer Rang- 
ordnung eingetreten und jeder ist an seinem Ort stehen geblieben. 
Nachdem dieses also geschehen, haben Ihre Kaiserliche Majestät 
hauptsächlichen Inhalts weiter vermeldet: es sei ... nunmehr nach 
Absterben weiland Ihres Herrn Bruders Majestät und Liebden 
ohne männliche Erben auf Ihre Kaiserliche Majestät ... alle des- 
sen hinterlassenen Erbkönigreiche und Landen gefallen und sämt- 
lich bei Ihren ehelichen männlichen Leibeserben nach dem Jure 
primo-geniturae, so lange solche vorhanden, unzerteilt zu verblei- 
ben haben. Auf Ihren Abgang aber — so Gott gnädiglich abwenden 
wollte — auf die chelich hinterlassenen Töchter allezeit nach Ord- 
nung und Recht der primogenitur gleichmäßig unzerteilt kom- 
men. Ferner in Ermangelung oder Abgang der von Ihrer kaiser- 
lichen Majestät herstammenden chelichen Descendenten männli- 
chen und weiblichen Geschlechts, dieses Erbrecht aller Erbkönig- 
reiche und Landen unzerteilt auf Ihrer Majestät Herrn Bruder 
Josephi, kaiserlichen Majestät und Liebden seeligsten Gedächtnis, 
nachgelassene Töchter und deren eheliche Descendenten wiederum 
auf obige Weise nach dem Jure primo-geniturae fallen ... müß- 
ten. 
Um willen nun diese immer währende Satzung, Ordnung und 
Pacta zu Ehren Gottes und Konservation aller Erblanden ange- 
sehen, errichtet auch nächst und samt weiland Ihres Herrn Vaters 
und Herrn Bruders Majestäten und Liebden von Ihrer kaiserlichen 
Majestät durch leiblichen Eidschwur bekräftigt worden, so würden 
sowohl Ihre kaiserliche Majestät darob beständig halten, als Ihre 
Majestät zu Ihren Geheimen Räten und Ministris sich mildest ver- 
seheten, dieselbe auch gnädigst ermahneten, und ihnen befehleten; 
daß nicht minder sie solche pacta und Verordnung vollkomment- 


4 Vereinfachter Text. 
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lich zu beobachten, zu erhalten und zu verteidigen gedacht und 
beflissen sein sollten und werden ... 
Wonac Ihre Kaiserliche Majestät und folgende Herren Geheime 
Räte und Ministri abgetreten sind.“ 

Nadı: Die Pragmatische Sanktion, hrız. v. G. Turba, Wien 1913, S. 48 ff. 


Der Herrscher: Gottes Ebenbild 


Die Könige sind die Gesandten Gottes 


16 »Es gibt auf Erden nichts Größeres und Höheres als die Ma- 
jestät der Könige nächst dem allmächtigen Gott. Sie sind 
gleichsam als seine Gesandten zum Wohl der übrigen Menschen 
bestellt worden. Es ist darum billig, ihre Herrschaft und Gewalt, 
wer und wie immer sie seien, sorgsam zu achten. Man muß ihnen 
mit aller Treue, Sorge und Unterwerfung folgen. Und man darf 
. von ihnen nicht anders sprechen und denken als von Gesandten 
des ewigen und allmächtigen Gottes. Denn wer dem höchsten 
Herrscher, dem Gehorsam geschuldet wird, Schimpf antut, be- 
schimpft die Majestät Gottes, dessen lebendes und beseeltes Eben- 
bild er ist. 
Der erste und vornehmste Punkt, auf dem die Majestät [Souverä- 
nität] beruht, besteht darin, daß Gesetze und Gebräuche von der 
Willkür und dem Willen derer abhängen, die die höchste Gewalt 
im Staate innehaben. Sie kann deshalb mit den Untertanen nicht 
geteilt werden. 
Wer aber die Gewalt hat, Gesetze zu erlassen, hat auch Gewalt, 
sie aufzuheben, abzuändern, teilweise aufzuheben, durch Zusätze 
zu ergänzen, sei es daß ein Gesetz im ganzen veraltet oder in 
einem Teilstück eine Auslegung erhält oder einen Abschnitt, der 
es mit der Billigkeit in Einklang bringt ... Die höchste Gewalt 
innehaben, heißt, das Gesetz der Gesaıntheit der Staatsbürger und 
jedem einzelnen von ihnen auferlegen, und selbst keines entge- 
genzunehmen, es sei denn vom ewigen Gott. Ein Herzog, der 
zwar allen seinen Untertanen das Gesetz gibt, jedoch vom Kaiser 
oder Papst oder König das Gesetz empfängt, oder einen Teilhaber 
an der Herrschaft har, dem fehlt die höchste Gewalt ... Andere 
Grundtatsachen der Souveränität sind Kriegserklärung und Frie- 
densschluß, Souveränitätsrechte, die von anderen kaum übertrof- 
fen werden, weil vom Ausgang eines Krieges sehr oft Zukunft 
und Zustand eines Staates abhängen ... Der dritte Hauptpunkt 
der Souveränität ist die Einsetzung von Magistraten. 
Wer als Privatperson oder mit irgendeiner Vollmacht ausgestattet 
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gegen die Majestätsrechte angeht, macht sich eines todeswürdigen 
Verbrechens schuldig. 
Wenn ... eine Monarchie auf der höchsten Gewalt eines einzelnen 
begründet ist, wie die der Franzosen, Spanier, Engländer, Schot- 
ten, Türken, Russen, Tartaren, Perser, Äthiopier, Inder und fast 
aller Reiche Afrikas und Asiens, wo ohne Zweifel Könige die 
Majestätsrechte innehaben, ist es weder einzelnen Bürgern noch 
ihrer Gesamtheit gestattet, über Leben, Ruf und Vermögen des 
höchsten Herrschers zu befinden. 
Nichts ist für die Sicherheit der Herrscher so wichtig, wie die 
Überzeugung der Untertanen, daß sie heilig und unverletzlich sein 
müssen. Wenngleich es auch für den Staat sehr wichtig ist, daß das 
Königsgeschlecht sakrosankt ist, damit nicht nach Beseitigung der 
Herrscher der Staat zusammenbricht oder durch endlose Aufstände 
beunruhigt und zerrissen wird.“ 

Aus: J. Bodin, De Republica I, nach: G. Möbus, op. cit. $. 206 ff. 


Die Könige werden mit den Namen von Göttern geschmückt 


17 „Die Könige werden ... mit dem Namen von Göttern ge- 
schmückt, weil sie auf Erden den Thron Gottes innehaben 
und Gott allein für ihr Amt Rechenschaft schuldig sind. 
Die Gebote des Königs sind zu befolgen als die eines Diener Got- 
tes, wenn sie nicht göttlichen Geboten durchaus zuwiderlaufen. 
Den König muß man als von Gott gegebenen Richter achten, der 
Gott allein verantwortlich ist, wenn er Urteil spricht und von 
seinem Urteil Rechenschaft gibt. Den König muß man fürchten 
wie einen Rächer, lieben wie einen Vater, für ihn beten wie für 
seinen Patron, wenn er gut ist, damit er darin fortfahre, wenn er 
schlecht ist, damit er sich besinne. Seine gerechten Gebote sind un- 
verzüglich auszuführen, bei ungerechten aber ist sein Zorn ohne 
Widerspruch zu fliehen und allein durch Flehen und Seufzen zu 
widerstehen. Gott ist zu Hilfe zu rufen, entsprechend jenem Wort 
während der Leiden der ersten Kirche: Gebete und Tränen sind 
die Waffen der Kirche. 
Die Wahrheit steht im Widerspruch zu den Irreführungen auf- 
rührerischer Schriftsteller, die uns einreden wollen, es seien Ge- 
setze erlassen und vollstreckt worden, ehe Herrscher die Macht 
in ihrer Hand hatten. Dabei ist es offenkundig, daß den Bar- 
baren von einem weisen König zuerst der Staat geschaffen wor- 
den ist, dann Gesetze gegeben worden sind. Welches Recht dann 
aus seiner Macht heraus auch verwirklicht worden ist... Daher 
kommt es, daß unsere Gesetze von den Königen herkommen, nicht 
aber die Könige von den Gesetzen. Um das noch klarer herauszu- 
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stellen: auf Grund unserer Archive, in denen das alte und ur- 
sprüngliche Königsrecht aufbewahrt wird, steht fest, daß der Kö- 
nig Herr und Eigentümer aller Güter ist und unmittelbarer Herr 
über alles in seinem Herrschaftsbereich. 
Steht fest, daß der König der Herr und Eigentümer des Landes 
ist, so ist ebenso wahr, daß ihm den Personen aller gegenüber das 
unaufhebbare Recht über Leben und Tod zusteht ... Damit soll 
der alte Unterschied von Herrscher und Gesetz nicht aufgehoben 
werden, der zufolge der Herrscher sprechendes Gesetz und das 
Gesetz ein schweigender Herrscher ist. Denn weder kann jemand 
Gott Rechenschaft von seiner Herrschaft geben, noch auch unter 
Menschen sicher und erfolgreich regieren, der als König die Ge- 
setze mißachtet. Es soll jedoch der König würdiger und größer 
sein als das Gesetz, dem er Geltung und Kraft verleiht. 
Doch wenn er ein guter König ist, wird er alles, außer seiner 
Person, den Gesetzen gemäß lenken, doch die höchste Lust darin 
finden, selbst nach ihrem Gebot zu leben. Er wird niemals von 
dem ewigen Grundsatz abgehen, der lautet: das Wohl des Volkes 
soll höchstes Gesetz sein. 

Aus: Jakob 1%, Trew Law of free Monarchies, 1598, nadı: G. Möbus, op. cit. S. 217 ff. 


Die Monarchie ist die älteste und naturgemäßeste Staatsform 


']8 „Die Monarcie ist die älteste und naturgemäßeste Staats- 
form, denn sie ist aus der väterlichen Gewalt hervorgegan- 
gen. Alle Menschen werden als Untertanen geboren, und schon die 
Herrschaft des Vaters, in dessen Gehorsam sie aufwachsen, ge- 
wöhnt sie, nur ein Oberhaupt zu verehren. 
1. Satz: Der Fürst ist niemand Rechenschaft schuldig von dem, 
was er anordnet. Ohne diese bedingungslose Autorität kann er 
das Gute nicht tun und das Böse nicht beseitigen. Seine Gewalt 
muß so groß sein, daß niemand sich ihr entziehen kann. Die ein- 
‚zige Zuflucht des Bürgers vor der öffentlichen Gewalt ist seine 
Unschuld. 
2. Satz: Hat der Fürst gesprochen, so gibt es kein anderes Urteil. 
Man muß dem Fürsten gleichwie der Gerechtigkeit selbst gehor- 
chen, sonst kann Ordnung und ein Ende der Streitigkeiten nicht 


5 Jakob (1566-1625), Sohn der Maria Stuart, wurde 1567 König von Schottland und 
1603 König von England und vereinigte damit als König von Großbritannien beide Reiche 
'in Personalunion. In den Kämpfen mit dem aufsässigen schottischen Adel gelangte er zu 
der Überzeugung, daß lediglich ein starkes Königtum Recht und Friede aufrechterhalten 
könne. Er war literarisch und theologisch gebildet und schrieb Gedichte und gelehrte Ab- 
handlungen. In „The Trew Law of free Monarchies“ vertrat er den göttlichen Ursprung 
der käniglichen Macht. 
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entstehen. Denn er ist von Gott und sozusagen ein Stück der 
göttlichen Unabhängigkeit. Gott allein kann über seine Entschei- 
dungen befinden und seine Person richten. Wer daher dem Für- 
sten den Gehorsam verweigert, hat gar keinen Anspruch, einem 
anderen Richter vorgeführt zu werden, vielmehr wird er ohne 
Gnade zum Tode verdammt als ein Friedenstörer und Feind der 
menschlichen Gesellschaft. 

3. Satz: Es gibt keine Gewaltausübung gegen den Fürsten. Ge- 
waltausübung bedeuter eine Macht, die rechtmäßig ergangene Be- 
fehle vollstreckt. Rechtmäßige Befehle aber vermag nur der Fürst 
zu geben. Somit gebührt ihm allein die Gewaltausübung. Ihm al- 
lein obliegt die allgemeine Volkswohlfahrt. Und aus dieser wich- 
tigsten Befugnis folgt alles übrige: Er teilt die öffentlichen Arbei- 
ten aus, er verfügt über Ämter und Waffen, er vollzieht Erlasse 
und Befehle, er bestimmt die Ehrungen. Wo Macht erscheint, 
hängt sie von ihm ab, und so ist auch keine Versammlung ohne 
seinen Vorsitz. 

4. Satz: Das bedeutet aber nicht, der Fürst wäre von den Ge- 
setzen befreit. Er ist gleich allen anderen Recht und Gesetz unter- 
worfen, ja er vor allen soll gerecht sein und seinem Volk ein Bei- 
spiel in Erfüllung der Gesetze geben. Aber den Strafen der Ge- 
setze ist er nicht unterworfen.“ 


Aus: Bossucı8, Politik nach den ureigensten Worten der Heiligen Schrift, 1682, übersetzt. 
aus: Bossuet, Oeuvres completes, La Politique tiree des propres paroles de P’Ecritwre 
Sainte, Bd, 23 u, 24, Paris 1862 


L’Etat c’est moi 


Der „Sonnenkönig“. Aus den Aufzeichnungen Ludwigs XIV. 
für seinen Nachfolger 


Ludwig XIV. har den Ausspruch „L’Etat c’est moi“ wohl niemals geran. 
Es ist aber kein Zufall, daß ihm diese Worte in den Mund gelegt wor- 
den sind, spiegeln sie doch in prägnantester Form seine Auffassung vom 
Staat und der Stellung des Königs wider. Staat und Königtum identifi- 


© Jacques B£nigne Bossuer, Bischof von Meaux, Theologe und Kanzelredner. Als Be- 
wunderer Ludwigs XIV. verfaßte er 1682 die Erklärung der Gallikanischen Freiheiten, 
die für eine weitgehende Unabhängigkeit der französischen Bischöfe von dem römischen 
Papsttum und für eine Unterordnung der gallikanischen Kirche unter den französischen 
König einıraten. Als Erzieher des Dauphin, des Thronfolgers, schrieb er für diesen den 
„Discours sur l’histoire universelle“, eine lerzte große Deutung der Weltgeschichte als 
Heilsgeschichte im Sinne Augustins, und 1682 die Schrift „Politique tirde des propres 
paroles de l’Ecriture Sainte“, eine Verteidigung des absoluten Königtums und des gött- 
lichen Ursprungs der Königsmadt. 
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zieren sich. Die gesamte Staatsmacht gebührt dem König, der König 
geht im Staat auf. j 

Diese Auffassung durchzieht die Memoiren Ludwigs XIV., deren Ab- 
fassung im wesentlichen durch seine Scekretäre erfolgte, die aber ganz 
den Stempel seiner Persönlichkeit tragen. Sie umfassen die Jahre 1661 
bis 1662 und 1666-1668. Die Darstellung der Absichten, Auffassungen 
und Entschlüsse des Königs sollte der Unterweisung des Dauphins 
dienen. 


19 „Annee 1662 

Bei diesem Karussell? wählte ich zum ersten Mal die Devise, 
an der ich seither festgehalten habe, und die Sie so häufig antreffen 
können. Ich war der Ansicht, sie dürfte sich nicht bei etwas Be- 
sonderem oder bei Dingen von geringerer Bedeutung aufhalten, 
sondern sie müsse gewissermaßen die Pflichten eines Fürsten wie- 
dergeben und mich selbst ständig mahnen, sie zu erfüllen. Als Bild 
wählte ich die Sonne, die nach den Regeln der Wappenkunst das 
vornehmste Emblem vorstellt. Sie ist ohne Zweifel das lebendigste 
und schönste Sinnbild eines großen Fürsten, sowohl deshalb, weil 
sie einzig in ihrer Art ist, als auch durch den Glanz, der sie um- 
gibt, durch das Licht, das sie den anderen Gestirnen spendet, die 
gleichsam ihren Hofstaat bilden, durch die gerechte Verteilung des 
Lichtes über die verschiedenen Himmelsgegenden der Welt, durch 
die Wohltaten, die sie überall spendet, durch das Leben, die 
Freude und die Tätigkeit, die sie überall weckt durch ihre unauf- 
hörliche Bewegung, bei der sie trotzdem in ständiger Ruhe zu 
schweben scheint, durch ihren ständigen und unveränderlichen 
Lauf, von dem sie niemals abweicht.“ 


„Annee 1661 

Ich kann Ihnen nicht genug schildern, was ich alles dem Entschluß, 
selbst die Regierung in die Hand zu nehmen, verdanke. Ich 
fühlte, wie mein Geist und mein Mut sich hoben, es kam mir 
vor, als sei ih ein ganz anderer Mensch geworden ... Erst jetzt 
erkannte ich, daß ich König, daß ich zum Herrscher geboren sei 
... Es gibt kein Gefühl der Befriedigung, das dem zu vergleichen 
wäre, wenn man jeden Tag Fortschritte in ruhmreichen und gro- 
ßen Unternehmen feststellen kann, wenn das Glück des Volkes, 
das man selbst nach seinem Plan und seiner Arbeit geschmiedet 
hat, stets noch wächst und blüht. Das, was bei dieser Arbeit das 
Notwendigste ist, bereitet gleichzeitig die größte Freude: denn es 
besteht in einem Worte, mein Sohn, in nichts anderem, als mit 


° Karussell; Ritcerspiel und Hoffest, im 17. und frühen 18. Jahrhundert, das an die Stelle 
des mittelalterlichen Turniers trat. 
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offenen Augen die Welt zu betrachten, zu jeder Stunde die Nach- 
richten aus allen Provinzen und fremden Ländern entgegenzu- 
nehmen, die Geheimnisse aller Höfe zu durchdringen, die Sinnes- 
art und die Schwächen der Herrscher und ihrer Außenminister. 
Man muß über eine unendliche Zahl von Dingen unterrichtet 
sein, von denen die anderen glauben, wir wüßten von ihnen 
nichts. Man muß bei seinen Untertanen das zu erfassen suchen, 
was sie uns mit besonderer Sorgfalt zu verbergen trachten. Man 
muß die entlegensten Absichten seiner eigenen Höflinge zu ent- 
decken suchen, die schwer erkennbaren Interessen, die unsere eige- 
nen Interessen durchkreuzen könnten.“ 


„Annee 1661 

Ich begann meine eigene Regierung damit, daß ich die vier Staats- 
sekretäre nichts mehr unterzeichnen ließ, worüber sie mit mir 
nicht vorher gesprochen hatten. Ebenso stand es mit dem Finanz- 
intendanten, und es wurde in seinem Bereich nichts vorgenom- 
men, was nicht in einem Hauptbuche verzeichnet wurde, das mir 
zugleich mit einem kurzen Auszug zuging, und aus dem ich in 
jedem Augenblick eine klare Übersicht über die Staatsgelder, über 
die geleisteten oder noch zu leistenden Staatsausgaben gewinnen 
konnte. Ein gleicher Befehl ging an den Kanzler.“ 


„Annee 1661 
Was die Personen betrifft, die mich bei meiner Arbeit zu unter- 
stürzen hatten, so beschloß ich vor allem, keinen Premierminister 
zu wählen ... Denn nichts ist unwürdiger, als wenn auf der einen 
Seite ein Mann die ganzen Herrscherfunktionen ausübt, auf der 
anderen Seite ein König steht, dem nur der Titel übriggeblieben 
ist.“ 
„Annee 1661 
Ich machte es mir zum Gesetz, regelmäßig zweimal am Tage zu 
arbeiten, und zwar jedesmal zwei bis drei Stunden lang, gemein- 
sam mit verschiedenen Mitarbeitern. Dazu kommen die Stunden, 
die ich allein arbeitend verbrachte, ferner die Beschäftigung mit 
außerordentlichen Angelegenheiten - denn man konnte über diese 
Dinge zu jedem Augenblick mit mir sprechen, wenn es sich um 
etwas wirklich Dringendes handelte. Dies galt jedoch nicht für 
die fremden Gesandten, die bisweilen den Zutritt, den man ihnen 
gewährt, für ihre Zwecke ausnützen, sei es, um etwas zu erreichen, 
oder sei es, um etwas zu erfahren, und die man nur anhören darf, 
wenn man darauf vorbereitet ist.“ 
Aus: Ludwig XIV., Memoiren, hrsg. v. L. Steinfeld, Basel und Leipzig 1931, S. 177, 23 ff., 
25 u. 27 
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Colbert über die Regierungsweise Ludwigs XIV., 1663 


70 »An dieser Stelle darf eine überraschende und für alle künf- 

tigen Jahrhunderte bewundernswerte Tatsache nicht ver- 
schwiegen werden: daß dieser Fürst ... in den zwanzig Monaten, 
in denen er bisher regelmäßig die Beratungen über die Finanzen 
des Königreichs abhält und nur von ärgerlichen und schwer ver- 
ständlichen Dingen reden hört, die gar nicht angenehm sind und 
dem Geist eines großen Fürsten keine Befriedigung geben können, 
nie Ungeduld gezeigt hat, sie abzuhalten, nie die genaue Zeit ver- 
säumt hat, die er angesetzt hatte, und oft, wenn diejenigen, die 
die Ehre hatten, dabei zu sein, ihn hatten warten lassen, nie Un- 
geduld oder Unzufriedenheit gezeigt hat; und alle Male, wenn 
einige von ihnen sich in irgendeine unnütze Abschweifung verlo- 
ren, har er niemals versäumt, sie mit der ihm natürlichen Freund- 
lichkeit wieder dahin zurück zu bringen, den Faden der sachlichen 
Erörterung wieder aufzunehmen.“ 


Anus: Leitres, instructions et m&moires de Colbert, Bd. II, 1. Teil 


Der König, der erste Diener seines Staates 


Entsprechend einer allgemeinen Sitte der Zeit verfaßte Friedrich der 
Große 1752 ein „Politisches Testament“, in dem er, gestützt auf seine 
staatsmännische Erfahrung, ein breites Bild von der preußischen Mon- 
archie entwirft und die Mittel angibt, die anzuwenden sind, um Preu- 
ßen zu Macht und Größe zu führen. Das Testament enthält eingehende 
Angaben über die Pflichten des Fürsten und über die Prinzenerziehung. 
Er schildert die Organisation der staatlichen Verwaltung, die Struktur 
der Wirtschaft, die hierarchische Gliederung der Gesellschaft, die Funk- 
tionen der einzelnen sozialen Gruppen und die Grundzüge seiner mer- 
kantilistischen Wirtschaftspolitik und seiner Außenpolitik. Während 
Friedrich II. als Kronprinz im „Antimachiavell“ (1739) die machiavelli- 
stische Interessenpolitik verurteilt und es dem Fürsten zur Pflicht ge- 
macht hatte, eine humanitäre, philanthropische und aufgeklärte Politik 
zu treiben, wird das „Politische Testament“ von. einem realistischen 
Machtdenken beherrscht. Sein Ziel isc die Erhöhung der preußischen 
Macht. Im Jahre 1768 verfaßte Friedrich IL. ein zweites Politisches Te- 
stament, das auch als „Militärisches Testament“ bezeichnet wird, in dem 
die humanitären Aufklärungsideale erneut stärker hervortreten. Fried- 
rich II. war eine problematische Natur, in dem zwei Staatsgedanken 
nebeneinander lebten: das realistische Prinzip der Sicherung und Stär- 
kung der politischen Macht und das Humanitätsideal der Beglückung 
und Aufklärung des Volkes. 
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Aus dem Politischen Testament Friedrichs des Großen 


21 „Die erste Pflicht eines Bürgers ist, seinem Vaterlande zu 
dienen. Diese Verpflichtung habe ich in jeder Lage meines 
Lebens zu erfüllen versucht. Ein Mann, der, wie ich, mit der 
Würde des höchsten Amtes betraut ist, hat Gelegenheit und Mög- 
lichkeiten genug, sich seinen Mitbürgern nützlich zu machen. Ich 
habe mir vorgesetzt, niemals den Gang der Rechtspflege zu stö- 
ren. Im Gericht sollen die Gesetze sprechen und der Fürst schwei- 
gen.® Aber dies Schweigen hat mich nicht gehindert, die Augen 
offen zu halten, um das Verhalten der Richter zu überwachen. 
Es ist... Pflicht (des Herrschers), sein Volk zu lieben und ihm in 
allen Fällen, die von ihm abhängen, zu helfen, sei es, daß er ihm 
Nachlässe gewährt oder ihm die allzu harten Steuern erleichtert 
oder daß er den Adel und seine Privilegien aufrecht erhält, nicht 
minder die Städte, und daß er die Domänenkammern und die 
Finanzbeamten straft, die böswillig gegen Adel, Städte und 
Bauern Prozesse anstrengen. Ein Fürst muß es als seine Pflicht 
betrachten, den Adel zu protegieren, denn er ist der schönste 
Edelstein seiner Krone und die Zierde seiner Armee. In einem 
Staat wie Preußen muß ein Fürst seine Geschäfte selbst treiben; 
denn wenn er klug ist, wird er das öffentliche Wohl, das ja auch 
das seine ist, zur Richtschnur nehmen, ein Minister aber hat immer 
einen besonderen Gesichtspunkt und seine Spezialinteressen, und 
statt Leute von Verdienst zu befördern, wird er die Stellen mit 
seinen Kreaturen besetzen und seine eigene Stellung durch die 
Menge der Untergebenen zu stärken suchen, die er an seine Per- 
son kerrter. Der Herrscher aber wird den Adel stützen, den Klerus 
in seinen Schranken halten, nicht gestatten, daß Prinzen intrigie- 


8 Friedrich hat sich nicht immer an dieses Prinzip gehalten. Der sogenannte Arnoldsche 
Prozeß ist ein Musterbeispiel der Kabinettsjustiz. Ein Müller namens Arnold wandte sich 
1779 an den König mir der Klage, sein Gutsherr, von dem er die Mühle in Erbpact 
habe, habe ihm durch Anlage eines Karpfenteiches das Wasser abgegraben, so daß er die 
Mühle nicht mehr habe betreiben und den fälligen Pachtzins nicht habe bezahlen können. 
Der Gutsherr habe ihn deswegen verklagt, die Gerichte hätten ihn zur Nachbezahlung 
verurteilt und er habe die Mühle durch Zwangsversteigerung verloren. Die Darstellung 
des Müllers wich in entscheidenden Punkten von den Tatsachen ab. Der König nahm 
jedoch die Eingabe ungeprüft hin und beschloß ein Exempel .zu statuieren, da er mut- 
maßte, daß die Justizbeamten für ıhren adeligen Standesgenossen gegen den einfachen 
Mann Partei ergriffen hätten: cs scheint, „daß die Gevatterschaft im Lande mehr gilt 
als die Justiz“. Er hob das Urteil eigenmächtig auf, verfaßte ein dem Müller günstiges 
Urteil, verfügte die Absetzung und Inhaftierung der beteiligten Richter und entließ sei- 
nen hächsten Justizbeamten, den Großkanzler von Fürst. Friedrich hat ohne Zweifel Ge- 
rechtigkeit üben wollen. Doch hat er den wahren Sachverhalt nicht überprüft und har 


selbst gegen das von ihm vertretene Grundprinzip der Unabhängigkeit der Gerichte 
verstoßen. 
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ren oder Kabale machen, und das Verdienst ohne die besonderen 
Gesichtspunkte belohnen, die die Minister im Geheimen bei allem 
haben, was sie tun. 
Eine gut geführte Staatsleitung muß ein ebenso gut zusammen- 
hängendes System sein wie das eines Philosophen, alle Maßnah- 
men, die man ergreift, müssen wohl überdacht sein, Finanzen, 
Politik und Militär müssen sich ın einem Ziel zusammenfinden, das 
ist die Festigung des Staates und das Wachstum seiner Macht. Nun 
kann aber ein System nur aus einem Kopf entspringen, also muß 
dies der Kopf des Herrschers sein. Die Trägheit, die Sinnlichkeit 
oder die Dummheit sind die Ursachen, welche die Fürsten hin- 
dern, an dem edlen Werk der Begründung des Glücks ihrer Völ- 
ker zu schaffen. Diese Herrscher machen sich so verächtlich, daß 
sie bei ihren Lebzeiten zum Gespött und Gelächter werden und 
daß ihre Namen in der Geschichte höchstens der Chronologie die- 
nen. Sie leben auf dem Thron dahin, unwürdig ihn zu besitzen, 
damit beschäftigt, für sich selbst zu sorgen, und diese Vernach- 
lässigung ihrer Völker kann zu einem Verbrechen werden. Ein 
Herrscher ist nicht deshalb zu seiner Stellung erhoben und nicht 
deshalb hat man ihm die höchste Macht anvertraut, daß er in 
Weichlichkeit lebe, daß er sich mit dem Mark des Volkes mäste 
und daß er glücklich sei, während alle anderen Leiden tragen. 
Der Fürst ist der erste Diener des Staats, er ist gur bezahlt, da- 
mit er die Würde seiner Stellung aufrecht erhalten kann. Aber 
man verlangt von ihm auch wirksame Arbeit für das Wohl des 
Staats und zum mindesten sorgfältige Leitung der wichtigsten 
Staatsgeschäfte. In diesem Staat ist es sicherlich eine Ehre, im 
Bunde mit der Blüte des Adels und der Elite der Nation an der 
Festigung der Disziplin zu arbeiten, welche den Ruhm des Vater- 
landes erhält, es geachtet im Frieden und siegreich im Kriege 
macht. Man müßte sehr erbärmlich sein, in Trägheit und in La- 
stern verkommen, wenn man sich die Mühen und die Sorgen 
reuen ließe, welche die Aufrechterhaltung der Disziplin kostet, 
für die man doch sicherlich seine Belohnung in den Eroberungen 
und in dem Ansehen findet, das man genießt und das für einen 
Herrscher noch mehr bedeutet als das höchste Maß von Größe 
und eingebildeter Macht.“ 

Nach: Klassiker der Politik, Bd. 14, Berlin 1922 
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Die Staatsräson 


Aus Richclieus® Politischem Testament 


22 „Die öffentlichen Interessen müssen das einzige Ziel derer 
sein, die die Staaten regieren, oder wenigstens den Einzel- 
interessen vorgezogen werden. 
Die öffentlichen Interessen müssen das einzige Ziel des Fürsten 
und seiner Minister sein, oder sie beide müssen sie sich wenigstens 
so angelegen sein lassen, daß sie sie allen Sonderinterressen vor- 
ziehen ...* 
Nach: Klassiker der Politik, Bd. 5, Berlin 1922 


Aus dem Politischen Testament Friedrichs des Großen, 1752 


23 „Politik ist die Kunst, immer mit den Mitteln zu handeln, 
die den eigenen Interessen entsprechen. Um entsprechend sei- 
nen Interessen handeln zu können, muß man sie kennen, und um 
zu solcher Kenntnis zu kommen, braucht es Studium, Überlegung 
und Praxis... 
Ein Politiker darf niemals sagen, ich hätte nie geglaubt, daß dies 
oder jenes passieren könnte. Es gehört zu seinem Amt, alles vor- 
auszuschen und auf alles vorbereitet zu sein ... 
Schließt keine Bündnisse außer mit Mächten, die genau dieselben 
Interessen haben wie ihr selbst. Schließt keinen Vertrag über 
Maßnahmen, die sich auf weit im Felde liegende Dinge beziehen. 
Warter, bis der Fall eintritt, dann trefft Eure Maßnahmen und 
handelt konsequent. Hüter Euch wohl, Euer Vertrauen in die 
Zahl und die Treue Eurer Verbündeten zu setzen. Rechnet nur 
auf Euch selbst, dann werdet Ihr Euch niemals täuschen, seht Eure 
Alliierten und Eure Verträge nur als eine Zugabe an. Eine große 
Menge von Verträgen schadet mehr, als sie nützt. Schließt nur 
wenige, immer nach Gelegenheit und so, daß Ihr davon den gan- 
zen Vorteil habt und ein möglichst kleines Risiko lauft. Droht 
niemals Euren Feinden; die Hunde, welche bellen, beißen nicht. 
Seid verbindlich in Euren Verhandlungen, mildert stolze oder 
drohende Ausdrücke, verschärft nie kleine Streitfragen; gebt nie 


® Richelieu war von 1624—1642 erster Minister Ludwigs XIII. In seiner Außenpolitik 
legte er den Grundstein für die Vormadhtstellung Frankreichs im Zeitalter Ludwigs XIV. 
Im Innern gelang es ihm, endgültig das Königtum zur bestimmenden politischen Kraft 
zu machen und damit den Durchbruch zum Absolutismus zu erzwingen. Die Echtheit seines 
Politischen Testaments ist oft angezweifelt worden, doch wird heute nicht mehr bezwei- 
felt, daß die Kerngedanken auf Richelieu selbst zurückgehen, wenn auch die Redaktion 
weitgehend seinen Sckretären zugeschrieben werden :muß. Es stellt eine der bedeutend- 
sten politischen Schriften des Frühabsolutismus dar. 
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dem eigenen Stolze, immer nur dem Staatsinteresse Gehör. Seid 
taktvoll in allen Staatsgeschäften, verbergt Eure Pläne, wenn aber 
der Ruhm des Staates Euch zwingt, das Schwert zu ergreifen, 
dann soll Donner und Blitz zugleich auf Eure Feinde fallen.“ 
Nach: Klassiker der Politik, Bd. 5, Berlin 1922 


Krieg, Heeresorganisation und Kriegsführung 


Vauban!® über Sinn und Bedeutung des Krieges 


24 „Der Vater des Krieges ist das Interesse, seine Mutter der 
Ehrgeiz. Seine nahen Verwandten sind alle Leidenschaften, 
die uns zum Schlechten verführen. Er ist mit den ersten Men- 
schen in dieser Welt erschienen. Er ist mit ihnen geboren und 
hat sich gleich ihnen aller bewohnbaren Teile des Universums be- 
mächtigt, das er dann zu seinem beständigen Erbe machte und in 
dessen Genuß er sich mit einer despotischen Macht über die Güter 
und das Leben ausnahmslos aller behauptet hat und auch behaup- 
ten wird, solange auf der Erde Menschen leben werden. Seine all- 
täglichen Beschäftigungen sind einerseits die Vernichtung von 
Menschenleben, der Umsturz von Staaten, die Zerstörung von 
Städten, die Plünderung von Landschaften und die gänzliche De- 
komposition aller Völker der Erde. Andrerseits jedoch begründete 
er unter den Menschen die Unterordnung, die diese zivilisiert und 
gezwungen hat, in Gemeinschaft zu leben, indem sie sie zur Dis- 
ziplin erzog. Ja man kann gar sagen, daß der Krieg die Gesetze 
begründet und aufrecht erhalten hat und daß er es ist, der auch 
das Recht und die Religion schützt, wenn man versteht, den rech- 
ten Gebrauch von ihm zu machen. 
Alle Staaten in Vergangenheit und Gegenwart kommen von ihm. 
Es gibt keinen, der ihm nicht seine Entstehung und seine Voll- 
endung verdankt und dessen weitere Existenz er nicht ermöglicht 
oder dessen Verfall er nicht verursacht hätte. Er setzt die Könige 
ein und ab, erhebt sie, demütigt sie und zeichnet sie aus vor den 
anderen Menschen. Der Ehrgeiz und die Ungerechtigkeit haben 
ihn zu einem solch notwendigen Übel gemacht, daß man sagen 
kann, die Fürsten, die ihn ignorieren oder seine Forderungen ver- 
nachlässigen, herrschen nicht in Sicherheit und sind gewöhnlich so 
wenig geachtet, daß ihre Untertanen ihnen kaum den Respekt 
und den Gehorsam erweisen, die sie ihnen schulden. Anfangs 
kannte er nur die hemmungslose Wut und die Brutalität. Nach- 


10 Brückentext zu Quelle 3 auf S. 4/5. 
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dem aber der Schwächere die Notwendigkeit begriffen hatte, sich 
neben der Gewalt auch der List zu bedienen, um sich gegen die 
Unterdrückung durch den Stärkeren zu schützen, entwickelte sich 
bald eine Wissenschaft, der die größten Männer mit allen ihren 
Fähigkeiten dienten. Während er zuvor roh und wild war, wurde 
er darauf nach und nach verfeinert und bestimmten Regeln un- 
terworfen, die im Laufe der Zeit so verbessert wurden, daß man 
schließlich dazu gekommen ist, daraus das zu bilden, was man 
heute ‚le grand art de la guerre‘ nennt.“ 


Aus: de Rodhas d’Aiglun, Vauban. Sa famille et ses Escrits, I, 1910, S. 267 ff., nach: 
Klassiker der Kriegskunst, hrsg. v. W. Hahlweg, Darmstadt 1960, S. 1541155 


Friedrich der Große über den Krieg 


25q »Alle Verhandlungen von Staat zu Staat haben naturge- 
mäß nur einen Endzweck: das ist der Friede und das Wohl- 
ergehen des Landes. In diesem Mittelpunkt müssen alle Wege der 
Staatskunst immer wieder zusammenlaufen. 
So scheint es eine Lebensfrage für die Fürsten Europas, niemals 
die Verhandlungen, Verträge und Bündnisse aus den Augen zu 
verlieren, durch die die Aufrechterhaltung eines gewissen Gleich- 
gewichts unter den machtvollsten Herrschern ermöglicht wird, 
und ängstlich alles zu vermeiden, was das Unkraut der Zwie- 
tracht zwischen ihnen aussäen könnte. 
... es gibt Umstände, da muß Waffengewalt die Freiheit der Völ- 
ker wider die Unterdrückung durch Unrecht schirmen, Fälle, da 
wir im guten nichts ausrichten und der Unbilligkeit abtrotzen 
müssen, was sie uns weigert, Fälle, da die Fürsten, die geborenen 
Schiedsrichter der Völkerzwiste, diese nicht anders zu schlichten 
wissen als im Messen ihrer Kräfte, indem sie ihre Sache dem 
Schlachtenlos anheimstellen. In solchen Fällen wird zur Wahrheit, 
was so gewagt klingt: erst ein guter ‘Krieg schafft und sichert 
einen guten Frieden. 

. Von allen Kriegen die gerechtesten und unvermeidlichsten 
sind die Verteidigungskriege, sobald Feindseligkeiten ihrer Gegner 
die Fürsten zu wirksamen Gegenmaßregeln wider ihre Angriffe 
zwingen und sie Gewalt mit Gewalt abwehren müssen ... 

Nicht weniger wohlbegründer als die genannten Kriege sind sol- 
che, durch die ein Herrscher bestimmte Rechte oder bestimmte 
Ansprüche, die man ihm bestreiten will, behauptet ... 

So dienen denn solche Kriege der Erhaltung des Rechtszustandes 
in der Welt und der Verhütung der Völkerknechtung: das heiligt 
ihre Anwendung, ja macht sie unerläßlich. 

Auch Angriffskriege gibt es, die ihre Rechtfertigung in sich tra- 
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gen, ebenso wie die eben besprochenen: es sind das die vorbeu- 
genden Kriege, wie sie Fürsten wohlweislich dann unternehmen, 
wenn die Riesenmacht des größten europäischen Staates alle 
Schranken zu durchbrechen und die Welt zu verschlingen droht 
... Klugheit empfiehlt immer die Wahl des kleineren Übels und 
ein Handeln, solange man seines Handelns Herr ist. Besser also 
zum Angriffskriege schreiten, solange man noch zwischen Olzweig 
und Lorbeer zu wählen hat, als bis zu dem Zeitpunkt warten, wo 
alles so verzweifelt steht, daß eine Kriegserklärung nur noch 
einen Aufschub der völligen Knechtschaft und des Untergangs um 
Augenblicke bedeutet. 

Beginnt ein Landesherr einen Krieg von dieser Art, so ist er un- 
schuldig an allem vergossenen Blut: Er befand sich in der Zwangs- 
lage zu handeln, und unter solchen Umständen ist der Krieg ein 
geringeres Übel als der Friede ...“ 


Aus: Friedridy der Große, Antımadhiavell 1739/40, Werke Bd.7, hrsg. v. G.B. Volz, 
Berlin 1913, S. 110-113 


25h -Es geht mit der Kriegskunst wie mit allen Künsten. Sie 

ist bei rechtem Gebrauch nutzbringend und bei Mißbrauch 
verderblich. Ein Fürst, der aus Unruhe, Leichtsinn oder zügello- 
sem Ehrgeiz Krieg führt, ist ebenso strafwürdig wie ein Richter, 
der mit dem Schwert der Gerechtigkeit einen Unschuldigen mor- 
det. Gut ist jeder Krieg, der geführt wird, um das Ansehen des 
Staates aufrechtzuerhalten, seine Sicherheit zu wahren, den Bun- 
desgenossen beizustehen oder einen ehrgeizigen Fürsten in Schran- 
ken zu halten, der auf Eroberung sinnt, die Eurem Vorteil zu- 
widerlaufen. Um die Mißerfolge ihrer Truppen zu beschönigen, 
bemühen sich die modernen französischen Schriftsteller, das Waf- 
fenhandwerk lächerlich zu machen und nach Kräften herabzuwür- 
digen. Ihre Unverschämtheit verdiente, daß die Staatsgewalt da- 
gegen einschritte; denn es gibt keine schönere und nützlichere 
Kunst als die Kriegskunst, wenn sie von anständigen Menschen 
geübt wird. Unter dem Schutz der edlen Vaterlandsverteidiger 
bestellt der Landmann seine Felder; die Gesetze werden von den 
Gerichten aufrechterhalten; der Handel blüht, und alle Berufe 
werden friedlich betrieben.“ 


Aus: Friedrich der Große, Militärisches Testament von 1768, Werke Bd. 6, hrsg. v. G.B. 
Volz, Berlin 1913, $. 222 f. 


Rechtfertigung des Krieges und der Kriegsrüstung 


26 „Der weise Fürst will den Frieden durch die Bereithaltung 
zum Kriege dauerhaft zu machen bemüht sein. 
. und folglich darf ein weiser Regent nicht versäumen, ein ver- 
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hältnismäßiges, wohlgeübtes, wohlernährtes, allezeit gerüstetes 
Kriegsheer zu unterhalten, die Festungen mit allen Bedürfnissen 
zu versehen, wohlgefüllte Magazine aller Art, endlich auch einen 
guten Geldvorrat in Bereitschaft zu haben.“ 


Aus: J. F.von Pfeifferli, Grundsätze der Universal-Cameral-Wissenschaft, 1783, S. 46 
u. 171 


26h „Nebendenn, wenn wir Leute wie andere Nationen und 
auf unsere Vorteile wachen wollten, sollten wir uns der 
Holl- und Niederländischen Kriege bereits längst bedient haben. 
Viel tausend Meister und Gesellen von allerhand Weber-Profes- 
sionen seind durch Veranlassung sotaner Kriege anderswohin ... 
gerucker ... Auch ins künftige werden dergleichen Fürfälle und 
Gelegenheiten nicht ermangeln und etwa der Krieg dermaleinst 
auf den Weg bis in Frankreich finden. ... Solcher Reflexionen 
sollte uns Teutschen unter andern kein geringer Antrieb sein, mit 
selber hoffärtiger Nation einen rechtschaffenden Krieg dermal- 
einst destofreudiger anzutreten. Denn nicht allezeit die Eroberung 
der Städte und Länder macht den Vorteil und die Früchte des 
Sieges. Der König in Frankreich hat in den Niederländischen 
Kriegen seinem Königreich nicht viel weniger durch die Trans- 
portierung der niederländischen Künstler und Handwerker, als 
durch die conquestierte Städte gewonnen.“ 
Aus: W. von Hörnigk12, Oesterreich Über Alles Wann Es Nur Will, Frankfurt 1684 


26c „Haben wir ein Vaterland, davor der Krieger streiten, 

Blut vergießen, sterben kann? Allerdings! Ist er mehr als 
ein todter Soldmann, der sich seine Tapferkeit, sein Blut, sein 
Leben, nach einem Assientovergleich, baar bezahlen läßt: So wird 
der Name Vaterland, Monarch, Monarchin für ihn ein Siegston 
sein, der seine Adern anglüht, sein Herz belebt, seine Hand mit 
Nerven, und seine Brust mit einem eisernen Panzer stärket. Auch 
für das Vaterland ists dem Patrrioten süß und ehrenvoll zu ster- 
ben, nicht bloß, wo das Gesetz und hunderte herrschen, sondern 


11 J.F. von Pfeiffer (1718-1787), zuerst Offizier im preußischen Heer, legte als Kriegs- 
und Domänenrat 150 Dörfer in der Kurmark an und wurde schließlich Professor der 
Cameralwissenschaften an der Universität Mainz. Pfeiffer war einer der bedeutendsten 
Vertreter der deutschen Kameralwissenschaft, ausgezeichnet weniger durch theoretische 
Spekulationen als vielmehr durch positive Kenntnisse und Erfahrungen, auf dem politi- 
schen und ökonomischen Gebiet der Staats-, Finanz- und Wirtschaftswissenschaften. 

12 W. von Hörnigk (1640-1714), ein Volkswirtschaftler, der im Dienst des Fürstbischofs 
von Passau und des Kaisers Leopold I. stand. Sein Buch „Österreich Über Alles Wann Es 
Nur Will“ isc ein Hauptwerk des Kameralismus. 
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auch für das, wo Gesetz und einer herrscht; einer, der aber der 
Vater oder die Mutter glücklicher Völker ist.“ 
Aus: ]. G. Herder, Sämtliche Werke, hrsg. v. B. Suphan, 1877 Bd.1I,S. 23 


Verurteilung des Krieges 


27u -Der Krieg muß als ein Unglück angesehen werden, welches 

dem Nahrungsstande äußerst schädlich ist. Wenn der Krieg 
in den Gränzen des Staates geführet wird ... ist dem Nahrungs- 
stande schädlich, weil dadurch große Summen außer Landes ge- 
hen und die Sicherheit der Commercien gestöhrert wird ... Nach 
diesen Grundsätzen sind die Kriege, worinnen so viel Menschen 
aufgeopfert werden, und die durch ihre unglücklichen Folgen so 
sehr zur Verwüstung und Entvölkerung des Landes Anlaß geben, 
außer der äußersten Nothwendigkeit nie zu ergreifen.“ 

Aus: ]J. H.G. von Justil3, Grundsätze der Policey-Wissenschaft, Göttingen 1759 


27h »Ja, ja, der König (Friedrich II.) hat das Geld aus Sach- 

sen abgeführt, daß er das Land damit schützen wil, wenn 
es in Hunger und Mattigkeit in letzten Zügen liegen wird. Er hat 
die junge Mannschaft rekroutiert, damit er manchen das Brod 
schaffe, der nicht zu verdienen habe, auch habe er alles gechan 
seines eigenen Nutzens und Vortheils wegen mit dem Schein des 
Rechtens. Es liegen ja alle Handwerke, alle Künste, alle studia, 
alle Fabriquen und Commercia, und wegen der Furcht ungewis- 
sen Ausschlags ruhet jedermann, der sich sonst gereget hat. Die 
Reichen müssen von ihren Häusern und Gütern viel geben, dan- 
nenhero lassen sie nichts arbeiten, und werden so hart als Stein. 
Die Armen haben nichts zu verdienen, alles ist entsetzlich und 
muthwillig teuer, denn der König von Preußen kauft alles in 
seine Magazine, die Zufuhr hilft den armen Leuten nichts, und 
also ist er an allem Unglück Ursache ... Bleiben nicht viele Fel- 
der dieses Krieges wegen ungebauet? Ist nicht durch die unerhörte 
Getreidelieferung der Mangel des nöthigen Saatkorns entstanden? 
Ist nicht das ganze Land entblöset worden von aller zum Feld 
und Akkerbau tüchtigen Mannschaft? Ist nicht dieses durch die 
Rekroutenlieferung entstanden?“ 


Aus: Vertraute Unterredung eines sächsischen Rekrouten und eines preußischen Freiparthei- 
gängers den jetzigen Krieg betreffend, Leipzig 1757, S. 17 


13 J. H.G. von Justi (1717-1771) lehrte am Theresianum in Wien und wurde von Tried- 
rich II. zum Leiter der staatlichen Bergwerke in Preußen ernannt. Einer der bedeutend- 
sten Vertreter des Kameralismus. 
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276 »Aus der Tiefe rufen wir, Herr zu Dir: 
treib unseren Beschützer weit von hier. 
Er sagt uns viel von der Religion, 
bis wir zuletzt kein Brot mehr hon. 
Haber und Heu hat er uns genommen, 
ach hilf, daß die Husaren und Panduren kommen. 
Knecht und Pferd sind entrissen. 
Ach Herr, er hat uns recht beschissen. 
Vertilge ihn samt seinen Namen 
und sprich dazu den Frieden. Amen.“ 


Aus: Geber eines sächsischen Bauern 1756, in: Klassenbuch 1, Ein Lesebuch zu den Klas- 
senkämpfen in Deutschland 1756-1850, hrsg. v. H. M. Enzensberger u. a., Frankfurt 1973 


Rationalisierung des Krieges. Der „Ewige Friede“ als letztes Ziel 
aufgeklärter Politik 


28 „Planung, Berechnung, Durchrationalisierung des Krieges, die 
neben dem opernhaften Pomp militärischer und fürstlicher 
Selbstdarstellung schon Grundlagen der Kriegskunst des Barock 
gewesen waren, versachlichten sich unter dem Einfluß des wissen- 
schaftlichen Denkens des 18. Jahrhunderts zu dem Bestreben, wie 
die menschliche Welt überhaupt, so auch Militärwesen und Krieg 
auf einfache und allgemeingültige Prinzipien zurückzuführen und 
von ihnen her eine möglichst generelle Anweisung für die Praxis 
des Krieges zu gewinnen ... 
Diese Entwicklung des Kriegsgedankens muß schließlich im Zu- 
sammenhang der geistigen Tendenzen des Jahrhunderts der Auf- 
klärung gesehen werden. Politisch im Zeichen des Gleichgewichts 
stehend, das die Hegemonie eines einzelnen Staates verhindern 
sollte, aber doch auch zur Folge hatte, daß jeder Krieg sofort das 
ganze europäische Staatensystem in Bewegung setzte, — soziolo- 
gisch im Zeichen des aufsteigenden Bürgertums, für dessen Selbst- 
verständnis Kriege das Mittel dynastischer Interessenpolitik wa- 
ren, und auch noch im Zeichen einer europäischen Aristokratie, die 
über alle staatlichen und nationalen Grenzen hinweg die Einheit 
Europas repräsentierte, verband das 18. Jahrhundert das ältere 
europäische Friedensdenken, dessen Höhepunkte die Pläne eines 
„ewigen Friedens“ waren, mit dem Streben der Aufklärung nach 
einer vernünftigen, die unzerstörbare Würde des Menschen aner- 
kennenden und sichernden Gesellschaftsordnung. Überzeugt von 
der Harmonie individueller und kollektiver Interessen, von dem 
friedlichen Charakter einer über ihr wahres Wesen aufgeklärten 
Menschheit und geneigt, eigenständige staatspolitische Interessen 
neben den gesellschaftlichen nicht anzuerkennen, gehörte für sie 


Der Staat 27 c 28-29 


der Krieg im Grunde einem überholten Zeitalter an, wenn er 
auch praktisch als Mittel der Politik noch nicht abgeschafft war. 
Was den großen preußischen König zum Idol der Aufklärung 
machte, war nicht sein bloßes Feldherrngenie, sondern daß er 
“sein politisches und militärisches Handeln vor der Vernunft zu 
rechtfertigen suchte, daß er Philosoph und sein eigentliches Ziel 
die Verwirklichung einer aufgeklärten Regierung war. Der Krieg 
galt als etwas Barbarisches, Irrationales (und mußte schon des- 
wegen sich als Meisterwerk methodischer Planung und Durchfüh- 
rung rehabilitieren); solange er noch nicht beseitigt war, mußte er 
in Zielsetzung und Auswirkung begrenzt und an die Regeln des 
Völkerrechts gebunden werden. Klassisches Dokument dieser An- 
schauungen ist Kants Abhandlung ‚Zum Ewigen Frieden‘ (1795): 
realistische Einsicht in die Unvollkommenheit des Menschen ver- 
knüpft sich hier mit dem Glauben an die Macht des Rechts und 
der Vernunft und an die Möglichkeit, einen ‚Föderalismus freier 
Staaten‘ auf dem Boden des Völkerrechts zu errichten.“ 
Aus: R. Vierhaus, Lloyd und Guibert, in: Klassiker der Kriegskunst, hrsg. v. W. Hahl- 
weg, Darmstadt 1960, S. 188/189 


Heeresstärke 
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Frankreich: 
1664: 45 000 Mann 
1672: 120000 Mann 
1688: 290000 Mann 
1703: 400000 Mann 
1740: 160000 Mann 
1789: 173 000 Mann 


Zwischen 1701 und 1762 dienten im französischen Heer rd. 2 030 000 
Mann, davon 360 000 Ausländer 


Preußen: 
1688: i 29000 Mann 
1713: 40000 Mann 2,7 °/o der Bevölkerung 
1740: 80000 Mann 3,6% der Bevölkerung 
1786: 200000 Mann 3,7°%/o der Bevölkerung 
Rußland: 
1690: 100000 Mann 


1725: 210000 Mann 
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Schlacht bei Lützen 1732: 


Gustav Adolf: 16 300 Mann (darunter 5 100 Reiter) 
Wallenstein: 14900 Mann (darunter 5 400 Reiter) 





Schlacht bei Malplaquet 1709: 
Franzosen: 95000 Mann 
Alluerte: 110000 Mann 


Verluste der Alliierten (Tote und Verwundete): 30000 Mann 
Verluste der Franzosen (Tote und Verwundete): 12000 Mann 





Schlacht bei Leuchen 1757: 


Preußen: 40 000 Mann 
Österreicher: 60000 Mann 
Nach: H. Delbrück, Geschichte der Kriegskunst, Berlin 1920; W.Sombart, Krieg und 
Kapitalismus, Berlin 1913; A. Corvisier, l’Armee frangaise de la fin du XVII sitcle an 
ministere de Choiseul, Paris 1964 


Friedrich der Große über das preußische Heer 


30 »Unsere Truppen erfordern von ihrem Führer unendlichen 
Fleiß. Bei steter Wahrung der Disziplin müssen sie mit größ- 
ter Sorgfalt unterhalten und besser ernährt werden als vielleicht 
alle übrigen Truppen Europas. 
Unsere Regimenter bestehen zur Hälfte aus Landeskindern, zur 
Hälfte aus Söldnern. Die letzteren, die kein Band an den Staat 
fesselt, suchen bei jeder Gelegenheit wegzulaufen. Darum ist es 
sehr wichtig, die Desertion zu verhüten ... Desertiert ein unge- 
schickter Kerl und wird er durch einen anderen Tölpel ersetzt, so 
ist das einerlei. Geht aber der Truppe ein Soldat verloren, den 
man zwei Jahre gedrillt hat, um ihm die nötige körperliche Ge- 
wandtheit beizubringen, und wird er schlecht oder gar nicht er- 
setzt, so hat das auf die Dauer schlimme Folgen. Hat man doch 
gesehen, wie durch die Nachlässigkeit der Offiziere im kleinen 
ganze Regimenter zugrunde gerichter worden sind ... 
Es ist also eine wesentliche Pflicht jedes Generals, der eine Armee 


oder ein einzelnes Korps kommandiert, der Desertion vorzubeu- 
gen. 


Das geschieht dadurch: i 


1. daß man nicht zu nahe an großen Wäldern kampiert, wenn 
die Kriegslage nicht dazu zwingt; 
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2. daß man die Soldaten oft in ihren Zelten visitieren läßt; 

3. daß man Husarenpatrouillen rings um das Lager streifen läßt; 
5. daß man nicht dulder, daß die Leute auseinanderlaufen, sondern 
die Offiziere anhält, sie in Reih und Glied zum Stroh- und Was- 
serholen zu führen; 

6. daß das Marodieren, die Quelle der größten Ausschreitungen, 
streng bestraft wird; 

8. daß bei Nacht nur aus zwingenden Gründen marschiert wird; 

10. daß man neben der Infanterie Husarenpatrouillen herreiten 
läßt, wenn sie durch Wald marschiert; 

11. daß, wenn man zu Rückwärtsbewegungen genötigt ist, man 
dies den Truppen sorgfältig verbirgt und einen Vorwand dafür 
erfindet, den der Soldat gerne hört; 

13. daß man dafür sorgt, daß es den Truppen an nichts fehlt, es 
sei Fleisch, Brot, Stroh, Branntwein usw.;.... 

Nicht weniger Sorgfalt erfordert die Erhaltung von Disziplin. 
Bei einer Armee muß alles bis zur Vollkommenheit getrieben wer- 
den... 

Was läßt sich nicht mit so gut disziplinierten Truppen unterneh- 
men! Die Ordnung ist der ganzen Armee zur Gewohnheit gewor- 
den. Die Pünktlichkeit ist bei Offizieren und Mannschaften so 
weit getrieben, daß jeder schon eine halbe Stunde vor der be- 
stimmten Zeit fertig ist. Vom Offizier bis auf den letzten Gemei- 
nen redet keiner, aber alle handeln, und der Befehl des Heerfüh- 
rers -wird prompt befolgt. Versteht er also nur richtig zu kom- 
mandieren, so kann er der Ausführung seiner Befehle sicher sein. 
Unsere Truppen sind so behend und beweglich, daß sie im Hand- 
umdrehen sich in Schlachtordnung aufstellen. Bei der Schnelligkeit 
ihrer Bewegungen können sie fast niemals vom Feind überfallen 
werden. Wollt ihr ein Feuergefecht führen: welche Truppen 
feuern so schnell wie die preußischen? Die Feinde sagen, man 
stände vor dem Rachen der Hölle, wenn man unserer Infanterie 
gegenüberstände. Gilt es, nur mit dem Bajonett anzugreifen: wel- 
che Infanterie rückt besser als sie, mit festerem Schritt und ohne 
Schwanken dem Feinde zu Leibe? Wo findet man mehr Haltung 
in den größten Gefahren? Muß man schwenken, um dem Feind in 
die Flanke zu fallen, es ist im Augenblick geschehen und ohne die 
geringste Mühe zustande gebracht. 

In einem Lande, wo der Militärstand der vornehmste ist, wo die 
Blüte des Adels in der Armee dient, wo alle Offiziere Leute von 
Stand und die Landeskinder, nämlich Söhne von Bürgern und 
Bauern, Soldaten sind, muß unter den Truppen auch Ehrgefühl 
herrschen. Und es herrschte in hohem Maße. Ich habe selbst ge- 
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Über die Kriegskunst 
Der Angriffskrieg 


33 „Wenn man ein Land im Offensivkrieg angreift, müssen fol- 
gende Axiome beachtet werden: 
1. Man muß stärker als der Feind und Meister des Krieges sein 
und eine bessere Armee haben. Cäsar pflegte zu sagen: Zwei 
Dinge erobern, erhalten und vergrößern einen Staat: die Solda- 
ten und das Geld. Frankreich kauft heute mit Geld große Gebiete 
und viele andere nimmt es sich mit Waffengewalt. 
2. Man muß auf Gelegenheiten achten: ob es in dem Land, das 
man angreifen will, einen inneren Krieg gibt, und ob man von 
einer Partei herbeigerufen wird. 
3. Man muß Schlachten schlagen, Schrecken ins Land bringen, das 
Gerücht in Umlauf setzen, stärker zu sein, als man wirklich ist; 
das Heer in so viele Korps aufteilen, wie es die Sicherheit zuläßt, 
um mehrere Dinge gleichzeitig zu tun. 
4. Man muß den, der sich ergibt, gut behandeln, schlecht den, der 
Widerstand leistet. 
5. Man muß sich den Rücken decken; und die Dinge zuhause und 
im eigenen Lande in Ruhe und Frieden zurücklassen. 
6. Man muß festen Fuß fassen, sich in einer Stellung festsetzen, 
die als festes Zentrum jede Gegenbewegung aufhalten kann, sich 
der Hauptflüsse und Pässe bemächtigen und eine gute Linie für 
Verbindungen und Korrespondenzen schaffen. 
7. Man muß den Feind aus den Festungen vertreiben, indem man 
diese einnimmt, und ihn aus dem Land jagen, indem man es ver- 
brennt; sich einbilden, im Krieg ohne Kampf Eroberungen zu 
machen, ist unsinnig. ' 
8. Man muß den Feind von der Lebensmittelzufuhr abschneiden, 
die Magazine ausheben, entweder durch Überraschung oder mit 
Gewalt, ihn aus der Nähe bekämpfen und ihn einkesseln; sich 
zwischen ihn und seine Versorgungszentren schieben; mit Wach- 
mannschaften die Orte in der Umgebung besetzen; ihn mit Be- 
festigungsanlagen umgeben: ihn nach und nach vernichten, indem 
man die Lebensmittel für Mensch und Tier sowie den Troß zer- 
schlägt; sein Lager und die Munition verbrennen; ihm Pest und 
Rauch entgegenwerfen, die umliegenden Ländereien zerstören, die 
Güter, die Mühlen; ihn durch ansteckende Seuchen verderben; 
Zwietracht unter seine Männer säen. 
9. Man muß das Land in die Hand bekommen, indem man 
Festungen und Zitadellen baut, sie mit Besatzungen belegt und 
sich die Zuneigung der Bewohner erwirbt; indem man Besatzun- 
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gen und Kolonien zurückläßt; Protektionen, Gruppen und Par- 
teien schafft, das Land durch ständige Streifzüge, Kontrollen, 
Drohungen und Feuersbrünste in Unruhe hält und es so zu Kon- 
tributionen, Tributen und zur Unterwerfung zwingt; indem man 
es zu besiedeln beginnt, die weniger starken Nachbarn schützt, die 
größeren in Schach hält, fremde Mächte nicht dort Fuß fassen 
läßt, die Hauptführer mit sich nimmt, gleichsam als Geiseln, mit 
dem Schein der Ehrenhaftigkeit, wobei man ihnen mit der Macht 
auch die Lust zum Aufstand nimmt.“ 


Aus: R. Montecuccolilb, Aforismi dell’arte bellica, ca. 1670, nach: Klassiker der Kriegs- 
kunst, hrsg. v. W. Hahlweg, Darmstadt 1960, S. 146 


Grundprinzipien des Krieges 


34 „Bei allen Kriegsunternehmungen hat man sein Augenmerk 
zuerst auf die Verpflegung zu richten. Lebensmittel müssen 
angehäuft werden. Das ist Sache des Kommissariats. Die Haupt- 
magazine sind in sicheren Orten anzulegen, die Depots weiter 
vorzuschieben und desto schwächer zu machen, je näher sie der 
Armee liegen, damit die Truppen nicht in Not kommen, wenn es 
dem Feinde gelingt, ein Depot zu zerstören. 
Groß angelegte Feldzugspläne sind ohne Zweifel die besten; denn 
bei ihrer Ausführung merkt man bald, was daran unmöglich ist, 
und beschränkt sich auf das Ausführbare. Damit kommt man wei- 
ter als mit einem kleinen Plane, der nie zu erwas Großem führt. 
Ein Beispiel dafür. Als wir 1757 in Böhmen einrückten, ging mein 
Plan dahin, alle österreichischen Truppen von den Enden der Pro- 
vinz nach der Mitte zusammenzutreiben. Unter diesen Umständen 
konnte eine Schlacht das Schicksal des ganzen Krieges entscheiden. 
Der Plan scheiterte, weil sich die ganze Armee des Prinzen Karl 
nach unserem Sieg bei Prag in die Festung warf, wodurch die Be- 
lagerung unmöglich wurde. Zweitens verloren wir die Schlacht 
von Kolin. Hätten wir sie aber gewonnen, so hätte sich die 
Armee in Prag auf Gnade und Ungnade ergeben müssen. Die 
Franzosen hätten dann nicht gewagt, über den Rhein zu gehen; 
die Russen wären an der Grenze von Kurland geblieben, und der 
Wiener Hof hätte sich den Frieden diktieren lassen müssen ... 
Folgendes schreiben die taktischen Regeln für den Schlachtplan 
vor. Die Armee marschiert der feindlichen Stellung schräg gegen- 
über auf, so daß der Angriffsflügel dem Feinde näher steht als der 


15 Raimundo Monteeuccoli (1609-1680), aus italienischem Adelsgeschlecht, trat in öster- 
reichische Kriegsdienste und zeichnete sich ım Dreißigjährigen Krieg, in den Türkenkriegen 
und in den Feldzügen gegen Ludwig XIV. aus. Er war neben Turenne der bedeutendste 
Milttärschriftsteller seiner Zeit. 


46 


ihm versagte. Vor der Armee formieren sich in einem oder zwei 
Treffen die zum Angriff bestimmten Truppen. In Ermangelung 
der Kanonen errichtet man Haubitzbatterien, um das Feuer der 
Stellung zu dämpfen und den Angriff zu unterstützen. Den ersten 
Angriff würde ich den Freibataillonen zuweisen, und zwar in 
zerstreuter Ordnung und im Schützengefecht. Je mehr sie das 
feindliche Feuer auf sich lenken, in um so bessere Ordnung kön- 
nen die regulären Truppen an den Feind herankommen. Ich würde 
Kanonen bereithalten, um den Angreifern zu folgen und in der 
eroberten Stellung sofort aufzufahren. Dann ließe ich neue Infan- 
terie zur Unterstützung vorrücken, um den Sieg zu vollenden, und 
in dem Maße, wie man diese einsetzte, käme auch die Kavallerie 
an die Reihe. Angenommen, es sei physisch oder moralisch unmög- 
lich, die Stellung zu nehmen, so ließe ich die Angriffstruppen zu- 
rückgehen und sie von der Armee aufnehmen. Diese und die zu- 
rückgehaltene Kavallerie würden zur Sicherung des Rückzugs aus- 
reichen. 
Aus: Friedrich der Große, das politische Testament von 1768, Werke Bd. 6, hrsg. v.G.B. 
Volz, S. 246 ff. 


Die Schlacht bei Lobositz!* in der Beschreibung eines Soldaten 


35 „Früh Morgens mußten wir uns rangiren, und durch ein enges 

Thälchen gegen dem großen Thal hinuntermarschieren.... 
Um 6 Uhr gieng schon das Donnern der Artillerie sowohl aus un- 
serm Vordertreffen als aus den Kaiserlichen Batterien so gewaltig 
an, daß die Kanonenkugeln bis zu unserm Regiment durchschnurr- 
ten. Bisher hatt’ ich immer noch Hoffnung, vor einer Bataille zu 
entwischen, jetzt sah’ ich keine Ausflucht mehr weder vor noch 
hinter mir weder zur Rechten noch zur Linken. Wir rückten in- 
zwischen immer vorwärts. Da fiel mir vollends aller Muth in die 
Hosen; in den Bauch der Erde hätr’ ich mich verkriechen mögen, 
und eine ähnliche Angst, ja Todesblässe, las man bald auf allen 
Gesichtern, selbst deren, die sonst noch so viel Herzhaftigkeit 
gleichsneten !7. Die gelärten Branzfläschgen (wie jeder Soldat eines 
hat) flogen untern den Kugeln durch die Lüfte; die meisten soffen 
ihren kleinen Vorrath bis auf den Grund aus, denn da hieß es: 
Heute braucht es Courage, und Morgens vielleicht keinen Fusel 
mehr! Itzt avanziert wir bis unter die Kanonen, wo wir mit dem 
ersten Treffen abwechseln mußten. Potz Himmel! wie sausten da 
die Eisenbrocken ob unsern Köpfen weg — fuhren bald vor bald 


16 17. Oktober 1756 
17 heuchelten 
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hinter uns in die Erde, daß Stein und Rasen hoch in die Luft 
sprang — bald mitten ein, und spickten uns die Leuthe aus den 
Gliedern weg, als wenn’s Strohhälme wären. Dicht vor uns sahen 
wir nichts als feindliche Cavallerie, die allerhand Bewegungen 
machte; sich bald in die Länge ausdehnte, bald in einen halben 
Mond, dann in ein Drey- und Viereck sich wieder zusammenzog. 
Nun rückte auch unsre Kavallerie an; wir machten Lücke, ließen 
sie vor, auf die feindliche losgalloppieren. Da war ein Gehagel, 
das knarrte und blinkerte, als sie nun einhieben! Allein kaum 
währte es eine Viertelstunde, so kam unsere Reuterey, von der 
österreichischen geschlagen, und bis nahe unter unsre Kanonen 
verfolgt zurücke. Da hätte man das Specktackel sehen sollen: 
Pferde die ihren Mann im Stegreif hängend, andre die ihr Gedärm 
der Erde nachschleppten. ... Und nun gieng in der Ebene das Ge- 
fecht von neuem an. Aber wer wird das beschreiben wollen, wo 
jetzt Rauch und Dampf von Lowositz ausgieng; wo es krachte 
und donnerte, als ob Himmel und Erde hätten zergehen wollen; 
wo das unaufhörliche Rumpeln vieler hundert Trommeln, das 
herzzerschneidende und herzerhebende Ertönen aller Art Feld- 
musick, das Rufen so vieler Commandeurs und das Brüllen ihrer 
Adjudanten, das Zetter- und Mordiogeheul so vieler tausend elen- 
den, zerquetschten, halbtodten Opfer dieses Tages alle Sinnen be- 
täubte. ... In diesem Augenblick deucht’ es mich an der Zeit, oder 
vielmehr mahnte mich mein Saunszengeh mich mit der Flucht zu 
retten.“ 

In der Tat gelang es Bräker zu desertieren. 


Aus: U. Bräker, Lebensgeschichte und Natürliche Ebentheuer des Armen Mannes im 
Tockenburg, 1789, Neudsuck Münden 1965, S. 115 ff. 


Staat und Kirche 


Die Vier Artikel der Gallikanischen Freiheiten: Erklärung der 
Versammlung des Klerus von Paris, 19. 12. 1682 


36 »1. Art.: Die Gewalt, die Gott dem Heiligen Petrus und sei- 

nen Nachfolgern, den Vikaren Christi, wie auch der Kirche 
selbst, verliehen hat, bezieht sich ausschließlich auf die geistlichen 
Dinge und auf die Dinge, die die ewige Glückseligkeit angehen, 
hingegen bezieht sie sich auf keine Weise auf die politischen und 
weltlichen Dinge. Die Könige und Fürsten können nach dem Wil- 
len Gottes in den weltlichen Angelegenheiten keiner kirchlichen 
Gewalt unterworfen werden. Die Schlüsselgewalt der Kirche ver- 
leiht dieser nicht das Recht, die Könige mittelbar oder unmittelbar 
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Aus dem Revokationsedikt von 1685 


38 „Jetzt endlich hat es Gott in seiner Gnade gefügt, daß Un- 

sere Völker vollkommene Ruhe genießen und daß Wir selbst, 
nicht mehr mit der Sorge beschäftigt, sie gegen Unsere Feinde zu 
schützen, diese Waffenruhe ausnutzen konnten, um mit dem gan- 
zen Fleiß zu erforschen, wie Wir die Absicht Unseres Großvaters 
und Unseres Vaters zum guten Ende führen könnten. 
So sehen wir nun mit dem gerechten Dank, den Wir Gott schul- 
den, daß Unsere Sorgen das vorgestreckte Ziel erreicht haben, da 
ja der bessere und größere Teil Unserer Untertanen von der be- 
sagten vorgeblichen ‚reformierten Religion die katholische ange- 
nommen hat. 
Und infolgedessen wollen Wir und gefällt es Uns, daß alle Tem- 
pel derer von der besagten vorgeblichen reformierten Religion 
unverzüglich zerstört werden. 
Verbieten Unseren besagten Untertanen von der vorgeblichen 
reformierten Religion, sich noch ferner zu versammeln, um den 
Gottesdienst nach der besagten Religion an irgendeinem Orte oder 
in einem Privathaus zu halten. 
Verbieten die besonderen Schulen der vorgeblichen reformierten 
Religion zum Unterrichte der Kinder. 
In betreff der Kinder, welche denen von der besagten Religion 
geboren werden, wollen Wir, daß sie fortan durch die Seelsorger 
der Pfarreien getauft werden. Befehlen den Vätern und Müttern 
ernstlich, sie zu dem Ende in die Kirchen zu schicken bei Strafe 
von fünfhundert Livres und mehr, je nach Gelegenheit; und sollen 
die Kinder nachher in der katholischen, apostolischen und römi- 
schen Religion erzogen werden.“ 

Nadı. F. Sander, Die Hugenotten und das Edikt von Nantes, Breslau 1885 


Aus dem Potsdamer Edikt des Großen Kurfürsten, 1685 


39 „Wir, Friedrich Wilhelm, tun kund und geben männiglichen 

hiermit zu wissen, nachdem die harten Verfolgungen und ri- 
goureusen Prozeduren, womit man eine zeithero in dem Königreich 
Frankreich wider Unsere der Evangelisch-Reformierten Religion 
zugetanen Glaubensgenossen verfahren, viele Familien ver- 
anlasset, ihren Stab zu versetzen und aus selbigem König- 
reich hinweg in andere Lande sich zu begeben, daß Wir dan- 
nenher aus gerechtem Mitleiden, welches Wir mit solchen Un- 
seren wegen des heiligen Evangelii und dessen reiner Lehre ange- 
fochten und bedrängten Glaubensgenossen billig haben müssen, 
bewogen werden, vermittels dieses von Uns eigenhändig unter- 
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schriebenen Edikts denen selben eine sichere und freie Retraite in 
alle Unsere Lande und Provinzen in Gnaden zu offerieren und 
ihnen daneben kund zu tun, was für Gerechtigkeiten, Freiheiten 
und Prärogativen wir ihnen zu konzedieren gnädigst gesonnen 
seien, um dadurch die grosse Not und Trübsal, womit es dem 
Allerhöchsten nach seinem allein weisen unerforschlichen Rat ge- 
fallen, einen so ansehnlichen Teil seiner Kirche heimzusuchen, auf 
einige Weise zu sublivieren und erträglicher zu machen.“ 


Aus: F. Zurbonsen, Quellenbuch zur brandenburgisch-preußischen Geschichte, Berlin 2. Aufl. 
1906, 5. 120 ff. 


Religiöse Toleranz 


40 »Es gibt wenige Länder, wo die Bürger die gleichen religiösen 
Anschauungen haben. Oft sind die Bekenntnisse gänzlich ver- 
schieden voneinander. Da erhebt sich die Frage: müssen alle Bür- 
ger ein und dasselbe glauben, oder darf man jemandem erlauben, 
nach seiner eigenen Weise zu denken? 
Geht man auf den Ursprung der bürgerlichen Gesellschaft zurück, 
so ist es ganz augenscheinlich, daß der Herrscher keinerlei Recht 
über die Denkungsart der Bürger hat. Müßte man nicht von Sin- 
nen sein, um sich vorzustellen, Menschen hätten zu ihresgleichen 
gesagt: Wir erheben dich über uns, weil wir gern Sklaven sein 
wollen, und wir geben dir die Macht, unsere Gedanken nach dei- 
nem Willen zu lenken? Sie haben im Gegenteil gesagt: Wir bedür- 
fen deiner, damit die Gesetze, denen wir gehorchen wollen, auf- 
rechterhalten werden, damit wir weiter regiert und verteidigt 
werden; ım übrigen verlangen wir von dir, daß du unsere Freiheit 
achtest. Damit ist das Urteil gesprochen; es gibt keine Berufung 
dagegen. Die Toleranz ist für die Gemeinschaft, in der sie einge- 
führt ist, sogar dermaßen vorteilhaft, daß sie das Glück des Staats 
begründet. Sobald jedes Bekenntnis frei ist, hat alle Welt Ruhe; 
wogegen die Glaubensverfolgung die blutigsten und langwierig- 
sten Bürgerkriege verursacht hat.“ 


Aus: Friedrich der Große, Regierungsformen und Herrschaftspflichten, 1777, Werke Bd.7, 
hrsg. v. G. B. Volz, Berlin 1913, S. 235 


Der Preußische Staat und die Kirchen 


Al „Allgemeines Landrecht. 11. Titel 

$ 1. Die Begriffe der Einwohner des Staates von Gott und 
göttlichen Dingen, der Glaube, und der innere Gottesdienst, kön- 
nen kein Gegenstand von Zwangsgesetzen seyn. 
$ 2. Jedem Einwohner im Staate muß eine vollkommene Glau- 
bens- und Gewissensfreyheit gestattet werden. 
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$ 3. Niemand ist schuldig, über seine Privatmeinungen in Reli- 
gionssachen Vorschriften vom Staate anzunehmen. 
$4. Niemand soll wegen seiner Religionsmeinungen beunruhigt, 
zur Rechenschaft gezogen, verspottet, oder gar verfolgt werden. 
$5. Auch der Staat kann von einem einzelnen Unterthanen die 
Angabe: zu welcher Religionspartey sich derselbe bekenne, nur 
alsdann fordern, wenn die Kraft und Gültigkeit gewisser bürger- 
licher Handlungen davon abhängt. 
$ 7. Jeder Hausvater kann seinen häuslichen Gottesdienst nach 
Gutfinden anordnen. 
$ 9. Heimliche Zusammenkünfte, welche der Ordnung und Sicher- 
heit des Staats gefährlich werden könnten, sollen, auch, unter dem 
Vorwande des häuslichen Gottesdienstes, nicht geduldet werden. 
610. Wohl aber können mehrere Einwohner des Staats, unter 
dessen Genehmigung, zu Religionsübungen sich verbinden. 
$ 11. Religionsgesellschaften, welche sich zur öffentlichen Feyer 
des Gottesdienstes verbunden haben, werden Kirchengesellschaften 
genannt. 
$ 13. Jede Kirchengesellschaft ist verpflichtet, ihren Mitgliedern 
Ehrfurcht gegen die Gottheit, Gehorsam gegen die Gesetze, Treue 
gegen den Staat und sittlich gute Gesinnung gegen ihre Mitbürger 
einzuflößen.“ 
Aus: Allgemeines Landredjt für die Preußischen Staaten, 1794, Neudruck Frankfurt/M. 
1970 


Die Ausübung der souveränen Gewalt in der Verwaltung, Gesetz- 
gebung und Rechtsprechung 


Die Ausübung der souveränen Gewalt 


42 /In der Ausübung des souveränen Willens sind drei Phasen 
zu unterscheiden:] „Information und Überlegung; Entschei- 
dung; Befehl zur Ausführung und Kontrolle der Durchführung. 
Die Entscheidung verblieb ausschließlich dem Herrscher; der 
Entschluß kann immer nur von dem Einzelnen gefaßt werden. Je- 
doch ohne Information und ohne Rat mußte die Entscheidung 
blind sein, ohne Ausführung und ohne Kontrolle mußte sie nichtig 
sein. 
Information und Rat: Die Information der Herrscher in jener Zeit 
war noch sehr unvollkommen. Die Könige verblieben in Unkennt- 
nis über viele Dinge, die in ihrem Reich geschahen. Vielfach er- 
fuhren sie von den Dingen erst, wenn sie längst geschehen waren 
und die Folgen bereits feststanden. Die Einrichtung von königlichen 
Boten, den Kurieren, stellte den ersten Versuch dar, das Nachrich- 
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tenwesen systematisch zu organisieren. Im 16. und selbst noch im 
17. Jahrhundert stellt immer noch die Reise das beste Mittel zur 
Unterrichtung dar. Der Souverän und der Hof waren ständig un- 
terwegs. Karl V., der Reisekaiser, verbrachte sein Leben damit, 
seine Länder zu besichtigen. Die Seßhaftigkeit der Monarchen fıel 
zusammen mit der Ausbildung der Bürokratie. Philipp II. öffnete 
den Weg zu dieser neuen Form der Verwaltung. Zu ihm und in 
seine Amtszimmer strömten nun dıe Denk- und Bittschriften. Mit 
Richelieu und vor allem mit Colbert setzte sich dieses System auch 
in Frankreich durch: der Herrscher ordnete Untersuchung über 
Untersuchung an, verlangte Bericht über Bericht... — Außer den 
allgemeinen Untersuchungen, die auf Betreiben des Königs durch- 
geführt wurden, versorgten die regelmäßigen Berichte der in die 
Provinz entsandten Kommissare die Zentralorgane der Verwal- 
tung mit neuen Nachrichten... Auch in diesem Sinne wurde der 
Absolutismus immer aufgeklärter. 

Die Information machte die Gefahren, die Mißbräuche, die 
Mängel sichtbar; sie schuf die Voraussetzungen zum Handeln: zur 
Abwehr, zur Reform, zur Neuerung. Jede Handlung gründet sich 
jedoch auf ein Projekt oder auf mehrere Projekte. Die Reaktion 
auf ein Geschehen wird nicht durch einen einfachen und einseitigen 
Determinismus bestimmt. Es ist nötig, die Phantasie spielen zu 
lassen. Es gilt, unter vielen Lösungen zu wählen, von denen jede 
ihre Vor- und Nachteile hat. Der Herrscher läßt sich deshalb be- 
raten, er hält Rat. Die Männer seines Vertrauens, seine Minister, 
seine Sachverständigen [in Frankreich die zahlreichen ‚maitres des 
requetes‘ und ‚conseilleurs d’Etat‘], schlagen bestimmte Maßnah- 
men vor und erklären ihre Vorzüge. Der König lauscht und wägt 
ab, nimmt die Argumente in sich auf, vergleicht die Meinungen 
untereinander und mit seiner eigenen Neigung. Die Bedeutung der 
Beratung erklärt die frühzeitige Institutionalisierung dieser Funk- 
tion. Der Rat des Königs, gleich welcher Gestalt und Organisa- 
tionsform, stellt ein ständiges und wesentliches Organ dar. Die 
Zugehörigkeit zum Rat ermöglichte es, aufs engste an der Ent- 
scheidung teilzunehmen; auch der Titel war immer begehrt. Be- 
stimmte Stellungen berechtigten unmittelbar zu dieser Würde, im 
Prinzip jedoch war der König in seiner Wahl völlig frei. In der 
Auswahl der Mitglieder des Rats spiegelt sich, in fast allen Staaten, 
der Übergang von der feudalen Monarchie mit ihrem Großrat, der 
von den Fürsten, den hohen Adligen und den Kronvasallen ge- 
prägt wurde, zur bürokratischen Monarchie, in der sich der Jurist, 
der Fachmann, aufgrund seiner Zuständigkeit gegenüber den Vor- 
rechten des Blutes und der Geburt durchsetzte. 
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Entscheidung: Auf die Beratung folgte die geheime und erhabene 
Phase der Entscheidung. Nur die großen Herrscher nahmen die 
Last dieser Prärogative voll auf sich und wachten eifersüchtig dar- 
über. Weniger charakterfeste Herrscher überließen die Sorge der 
Entscheidung einem Günstling oder einem Minister... Nicht alle 
Entscheidungen aber bedurften des Spruchs des Souveräns. Viele 
tausend Maßnahmen wurden von den Ministern oder ihren Unter- 
gebenen getroffen. Wenn es sich um geringfügige Entscheidungen 
oder um Routincangelegenheiten handelte, die den Staat nicht be- 
lasteten, griff der Herrscher nicht ein oder seine Beteiligung war 
eine reine Formsache. 
Ausführung und Kontrolle: Die Handlungen, die dem Entschluß 
folgten, besaßen gleichfalls entscheidende Bedeutung. Sie erfüllten 
eine doppelte Funktion: zum einen ging es um den Nachweis der 
Rechtsgültigkeit und um die Verkündigung, zum anderen um die 
Kontrolle und die Gerichtsbarkeit. Die Rolle des Kanzlers und 
der Registraturen [Gerichtshöfe, lokale Beamte] bestand darin, 
mittels des Siegels, der Eintragung in die Registratur und der Ver- 
kündigung durch Ausruf oder Anschlag [in Frankreich seit dem 
16. Jahrhundert] für die notwendige Öffentlichkeit zu sorgen, um 
niemand in Unkenntnis des Gesetzes zu lassen. Des weiteren aber 
mußte sich der Herrscher über die Ausführung seines Edikts, die 
Folgen seines Entschlusses und den Widerstand gegen seinen Wil- 
len informieren. Die königlichen Erklärungen weisen auf diese 
Kontrolle der Durchführung hin. Sie enthalten Auslegungen, Auf- 
hellungen und gegebenenfalls Korrekturen, die der Monarch für 
angebracht hielt, um die Wirksamkeit seiner Macht zu erhöhen. 
Jeder Widerstand wurde durch den Zwang der Gerichte gebrochen, 
die fortwährend dazu aufgefordert wurden, die Strafgewalt in 
voller Strenge gegen die Zuwiderhandelnden anzuwenden.“ 

Nach: G. Durand, Etats et Institutions XVle- XVIlle Siöcles, Paris 1969, S. 38 ff. 


Die Verwaltung 


Die Consejos der spanischen Monarchie 


43 »Die Eigenart des spanischen Staates bestand in der Vielfalt 

der Räte. Das Wesen der Räte läßt sich aus dem Vergleich 
erschließen. In Frankreich wie auch in England umgab sich der 
König mit verschiedenen Räten, einem Körper von Ratgebern, die 
zahlreicher waren als die kleinere Gruppe von Hofbeamten, Mini- 
stern und Staatssekretären. Für jeden Tätigkeitsbereich der son- 
veränen Gewalt (Diplomatie, Krieg, Finanzen, Justiz des Königs) 
wurden bestimmte Sektionen gebildet, besondere Ausschüsse, die 
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sich stets aus denselben Menschen zusammensetzten: Privy Council 
oder Conseil du Roi. Es bestand Einheit im Ganzen, elastische Ge- 
staltung der Zuständigkeiten und Funktionen und, dank der direk- 
ten Führung durch den König selbst, durch den Kanzler oder den 
wichtigsten Minister, Einheit in der Vorstellung und Orientierung. 
Spanien bietet ein ganz anderes Bild dar. Seit Beginn des 16. Jahr- 
hunderts, vor allem aber seit Philipp II. und seiner Reform im 
Jahr 1568, wuchs die Zahl der Räte, die jeweils sehr spezialisiert, 
fest in sich geschlossen und weitgehend autonom waren. Innerhalb 
ihres Bereiches hatten sie vielfältige Kompetenzen: 

— ihre politische Funktion bestand darin, dem König nach ent- 
sprechender Untersuchung ein Gutachten, die sog. ‚consulta‘, vor- 
zulegen. Diese konnte sich sowohl auf Gegenstände der Gesetz- 
gebung als auch auf die Ernennung hoher Beamter beziehen; 

—- weiterhin waren sie Gerichtshöfe, und zwar waren sie sowohl 
Appellationsgerichte als auch Verwaltungsgerichte; 

— außerdem waren die Räte die oberste Behörde für die Beamten 
der öffentlichen Verwaltung in den jeweiligen Bereichen. Hierbei 
ergaben sich zuweilen Kompetenzstreitigkeiten mit den Ministern, 
die sehr viel stärker vom König abhingen. 

Die Zahl der Räte hat im Laufe der Neuzeit geschwankt. In jeder 
Epoche war die Zahl verschieden. Gleichwohl ist es möglich, zwei 
große Gruppen zu unterscheiden: 

1. die Räte mit territorialer Zuständigkeit: Der Consejo Real de 
Castilla war für alle inneren Angelegenheiten zuständig. Daneben 
bestand bis zum Jahr 1707 ein Consejo de Aragön, der für die 
alten Königreiche Aragon, Katalonien und Valencia zuständig war. 
Der Consejo des Indias war für die Neue Welt das, was der Con- 
sejo de Castilla für Spanien war und entsprach diesem im Aufbau, 
in der Zuständigkeit und in der Tätigkeit. Philipp II. wollte auf 
diese Weise im Staatsapparat die Fiktion der Einheit seiner Be- 
sitzungen zum Ausdruck bringen. 

Weitere territoriale Institutionen waren der Consejo de Italia und 
der Consejo de Flandes, die so lange bestanden, wie Spanien diese 
Länder in seinem Besitz hatte. 

2. Räte mit Sachfunktionen: hier sind der Consejo de Guerra 
[Krieg] und der Consejo de Hacienda [Finanzen] zu erwähnen, 
deren Namen ihre Funktion klar zum Ausdruck bringen. Daneben 
bestand der Consejo de las Ordenes, dem die drei großen Ritter- 
orden der Reconguista unterstanden, deren Güter die Krone zwi- 
schen 1476 und 1494 an sich genommen hatte, wobei sie aber die 
Titel, Sinekuren und Privilegien der Ordensmitglieder hatte be- 
stehen lassen. 
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Dieser Rat überprüfte die Adelsnachweise der Ritter der Orden 
von Santiago, Calatrava und Alcantara, entschied die Rechtsstrei- 
tigkeiten zwischen den Orden und ernannte das Verwaltungs- 
personal. 

Der Consejo des Inquisiciön vervollständigte den Apparat. An 
Bedeutung folgte er unmittelbar dem Consejo Real de Castilla 
und war Ausdruck jener engen Verbindung von Kirche und Staat, 
die nicht erneut betont zu werden braucht. 

Verschiedene Kammern und zahlreiche Juntas, die geringeren Rang 
hatten oder belanglose Funktionen verrichteten, trugen zur wei- 
teren Komplikation dieses schwerfälligen Mechanismus bei, der 
gleichzeitig der Beratung, Kontrolle und Rechtssprechung diente. 
Erwähnt seien nur die Camara Real de Castilla, die Philipp Il. 
1588 als kleineren Ausschuß innerhalb des gleichnamigen Consejo 
bildete und die Camara de Jueces del y de la Corte, deren poli- 
zeiliche und richterliche Gewalt sic» über Madrid und die Um- 
gebung in einem Umkreis von 10 Meilen erstreckte.“ 

Im Lauf der Zeit wurden mehrere Versuche unternommen, mittels 
einer zentralen Behörde die Politik der verschiedenen Conscjos zu ko- 
ordinieren: 

„a. Philipp II. richtete 1586 einen Consejo Real [Königlichen Rat] 
ein. Mit diesem Geheimen Rat setzte der bürokratische König 
letztlich nur seine Regierungsweise in eine offizielle Institution 
um. Dieser leidenschaftliche Arbeiter, der in sein nüchternes Ar- 
beitszimmer im Escorial flüchtete, beobachtete sein Riesenreich seit 
Regierungsantritt nur an Hand der Akten: aber er wollte alles 
beobachten. Er vollzog selbst und fast völlig allein jene Funktion 
der Synthese, in der die volle Ausübung der königlichen Macht 
bestand. Einige wenige vertraute Ratgeber, Mitglieder des Hoch- 
adels wie Ruiz de Silva oder der Herzog von Alba, letrados 
[Juristen] wie seine Sekretäre Conzalo, Antonio Perez und Ga- 
briel de Zayas — mehr Personen beehrte er nicht mit seinem könig- 
lichen Vertrauen — bildeten diesen königlichen Rat. 

b. Im 17. Jahrhundert führten das Mittelmaß der Herrscher und 
die Allmacht oder die Nachlässigkeit der Ersten Minister zu einem 
System, das zwar einen ähnlichen Aufbau hatte, das aber je nach 
der Leistungsfähigkeit oder Unfähigkeit des Machtträgers ent- 
weder despotisch oder unwirksam war. Dieser Rat, die sog. ‚Con- 
sulta‘, der sich aus dem Ersten Minister, den drei Staatssekretären 
des Despacho Universal und dem Beichtvater des Königs zusam- 
mensetzte, war entweder ein echtes Entscheidungsgremium oder 
einfach ein zentrales Postamt, das sich damit begnügte, die Akten 
zu empfangen, sie an die zuständigen Consejos weiterzuleiten, sie 
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dem König vorzulegen, der sich im allgemeinen an das vorgelegte 
Gutachten bielt, und schließlich die Urkunden und Ausführungs- 
cerlasse auszufertigen. 
c. Philipp V. [1700-1746] reorganisierte die Zentralgewalt nach 
dem Beispiel Ludwigs XIV. und richtete 4 Staatssekretäre ein 
[Staat und Auswärtige Angelegenheiten, Krieg und Finanzen, 
Marine und Amerika, Kirchliche Angelegenheiten und Justiz]. Die 
doppelte Zuständigkeit jedes Sekretärs macht den komplizierten 
Charakter sichtbar, der den spanischen Staatsapparat im Vergleich 
zum französischen System auszeichnete. 
d. Unter Karl III. (1759-1788) traten die Minister zu halbamt- 
lichen Sitzungen zusammen, um ihre Tätigkeit zu koordinieren. 
Sie bildeten damit gewissermaßen ein ‚interministerielles Komitee‘. 
Auf Vorschlag von Floridablanca wurde 1787 eine Junta Suprema 
de Estado [Oberster Staatsrat] eingerichtet, ein regelrechter Kabi- 
nettsrat, der aber durch die große Anzahl seiner Mitglieder (28) 
und durch eine aus 443 Paragraphen bestehende Geschäftsordnung 
belastet war. Er war dazu bestimmt, die Rolle eines zentralen 
Antriebsmotors für die Aktionen der Regierung zu spielen, aber 
sein Aufbau entsprach völlig dem verehrungswürdigen Muster der 
übrigen Consejos, so daß auch diese letzte Variante eines Geheimen 
Rats nur ein Rat unter anderen war, genauso schwerfällig, genauso 
langsam, genauso bürokratisch.“ 

Nach: G. Durand, Etats et Institutions XVIe- XVIIle Siecles, Paris 1969, S. 149 ff. 


Regierungsweise Philipps II. von Spanien 


44 „Er ist sehr sorgfältig in der Regierung des Staats und will, 
daß alle Sachen von irgendwelcher Bedeutung durch seine 
Hände gehen. Deshalb werden ihm alle wichtigen Schriftsachen 
von den Räten zugeschickt, auf ein Briefblatt geschrieben, so, daß 
die Hälfte als Rand frei bleibt, auf dem $.M. ihre Meinung 
schreibt, hinzufügend, entscheidend, verbessernd nach ihrem Gut- 
dünken. Und wenn er Zeit übrig hat, verwendet er sie ganz auf 
das Durchlesen und Unterschreiben von Bittschriften usw., wofür 
er drei oder vier Stunden opfert, so, daß seine Spannkraft nie 
auch nur im geringsten nachläßt.“ 
Der Venetianer Contarini in den „Relatione della Spagna“, 1593, nach Ranke, Die Os- 


manen und die Spanische Monarchie im 16. und 17. Jahrhundert, Samtl. Werke, Bd. 35 u. 
36, Leipzig 1877, S. 101 


Der Consejo Real de Castilla unter Karl II. 


45 „Der Präsident dieses Rates führt den Titel Präsident von 
Kastilien. Zu diesem Zeitpunkt hat der Bischof von Avila 
dieses Amt inne. 
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Dieser Rat setzt sich aus sechzehn Consejeros [Räten] und einem 
Fiscal zusammen und gliedert sich in vier Kammern: 

Die Cämara de Gobierno [Regierung] ist zuständig für das ge- 
samte Polizeiwesen, und zwar sowohl für alle Angehörigen des 
weltlichen Standes bis hinaus zu den Granden von Spanien, als 
auch für die Geistlichen bis hinauf zu den Bischöfen. Sie nimmt den 
Eid der niederen Beamten bei Amtsantritt entgegen. Sie besteht 
aus fünf Räten und dem Präsidenten. 

Die zweite Kammer wird die ‚Kammer der 15 000 Dublonen‘ 
[Doblön, der doppelte Escudo, alte spanische Goldmünze zu 
6,766 g Goldgehalt] genannt, weil diese Summe bei ihr hinterlegt 
werden muß, damit sie wichtige Prozesse aus den Kanzleien von 
Granada und Valladolid, den beiden Gerichtshöfen von Kastilien, 
aufgreift und das Urteil fällt. Der Appellant verliert diese Summe, 
wenn das erste Urteil bestätigt wird. Diese Kammer ist außerdem 
zuständig für die ‚residencia‘, d.h. die Überprüfung der Amtsfüh- 
rung derjenigen, die aus dem Amt eines Vizekönigs, Gouverneurs, 
Corregidores oder eines anderen hohen Beamten ausscheiden. 
Diese Kammer besteht wie die vorherige aus fünf Räten. 

Die dritte Kammer wird Cämara de Justicia genannt und ist für 
die Strafgerichtsbarkeit zuständig. 

Die vierte Kammer ist die der Provinzen und sie nimmt die Be- 
rufungen gegen die niederen Richter entgegen. Jede dieser beiden 
letzten Kammern besteht aus drei Räten. 

Im Jahr 1609 ist ganz Kastilien in fünf Bezirke eingeteilt worden, 
die fünf Consejeros des Königlichen Rates zugeteilt worden sind. 
Diese müssen dem Rat über eventuelle Mißbräuche der Richter 


und anderer mächtiger Personen berichten.“ 
Aus: Marquis de Villars, Mömoires de la Cour d’Espagne, 1679-1681, Paris 1733, S. 1ff. 


Der Consejo de Estado (Staatsrat) unter Karl II. 
46 Der König ist der Präsident dieses Rates, dessen Mitglieder- 
zahl nicht genau festgelegt ıst. Die Ratsmitglieder werden 
unter jenen ausgewählt, die dem obersten Rang angehören und 
die wichtigsten Ämter und Würden bekleidet haben. Sie legen den 
Eid in die Hände des ältesten Ratsmitglieds ab. Die Sitzordnung 
entspricht nicht dem Alter, sondern der Reihenfolge, in dem die 
Räte den Saal berreten. Der Älteste führt jedoch die Glocke. Die 
Räte und Staatssekretäre sitzen auf Bänken mit Rückenlehnen. Ist 
der König zugegen, so wird für ihn ein besonderer Tisch an das 
Kopfende des Tisches der Ratsmitglieder gestellt. Bei dieser Ge- 
legenheit sitzen die Räte nur auf Hockern und die Staatssekretäre 
müssen während der ganzen Sitzung stehen. 


Der Staat 46-47 


Der Rat tritt regelmäßig dienstags und donnerstags am Nachmit- 
tag und sonnabends am Vormittag und Nachmittag zusammen ... 
Dieser Rat berät den König bei den Angelegenheiten der Botschaf- 
ten, Vizekönigreiche, Regierungen von Flandern und Mailand; die 
Beschlüsse werden jedoch durch die Sekretäre der Consejos eines 
jeden Landes ausgeführt. 

Alle großen Regierungsangelegenheiten werden im Staatsrat be- 
handelt. Dieser hat das Recht, den König in jedweder Angelegen- 
heit zu beraten, selbst wenn sie unter die Zuständigkeit eines an- 
deren Rates fällt.“ 


Räte, Minister und Intendanten unter Ludwig XIV. 


47 «a. Wenngleich Ludwig XIV. allein regierte und entschied, so 
konnte er doch der Mitarbeiter nicht entbehren. Er achtete 
darauf, diese nicht unter den Mitgliedern der königlichen Familie, 
des Hochadels oder der hohen Geistlichkeit auszusuchen, sondern 
unter den Bürgerlichen oder den frisch geadelten Beamten, die ihm 
um so mehr verbunden waren, als sie ihm, für sich selbst und für 
ihre Familie, alles zu verdanken hatten: Nobilitierung, Ehren, 
Vermögen. 
. „Es lag nicht in meinem Interesse, Menschen aus hervorragendem 
Stande heranzuziehen. Vor allen Dingen war es nötig, meinen 
eigenen Ruhm zu begründen. Der Rang, dem ich jene entnahm, 
mußte unmittelbar kenntlich machen, daß ich nicht die Absicht 
hatte, meine Macht mit ihnen zu teilen. Es kam nur darauf an, 
daß sie selbst keine größren Hoffnungen hegten als die, die ich 
ihnen machen konnte, und das ist schwierig bei Menschen von 
hoher Geburt.“ 
Die Zahl dieser Mitarbeiter war im übrigen sehr gering: drei oder 
vier Staatsminister, etwa dreißig Staatsräte und hundert ‚maitres 
des requetes‘. Ludwig XIV. behielt viele alte Formen der Verwal- 
tung bei, konzentrierte sie aber um seine Person und machte sie 
dadurch elastischer, daß er die Funktionen zusammenlegte und 
übereinandergreifen ließ: so war Colbert am Ende seines Lebens 
Generalkontrolleur der Finanzen, Superintendant für öffentliche 
Bauten, Gewerbe und Manufakturen, Staatssckretär für die Ma- 
rine und für das königliche Haus. 
b. Als Folge einer langen Entwicklung gliederte sich der Rat des 
Königs seit 1661 in verschiedene Sonderausschüsse, die an ver- 
schiedenen Tagen zusammentraten: die drei ersten wurden stets 
vom König präsidiert, der vierte meist vom Kanzler. Der Conseil 
d’en Haut /auch Conseil @troit, des affaires oder du ministere ge- 
nannt] war das eigentliche Regierungsorgan. Hier wurden alle 
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großen Fragen der Innen- und Außenpolitik geprüft. Der König 
berief in diesen Rat jeden, der ihm beliebte. Wer auch nur ein ein- 
ziges mal daran teilgenommen hatte, erhielt das Recht, den Ehren- 
titel eines Staatsministers führen zu dürfen. Am Tage nach dem 
Tode Mazarins berief Ludwig XIV. Fouquet, Le Tellier und 
Lionne. Jedoch am 5. September 1661 ließ er Fouquet, den der 
Luxus und die Eitelkeit verblendet hatten, verhaften, Fouquet 
mußte nicht nur für seine eigenen Veruntreuungen büßen, sondern 
auch für die Mazarins. Ein Sonderausschuß strafte ihn am 20. De- 
zember 1664 mit Verbannung, doch Ludwig XIV. wandelte diese 
Strafe aus eigener Machtvollkommenheit in lebenslängliche Haft 
um. September 1661 folgte ihm Colbert, der eigentliche Urheber 
des Sturzes des Superintendanten, als Staatsminister. Bis 1671 be- 
rief Ludwig XIV. lediglich die neue Dreiheit Le Tellier-Lionne- 
Colbert in den Staatsrat. 1671, nach dem Tode von Lionne, wurden 
Louvois [der Sohn von Le Tellier] und Arnauld de Pomponne 
[der 1679 in Ungnade fiel und von Colbert de Croissy ersetzt 
wurde] aufgenommen. 

Im Conseil des Dep&ches, der im Prinzip alle vierzehn Tage zu- 
sammentrat, versammelten sich die hohen Regierungsbeamten, 
vornehmlich die Staatssekretäre. Hier wurden die Berichte aus den 
Provinzen verlesen und ihre Beantwortung vorbereitet. Der Con- 
seil royal des Finances, der September 1661 an die Stelle der 
Superintendantur trat, umfafßte außer dem Ratsvorsitzenden [ein 
reines Ehrenamt] den Intendanten der Finanzen und, seit 1665, 
den Generalkontrolleur. Er beschäftigte sich mit den Finanzange- 
legenheiten. Der Conseil d’Etat, auch Conseil Priv€ oder du Par- 
ties genannt, war nicht eigentlich ein Rat wie die vorhergehenden, 
sondern eine regelrechte Versammlung, die von dem Kanzler [der 
sich links neben den leeren Sessel des Königs setzte] präsidiert 
wurde und die neben den Staatsministern und Staatssekretären die 
Inhaber der höheren Staatsämter umfaßte: 

30 Staatsräte und 80 bis 100 „maitres des requetes“. Dieser Rat 
hatte administrative, legislative und richterliche Funktionen: er 
bearbeitete bestimmte Fragen der Finanzverwaltung, er beschloß 
Erlasse und bereitete die königlichen Edikte und Verordnungen 
vor, und er war oberste Instanz in Sachen des Zivil- und des Ver- 
waltungsrechts. 

c. Die wichtigsten Mitarbeiter des Königs (die lediglich als Mit- 
glieder des Conseil d’en Haut das Recht auf den Ehrentitel eines 
Staatsministers hatten; und das waren durchaus nicht alle) waren 
der Kanzler, der Generalkontrolleur der Finanzen und die vier 
Staatssekretäre. Der Kanzler, der in der Rangfolge der Würden 


Der Staat 47 


der zweite nach dem König war, war der Chef der Behörden 
und Bewahrer der Siegel. Er war unabsetzbar, doch konnte der 
König jederzeit die Siegel von ihm zurückfordern und ihm damit 
seine Funktion nehmen. In der Praxis spielten dıe Kanzler Seguier 
[gestorben 1672] und d’Alegre (1674-1677) nur eıne sehr zweit- 
rangige Rolle in der Regierung. Die Ernennung von Le Tellier, 
der Staatsminister war, zum Nachfolger von d’Alegre war mehr 
die Belohnung für eine großartige Laufbahn als eine wirkliche 
Machterhöhung [1677-1685]. Der Titel eines Generalkontrolleurs 
der Finanzen wurde erst 1665 zugunsten von Colbert geschaffen. 
Der König hatte 1661 das Amt des Superintendanten aufgehoben, 
doch hatte Colbert in der Praxis von diesem Zeitpunkt an die die- 
sem Amt entsprechenden Funktionen in seiner Eigenschaft als 
Staatsminister, Intendant der Finanzen und Mitglied des Conseil 
des Finances ausgeübt. Der Generalkontrolleur leitete nicht nur 
die gesamte Finanzverwaltung, sondern auch die Wirtschaft. 

Die vier Staatssekretäre [Auswärtiges, Krieg, Marine, Maison du 
Roi] waren für die Bereiche zuständig, denen ihre Titel entspra- 
chen und hatten darüber hinaus ein gewisses Aufsichtsrecht über 
die Provinzverwaltung ... 

d. Im Conseil d’en Haut wie auch in den höheren Staatsämtern 
fanden wenig Personalveränderungen statt. Der König, der keine 
neuen Gesichter liebte, begünstigte den Aufstieg von zwei oder 
drei Dynastien treuer und erprobter Diener: die Colbert, die Le 
Tellier und, an zweiter Stelle, die Phelypeaux [La Vailliere und 
Pontchartrain].... 

Die Intendanten wurden zum wichtigsten Instrument der Stär- 
kung der monarchischen Gewalt. Das Amt des Intendanten wurde 
unmittelbar nach dem Aufstand der Fronde wiederhergestellt. Zu 
diesem Zeitpunkt waren die Intendanten noch immer Sonderkom- 
missare, die für eine bestimmte Zeitspanne einer oder mehreren 
Provinzen zugeteilt wurden, um dort Erhebungen durchzuführen 
und Inspektionen vorzunehmen. Colbert wies ihnen diese Funk- 
tion anläßlich der großen Erhebung im Jahre 1664 zu, dem ersten 
Beispiel einer statistischen und systematischen Beschreibung des 
Königreiches. Die seit Richelieu sichtbare Entwicklung beschleu- 
nigte und vollendete sich in diesen Jahren: um 1670 gab es in 
allen Provinzen [mit Ausnahme von Bearn und Bretagne] einen 
Intendanten als festen und ständigen Beamten, der vom Inspektor 
zum Verwalter geworden war. Der Intendant war ein Kommissar, 
der meist aus der Reihe der „maitres des requötes“ gewählt wurde 
und der mit außerordentlich großen Vollmachten ausgestattet 
wurde, so daß er wahrhaft als „le roi present en la province“ auf- 
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trat, wie es, unter vielen anderen Zeugnissen, durch die Ernen- 
nungsurkunde für den 1687 in die Provence entsandten Le Bret 
bezeugt wird: 
„Wir haben Euch zum Intendanten der Justiz, der Polizei und der 
Finanzen in unserem Land Provence, Forcalquier und den um- 
liegenden Gebieten ernannt, ordiniert und abgeordnet. In dieser 
Eigenschaft habt Ihr Versammlungen mit unseren Gerichtshöfen 
und unseren Rechnungs-, Steuer- und Finanzkammern abzuhalten, 
an den Versammlungen der Stände und Gemeinden teilzunehmen, 
an allen Sitzungen der königlichen Gerichte der besagten Provinz 
teilzunehmen und den Vorsitz zu führen; bei der Regelung oder 
Erneuerung der Justiz gemäß unseren Anordnungen zu verfahren; 
zu untersuchen, ob unsere Beamten ihre Pflicht in der Ausübung 
und Verrichtung ihres Amtes erfüllen; die Klagen unserer Unter- 
tanen anzuhören...; den Vorsitz der Dorfversammlungen zu 
führen ...; über alle Unruhen und geheimen Umrriebe... zu be- 
richten, wie auch über den unerlaubten Waffengebrauch und die 
unerlaubten Versammlungen. Auch sollt Ihr Euch über das Betra- 
gen und die Lebensweise der Soldaten in den Garnisonen der Dör- 
fer des genannten Landes erkundigen ...; Ihr sollt Sorge tragen 
und die allgemeine Leitung ausüben bezüglich der Festsetzung, 
Erhebung und Eintreibung aller öffentlichen Steuern der genann- 
ten Provinz, wie auch bezüglich ihrer Verwaltung und Vertei- 
lung ... und im allgemeinen sollt Ihr alles tun, was von Eurem 
Amt abhängt, damit unsere Gesetze, die die Justiz, Polizei und 
die Finanzen betreffen, befolgt werden.“ 
Als Intendant der Justiz überwachte er alle Beamten seines Be- 
reiches, konnte er alle Gerichtshöfe präsidieren und Sonderkom- 
missionen einsetzen. Als Polizei-Intendant hielt er die öffentliche 
Ordnung aufrecht, kümmerte sich um die Versorgungslage und die 
Brücken und Straßen und beaufsichtigte die Gemeindeverwaltun- 
gen. Als Intendant der Finanzen überwachte er in den ‚pays 
d’election‘ [Provinzen ohne Landstände] die von den ‚elus‘ [be- 
sondere Beamte] und den Schatzmeistern der Krone vorgenom- 
mene Veranlagung und die Erhebung der ‚Taille‘ \8 und unterbrei- 
tete die königlichen Steuerforderungen den Landständen in den 
‚pays d’etats‘ [Provinzen mit Landständen].“ 

Nach: F. Lebrun, Le XVIIle Siecle, Paris 1967, S. 22 fJ. 


18 Taille: Die regelmäßige Abgabe, die von den „Roturiers“, also nicht von Adel und 
Klerus, dem König entrichtet werden mußte. Im Norden wurde sie von den Personen 
und im Süden vom Grundbesitz erhoben. 
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Amter und Amterkauf in der französischen Monarchie 
48 „Die Hauptträger des Staates waren, wie in allen absoluti- 
stischen Ländern, das Heer und das Beamtentum. Wird man 
nun einen Staat als gesund bezeichnen können, der 200 Jahre lang 
einen Beamtenapparat besaß, der um das Fünf- bis Siebenfache 
größer war als das tatsächliche Bedürfnis es verlangte? Doch wohl 
nicht. Eine übermäßige Belastung des Staatsetats war zwar nicht 
damit verbunden, zahlte doch der König seinen Beamten kein Ge- 
halt, er nahm vielmehr noch eine Kleinigkeit von ihnen ein. Da- 
für aber gewährte er ihnen so viele Rechte, Sporteln und Taxen, 
daß es ihnen möglich war, ihren Unterhalt aus dem Volk zu zie- 
hen. Das galt selbst für die Gerichtsbeamten. Hierin liegen die oft 
gehörten Klagen über Faulheit des Rechts, große Bestechlichkeit 
und Korruption der Verwaltung begründet. Dem stand die Regie- 
rung fast machtlos gegenüber, denn der sonst so allmächtige König 
konnte auf dem normalen Rechtswege nicht einmal einen Gerichts- 
diener absetzen, sofern er nicht vom zuständigen Gericht eines 
schweren Amtsvergehens überführt war. Dies ereignete sich in- 
dessen selten, waren doch auch die, die über einen solchen zu Ge- 
richt saßen, von derselben Krankheit befallen. Zu diesem ver- 
hängnisvollen Zustand war es dadurch gekommen, daß der König 
sämtliche im Staate bestehenden Ämter einmal verkauft hatte, 
seine Beamten waren sozusagen seine Gläubiger. Denn die Sum- 
men, die er für die Ämter genommen hatte, konnte er nie zurück- 
bezahlen. Die Form des Ämterschachers nahm ihm auch weitgehend 
die Möglichkeit, eine ergebene und leistungsfähige Beamtenschaft 
heranzuziehen. ... Errichtete der König durch Edikt für das ganze 
Land ein neues Amt, so verkaufte er gewöhnlich die Serie in 
Bausch und Bogen an einen Großunternehmer, der hierauf mit 
kleineren Unternehmern Afterverträge schloß, um so die Ware 
schnellstens abzusetzen. Es geschah nach dem Gesetz der Meistbie- 
tung, also durch reine öffentliche Verschacherung. Nur auf diese 
Weise konnte das Geldbedürfnis, dem diese Errichtungen stets 
entsprangen, befriedigt werden, eine Ausnahme machten nicht ein- 
mal hohe und höchste Ämter des Gerichts- und Finanzwesens. Seit 
dem 16. Jahrhundert war die Krone zu dieser Methode überge- 
gangen. Auf die Spitze getrieben wurde sie erstmals durch Riche- 
lien, der so viele Ämter schuf, daß in manchem Jahre mehr Geld 
aus ihnen erlöst wurde, als die Einnahmen aus den direkten und 
indirekten Steuern betrugen. Ungeahnte Ausmaße nahm der Äm- 
terhandel auch unter Ludwig XIV. in der Zeit von 1689 bis 1713 
an... 


Die Folge dieses Handels war, daß der König für die Qualität sei- 
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ner Beamten keinerlei Gewähr hatte und daß jeder Auffassung 
von Pflicht und Sauberkeit der Boden entzogen war. Darüber 
könnten allerdings die vielen Gesetze hinwegtäuschen, deren 
Gegenstand das Beamtenwesen war; sie erwecken den Eindruck, als 
sei das alte Frankreich ein Musterland gewesen. Alles schien streng 
geregelt: das Alter der Kandidaten für die Ämter, ihre Ausbil- 
dung usw. Doch alle diese Verordnungen scheinen lediglich deshalb 
erlassen worden zu sein, damit man sich von ihnen loskaufte, um 
Dispense einkam, was wiederum Geld einbrachte. Aus unzähligen 
Erlassen ist das zu entnehmen. Unglaublichsten Zuständen und 
Mißständen wurden so Tür und Tor geöffnet. 
Die Unabhängigkeit der Beamten beruhte darauf, daß sie seit dem 
16. Jahrhundert ihre Ämter als erbliches Eigentum betrachteten, 
über sie verfügen konnten ‚wie über eine ihnen gehörige Sache‘, so- 
fern sie den fiskalischen Vorschriften Genüge taten. So glich das 
Amt in seiner privatrechtlichen Auswirkung dem Grundeigentum; 
es war belastbar, pfändbar und erbbar und kam unter einzelnen 
in den Handel wie immobile Werte. Sein Preis hing ab von der 
‚Konjunktur‘, das heißt von Angebot und Nachfrage. Die Nach- 
frage war meist groß; denn das Amt konnte auch als sichere und 
einträgliche Kapitalanlage dienen, durfte doch eine und dieselbe 
Person beliebig viele Ämter innehaben. Wer sie nicht selbst aus- 
übte, verpachtete die daran sich knüpfenden Funktionen, auch 
konnte man sie Töchtern als Mitgift geben; sie ließen sich ja ohne 
Schwierigkeit übertragen. Ein gutes Amt war sogar eine begehrte 
Mitgift. 
Ganz natürlich war, daß, wer ein Amt teuer erstanden hatte, da- 
nach strebte, wieder zu seinem Gelde zu kommen, und das konnte 
nur auf Kosten der Allgemeinheit geschehen, mit Hilfe der Amts- 
rechte. Weil jedes Amt, um es begehrenswert und hochpreisig zu 
machen, mit Sonderprivilegien, Rechten und Sporteln ausgestattet 
war, wurde die Ämterkäuflichkeit zu einer Hauptursache der Pri- 
vilegienwirtschaft. ‚Alles in diesem Staat war käuflich, und alles 
war verkauft, selbst die Ehre‘, klagt ein Zeitgenosse.“ 
Aus: M. Göhring, Weg und Sieg der modernen Staatsidee in Frankreich, Tübingen 1946, 
s.2ff. 


Tagewerk und Maximen des Staatssekretärs Jean-Baptiste Colbert, 

Marquis de Seignelay!? 

49 „Aufzeichnungen über die Arbeit, die ich mir wöchentlich 
vornehmen will, um die Anordnungen meines Vaters zu er- 

19 Sohn des großen Colbert (1651-1690), dessen unmittelbarer Mitarbeiter er wurde. 


Als Minister der Marine machte er sich vor allem um den Ausbau der französischen 
Flotte verdient. 
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füllen und um in der Lage zu sein, ihm Arbeit abzunehmen, 
1671: 

Am Montag gedenke ich die Antworten an M. de Terron [Inten- 
dant der Marine, ein Vetter von J.B. Colbert] und die Erwide- 
rungen auf die regelmäßige Post aus La Rochelle und Bordeaux 
aufzusetzen. Es gilt, sich auf die Sitzung des Conseil am Nachmit- 
tag vorzubereiten und die Dinge zu bedenken, die zu tun sind, 
damit die Sitzung richtig verläuft [1]. 

Ich werde mich vordringlich mit den Dingen beschäftigen, die ich 
dem König vorzutragen habe. Ich werde sie wiederholt lesen, mei- 
nem Vater darüber berichten, sobald er Zeit für mich hat, und ich 
werde den Nachmittag dafür verwenden, den Stoß Akten des 
Conseil gründlich durchzulesen und zu prüfen [2]. 

Ich will es mir zur Regel machen, an diesem Tag, wie auch an 
allen anderen Tagen der Woche mit Ausnahme des Freitag, jJeder- 
mann zu empfangen, und zwar von 11 Uhr bis zur Messe des 
Königs [3]. 

Ich werde im Vorsaal meines Vaters nachsehen lassen, wer sich 
dort befindet, um über Amtsgeschäfte zu sprechen, und ich werde 
die Wartenden nach Möglichkeit zu mir kommen lassen, um ihre 
Angelegenheiten rasch zu erledigen. 

Zu diesem Zweck will ich die Bitten all derer, die mich auf- 
suchen, niederschreiben und im Lauf des Tages meinem Vater dar- 
über berichten. Ich werde ihm ein Memorandum darüber auf den 
Tisch legen, damit er seine Anweisungen an den Rand daneben 
schreibt... 

Montags, nach Rückkehr aus dem Conseil, werde ich eine Denk- 
schrift über die Anordnungen des Königs niederschreiben und am 
selben Nachmittag damit beginnen, die vordringlichen Dinge zu 
erledigen. 

Dienstag morgen werde ich zur üblichen Zeit aufstehen und werde 
zunächst die Dinge, die im Conseil angeordnet worden sind, zu 
Ende führen. { 

Ich werde mich anschließend den laufenden Angelegenheiten wid- 
men. Vor allem werde ich bemüht sein, keine Angelegenheit, die 
sofort erledigt werden kann, auf den nächsten Tag zu verschieben, 
und ich werde alle Angelegenheiten, die Gegenstand einer Bespre- 
chung sein müssen, so weit vorbereiten, daß ich meinem Vater dar- 
über berichten kann, um seine Befehle zu empfangen. 

Dienstags werde ich mir die Eingänge vorlegen lassen. Nach dem 
Mittagessen werde ich sie lesen, miteinander vergleichen und werde 
am Rande die Aufzeichnungen von meines Vaters Hand anmer- 
ken. 
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Vor allen Dingen werde ich nicht verfehlen... in den Regıstra- 
turen alles das zu suchen, was bei ähnlichen Gelegenheiten getan 
worden ist, und ich werde mir die Zeit nehmen, um die Vorgänge 
zu lesen und zu prüfen, um meinen eigenen Stil an dem meines 
Vaters zu bilden. 

Ich werde jeden Tag meinen Schreibtisch und meine Papiere durch- 
sehen, und bevor ich schlafen gehe, werde ich alles abfertigen, was 
abgeschlossen werden kann, oder ich werde das beiseitelegen, was 
ich meinen Angestellten übermitteln muß, damit sie mir darüber 
berichten. Ich werde in meinem Merkbuch genauestens alle Ange- 
legenheiten eintragen, die ich ihnen übergebe, um von ihnen 
Rechenschaft zu fordern, falls sie sich zu lange Zeit lassen [#]. 
Ich werde in dem Merkbuch alle laufenden Angelegenheiten ein- 
tragen und sie abstreichen in dem Maße, wie sie erledigt werden. 
Mittwochs werde ich die Dinge abschließen, die ich dienstags nicht 
habe beendigen können, und bei dringenden Angelegenheiten, auf 
die eine Antwort in die Häfen von Brest und Rochefort zu senden 
ist, werde ich die Briefe mit der Post schicken, die an diesem Tag 
dorthin abgeht. 

Ich werde alle Briefe in der Reihenfolge lesen, in der sie eintref- 
fen, werde selber einen Auszug aus den wichtigsten machen und 
die anderen den Schreibern schicken, die dafür zuständig sind [5]. 
Den Mittwoch nachmittag, nach dem Essen, werde ich dazu ver- 
wenden, alle Akten zu prüfen, die Papiere zu ordnen, wie mein 
Vater es am Rande vermerkt hat, und die letzten erledigten Ange- 
legenheiten absenden. Ich werde immer die Ordnung einhalten, 
die mein Vater vorgeschrieben hat [6]. 

Donnerstag vormittag werde ich eine Liste der Aufträge an- 
fertigen, die ich von meinem Vater im Hinblick auf die laufende 
Korrespondenz anfordern muß, um sofort mit, der Arbeit zu be- 
ginnen. 

Am Nachmittag werde ich die Angelegenheiten des Conseil be- 
arbeiten und werde einen Auszug aus all den Dingen machen, bei 
denen es Schwierigkeiten geben kann, um in der Lage zu sein, 
meinem Vater am nächsten Tag darüber vortragen zu können. 

Ich werde zusehen, daß ich freitags alle angefallene Post erledige. 
Die wichtigsten Schriftsachen werde ich mit eigener Hand anferti- 
gen, am Rande werde ich die Punkte anmerken, die im Brief aus- 
geführt werden, und ich werde versuchen, dem Stil meines Vaters 
zu folgen, um ihm nach Möglichkeit die Mühe zu sparen, sie kor- 
rigieren oder ganz neu schreiben zu müssen. Den Sonnabendvor- 
mittag werde ich dazu verwenden, die anfallenden Briefe zu prü- 
fen, die Angelegenheiten des Conseil am Freitag zu erledigen und 
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laufende Dinge aufzuarbeiten. Sonnabendnachmittag werde ich 
auf jeden Fall das Merkbuch durchsehen und das Register der 
Finanzen überprüfen, um nachzusehen, ob nicht neue Geldeingänge 
zu verzeichnen sind, die verfehlt worden sind, in das Register der 
Anweisungen für den Schatzmeister einzutragen... und ich werde 
mich bemühen, in der Führung des Merkbuches so exakt zu sein, 
daß ich es nicht nötig haben werde, mich an den Schatzmeister zu 
wenden, um zu wissen, welche Geldsummen er im Besitz hat... 
Den Sonntag morgen werde ich dazu verwenden, um die Liste der 
Orte, an denen sich die Schiffe befinden, nachzuprüfen, und an 
den Dingen arbeiten, die abzufertigen sind. 

Die Liste der Schiffe, Geschwader und Offiziere werde ich stets 
bei mir führen. 

Ich werde alles daran setzen, um pünktlich alles auszuführen, was 
diese Denkschrift enthält, falls mein Vater diese gutheißt, und so- 
gar noch darüber hinaus Dinge zu tun, die ich ihm nicht verspro- 
chen habe. 

Randbemerkungen des Vaters Jean Baptiste Colbert zu dieser 
Denkschrift: 

1. Gut. Man darf aber nichts vergessen. Vor allem muß ich alles 
einsehen, um das zu berichtigen, was nicht richtig gemacht worden 
ist, und um darauf zu achten, daß nichts vergessen wird. 

2. Gut. Es ist nötig, alle Schriftsachen wiederholt zu lesen. An die- 
sem Tag niemals ausgehen. 

3. Das ist das Grundprinzip aller Dinge. Ohne dem ließe sich 
mein Amt niemals gut ausüben. Ich würde diesen Artikel an die 
Spitze setzen. 

4. Sehr gut. 

5. Es ist nötig, die wichtigsten Schriftsachen zu lesen und Auszüge 
daraus zu machen und hinsichtlich der übrigen eine Zusammenfas- 
sung der wichtigsten Punkte. 

6. Gut. Es ist notwendig, diese Arbeit für den Sonnabend zu las- 
sen. Mittwochs und Donnerstags kann man den Nachmittag oder 
manchmal auch den ganzen Tag dazu benutzen, um sich zu ver- 
gnügen. Selbst eine notwendige Arbeit braucht an diesem Tag nicht 
unternommen zu werden. 

Schlußbemerkung: Das unerläßliche und wichtigste Gesetz besteht 
darin, geregelte Sitten zu haben und ein geordnetes Leben zu 
führen. 

So oft wie möglich mit mir zu speisen, ohne sich jedoch einem 
Zwang zu unterwerfen. 

Den König jeden Tag aufzusuchen, sei es beim Lever oder bei der 
Messe. 
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Jeden Nachmittag arbeiten. Man darf es nicht zur Regel werden 
lassen, jeden Nachmittag auszugehen, ohne zu versagen. Gleich- 
wohl kann man ein- oder zweimal in der Woche der Königin oder 
sonst jemandem einen Besuch abstatten. 

Nur wenn man morgens und nachmittags arbeitet, kann man die 
Angelegenheiten vorantreiben.“ 


Aus: J. B. Colbert, Lettres, instructions et m&moires, brsg. v. P. Clement, Paris 186} 


Colbert an den Intendanten von Bordeaux, 12. 9. 1670 


50 „Ich bin sehr erfreut gewesen, durch den Brief, den Sie mir 

am 3. dieses Monats schrieben, zu erfahren, daß Sie sich bei 
der Besichtigung der Flüsse Garonne und Lot darum gekümmert 
haben, was nötig ist, um die Schiffahrt zu unterstützen. Da Sie 
die Wichtigkeit dieser Sache kennen, bitte ich Sie, sich immer darum 
zu bemühen, sie zu erleichtern und zu vermehren im Bereich Ihrer 
Generalität. Ich bitte Sie auch, die Sache der Flußzölle an diesen 
beiden Flüssen zu Ende zu bringen und bald einen Vorschlag für 
ihre vollständige Beseitigung zu machen. Denn es gibt nichts Vor- 
teilhafteres und Wichtigeres für den Staat, als den großen Handel 
nach außen und den kleinen im Inneren zu fördern, zu vermehren 
und zu erleichtern, da beide in gleicher Weise zum allgemeinen 
Wohl der Völker beitragen.“ 


Aus: J. B. Colbert, Lettres, instructions et m£moires, hrsg. v. P. Clement, Paris 1861 


Behördenorganisation und Kabinettsregierung in Preußen 


5] „Friedrich Wilhelm, der große Kurfürst (1640-1688), schuf 
die Grundlagen für einen einheitlichen Staat. Durch Werbung 
im Inlande begründete er seit 1644 ein stehendes Heer, das allein 
seinem Kommando unterstellt war und in sämtlichen kurfürstlichen 
Ländern Befehlsgewalt ausübte. Gleichzeitig strebte er die Ver- 
einheitlichung des Finanzwesens für seine gesamten Territorien an. 
Seit 1654 konnte er kraft Reichsrechts Steuern ohne Bewilligung 
der Stände erheben. Steuern waren die Kontribution, eine direkte 
Abgabe vom ländlichen Grund und Boden, und die Akzise, eine 
meist indirekte Steuer, eine Art städtischer Umsatzsteuer. Der Kur- 
fürst beseitigte auch die Steuerfreiheit der Rittergüter; die Lehen 
wurden allodifiziert, aber für jedes Lehnpferd war eine jährliche 
Abgabe zu leisten. Die Landstände der einzelnen Territorien ver- 
loren so ihren Einfluß auf Heer und Finanzwesen. In den Land- 
tagsabschieden wurde das für Brandenburg 1653, für Kleve und 
Mark 1660-1661 und für Preußen 1663 ausgesprochen. Ohne aus- 
drückliche Aufhebung starb die landständische Verfassung ab... 
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Der Geheime Rat war 1604 als oberste zentrale Behörde für die 
Kurmark gegründet worden. Durch die Geheimratsordnung von 
1651 wurde er die Zentralbehörde für alle Lande des Kurfürsten. 
Gleichzeitig wurden vier Staatskammerräte mit der Reform der 
Domänenverwaltung beauftragt. An deren Stelle trat 1689 die Ge- 
heime Hofkammer, die seit 1713 als Generalfinanzdirektorium 
die Domänen und Regalien einheitlich zu verwalten hatte. Als 
zweite Finanzbehörde bildete sich seit 1700 das Generalkriegs- 
kommissariat heraus, dessen Anfänge von den Kommissaren der 
Vertrauensleute des Landesherren in der Armee herstammten. 
Diese neue Finanzbehörde zog die Kontribution ein und war zu- 
gleich Trägerin der merkantilistischen Politik des Kurfürsten. Beide 
obersten Finanzbehörden wurden von Friedrich Wilhelm I. 1722 
zum sogenannten Generaldirektorium |[General-Ober-Finanz- 
Kriegs- und Domänendircktorium] vereinigt. Aus dem Geheimen 
Rat spaltete sich 1728 das Kabinettsministerium für die auswärti- 
gen Angelegenheiten ab. So verblieben dem Geheimen Rat allein 
die Justiz- und Kultusangelegenheiten. Damit waren die Aufgaben 
des Staats sachlich verteilt. Um aber eine einheitliche Verwaltung 
zu erreichen, schied Friedrich Wilhelm I. aus den Kollegialbehörden 
aus und regierte aus seinem Kabinett durch Kabinettsorder an die 
Zentralbehörden. Auch das Heerwesen reorganisierte dieser König 
1733-1735 einheitlich durch Einführung der allgemeinen Webhr- 
pflicht in Form des Kantonsystems durch Aushebung. Jedem Regi- 
ment wurde ein Kanton zugewiesen, aus welchem die Wehrpflich- 
tigen [Kantonisten] rekrutiert werden sollten.“ 

Aus: H. Planitz, Deutsche Redhtsgeschichte, Graz 1950, $S. 224 


Die Regierung aus dem Kabinett 


52 „Die besondere Form der monarchischen Selbstregierung in 

Preußen, die Regierung aus dem Kabinett, ist erst von Fried- 
rich Wilhelm I. begründet worden, wenn sich auch Ansätze dazu 
und die Bezeichnung ‚Kabinett‘ schon unter Kurfürst Friedrich 
Wilbelm und unter Friedrich I... finden. Ihr Wesen besteht in 
dem grundsätzlichen Ausscheiden des Königs aus allen Kollegien; 
diese berichten schriftlich an ihn, und er erteilt ihnen aus seinem 
‚Kabinett‘ heraus schriftlichen Bescheid, und zwar in der zwang- 
losen Form der Kabinettsorder, die nach der mündlichen Weisung 
oder nach schriftlicher Marginalbemerkung des Königs ein beson- 
derer Geheimer Sekretär, der seit 1717 den Titel Geheimer Kabı- 
nettssekretär führt, ausfertigt. So bildete der König im alten Preu- 
fen in der Tat den Mittelpunkt der gesamten Staatstätigkeit; nur 
durch ihn wurde eine Übereinstimmung der Regierungsgrundsätze 
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der verschiedenen Kollegien hergestellt, von seiner Persönlichkeit 
hing solange dieses System in Kraft blieb, das Schicksal des ganzen 
Staates ab.“ 

Aus: FE. Hartung, Deutsche Verfassungsgeschichte, 9. Aufl., Stutigart 1969, S. 112 


Aus der Instruktion für das General-Ober-Finanz-Kriegs- und 
Domänen-Direktorium, 22. 12. 1722 


53 „Art. II. 17-19. Des Sommers soll sih das G.O.F.K. u. 
D.D. versammeln des Morgens um 7 Uhr und des Winters 
um 8 Uhr. Sie sollen nicht eher auseinandergehen, bis alle und jede 
Sache aus dem Departement, welches de jour ist, abgetan worden, 
damit nicht ein Zettel übrig bleibe. Können sie in einer Stunde mit 
der Affaire fertig werden, so steht ihnen frei, auseinander zu gehn. 
Können sie aber des Vormittags nicht fertig werden, so müssen sie 
sans interruption bis auf den Abend um 6 Uhr oder bis sie alle 
Affairen abgetan, beisammen bleiben. Wir befehlen hiermit, daß, 
wenn das G.O. F.K.u. D. D. länger als bis 2 Uhr Nachmittags... 
versammelt bleibt, 4 gute Gerichte nebst nötigem Wein und Bier 
aus dem Keller nach oben gebracht werden sollen, damit die Halb- 
schied der anwesenden Chefs und Membrorum essen, die andere 
Halbschied aber arbeiten und nachgehends die, so indessen, daß 
die anderen gespeiset, ihre Arbeit verrichtet haben, sodann gleich- 
falls essen und die übrigen hinwieder arbeiten können, alsdann 
unser Dienst rechtschaffen, fleißig und getreulich wird befördert 
werden.“ 
Nach: F. Foerster, Friedrich Wilhelm I., Bd. 2, Potsdam 1835, S. 173 Jf. 


Randbemerkungen Friedrich Wilhelms I. 


54 „Das Ministerium berichtet dem König, wie Se. Majestät vor 
längerer Zeit dem Kreiseinnehmer Albrecht zu Dramburg das 

Versprechen gegeben, daß er zum ersten erledigten Bürgermeister- 

amt gelangen solle; derselbe bittet, ihn dem alten Bürgermeister 

Wagner zu adjungieren, wogegen er die üblichen Rekrutengelder 

bezahlen wolle. 

Berlin, den 6. Februar 1731 

[Randbemerkung des Königs:) ‚sol 500 Thlr. F. W. 

Der Feldmarschall Graf zu Dohna hatte als Landesmarschall der 

ostpreußischen Landstände unter dem 31. Januar 1717 einen fran- 

zösisch abgefaßten Bericht eingereicht, in dem er gegen die Einfüh- 

rung des Generalhufenschosses, der an die Stelle der Klauensteuer 

trat, mit der Warnung protestiert: ‚Tout le pays sera ruin£. 

[Randbemerkung des Königs:] 

‚tout le pays sera ruine? Nihil Kredo, aber das Kredo, daß die 
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Junkers ihrer Autorität Nie pos volam?2° wird ruiniert werden. 
Ich stabilire die Souverainet@ wie einen Rocher von Bronce. F. W.““ 
Nach: F. Foerster, op. cit., Bd. 1 


Friedrich der Große über die Regierung aus dem Kabinett 


B5 „Der Herrscher ist nicht zu seinem hohen Rang erhoben, man 
hat ihm nicht die höchste Macht anvertraut, damit er in Ver- 
weichlichung dahinlebe, sih vom Mark des Volkes mäste und 
glücklich sei, während alles darbt. Der Herrscher ist der erste Die- 
ner des Staates. Er wird gut besoldet, damit er die Würde seiner 
Stellung aufrechterhalte. 
Man fordert aber von ihm, daß er werktätig für das Wohl des 
Staates arbeite und wenigstens die Hauptgeschäfte mit Sorgfalt 
leite, Er braucht zweifellos Gehilfen. Die Bearbeitung der Einzel- 
heiten wäre zu umfangreich für ihn. Aber er muß ein offenes Ohr 
für alle Klagen haben, und wem Vergewaltigung droht, dem muß 
er schleunigst sein Recht schaffen. 
Wir haben in Preußen das Generaldirektorium, die Justizbehörden 
und die Kabinettsminister. Tag für Tag senden sie an den König 
ihre Berichte mit eingehenden Denkschriften über die Gegenstände, 
die seine Entscheidung erfordern. In strittigen oder schwierigen 
Fällen erörtern die Minister das Für und Wider selbst. Damit 
setzen sie den Herrscher in den Stand, seine Entscheidung auf den 
ersten Blick zu treffen, vorausgesetzt, daß er sich die Mühe gibt, 
die vorgetragenen Sachen gründlich und mit Verständnis zu lesen. 
Ein 'klarer Kopf erfaßt den Kernpunkt einer Frage mit Leichtig- 
keit. Diese Methode der Geschäftsführung verdient den Vorzug 
vor der sonst üblichen, wo der Herrscher im Ministerrat präsi- 
diert; denn aus großen Versammlungen gehen keine weisen Be- 
schlüsse hervor. Auch sind die Minister, die meist gegeneinander 
intrigieren, uneins; Persönliches, Haß und Leidenschaft wird in 
die Staatsangelegenheit hineingetragen; die mündliche Debatte mit 
ihrem oft heftigen Widerstreit der Meinungen verdunkelt die 
Sachlage, die sie aufklären soll, und schließlich bleibt das Geheim- 
nis, die Seele der Geschäfte, bei so vielen Mitwissern nie völlig 
gewahrt. 
Alle Zweige der Staatsverwaltung stehen in innigem Zusammen- 
halt. Finanzen, Politik und Heerwesen sind untrennbar. Es genügt 
nicht, daß eins dieser Glieder gut verwaltet werde; sie wollen es 
alle gleichermaßen sein. Sie müssen in gradgestreckter Flucht, Stirn 


20 „Niepozwollom“: „Ich bewillige nicht“, die Formel für das Liberum Veto der Adeli- 
gen im polnischen Reichstag. 
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an Stirn, gelenkt werden, wie das Viergespann im olympischen 
Wettkampf, das mit gleicher Wucht und gleicher Schnelle die vor- 
gezeichnete Bahn zum Ziele durchmaß und seinem Lenker den Sieg 
gewann. Ein Fürst, der selbständig regiert, der sich sein politisches 
System gebildet hat, wird nicht in Verlegenheit geraten, wenn es 
einen schnellen Entschluß zu fassen gilt; denn er verknüpft alles 
mit dem gesteckten Endziel.“ 

Nach: Politisches Testament von 1752, Klassiker der Politik, Bd. 5, Berlin 1922 


Regierungsweise Maria Theresias (1740-1780) 


56 „Früher liebte [die Kaiserin] Jagd, Spiel und Theater; das 
einzige, woran sie jetzt Geschmack finder, ist die Regierung 
ihres Staates und die Erziehung ihrer Kinder. 
Von sechs Uhr an, wo sie damit beginnt, die Gesuche und Berichte 
zu lesen, welche den Abend eingegangen, vielleicht auch sie sich 
von ihren Kammerfrauen oder jungen Fräulein, die am Hofe er- 
zogen wurden, vorlesen zu lassen, ist der größte Teil des Tages 
den Geschäften gewidmet. Es ist hier nicht wie an anderen Höfen, 
wo man bloß durch den Kabinettssekretär an seinen Fürsten zu 
gelangen vermag. Auf mancherlei Weise können sich die Unter- 
tanen ihrer Kaiserin nähern. Alle Morgen um zehn ist es jedem 
Privatmann erlaubt, seine Bittschrift, die nur außen sichtbar sei- 
nen Namen tragen muß, abzuliefern.... 
Die Minister der verschiednen Departements haben jeder einen 
bestimmten Tag in der Woche, wo sie mündlich Vortrag halten. 
Die Kaiserin wendet viel Zeit auf diese Konferenzen; die minder 
wichtigen Sachen entscheidet sie auf der Stelle; ist der Gegenstand 
aber von einiger Bedeutung, so faßt sie ihren Entschluß erst nach 
reiflicher Überlegung in ihrem Kabinett und vermerkt denselben 
eigenhändig auf den eingegebenen Berichten und Gesuchen; noch 
an dem nämlichen Abend oder dem andern Morgen schickt dann 


der Kabinettssekretär die Papiere an das Departement zurück, an 
das sie gehören. 


Graf Haugwitz — der erste Minister der Kaiserin in allen inneren 
Angelegenheiten — begann damit, die böhmische und österreichi- 
sche Kanzlei zu vereinigen; innerhalb derselben aber vollzog er 
dann folgende Trennung: für die Justizsachen wurde eine oberste 
Justizstelle geschaffen, alle andern Geschäfte gelangten an das 
große Directorium in publicis et cameralibus, dessen Vorsteher er 
selbst wurde... Es ergibt sich leicht, und zwar schon aus dem 
Namen, daß man sich bei dieser Einrichtung das Generaldirekto- 
rium zu Berlin zum Muster genommen hat... Der Geschäftsgang 
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ist für die Mitglieder ganz bequem. Am Mittwoch werden die ein- 
gelaufenen Sachen an die Räte verteilt. Freitag müssen sie diesel- 
ben im Haus haben. Alle Montag ist große Sitzung, in der sie dar- 
über referieren; oft arbeiten sie an diesem Tage auch nach Tisch 
bis acht Uhr. Den Dienstag hat nun Graf Haugwitz hierüber Vor- 
trag bei der Kaiserin, die unverzüglich ihre Entschließung zu fassen 
pflegt; den nächsten Montag muß die Kanzleı alles expediert 
haben. Bei dieser Einrichtung behalten die Herren vom Direkto- 
rium doch noch manchen Tag frei.“ 


Aus: Freiherr von Fürst, Lettres sur Vienne ecrites en 1775, nach L. von Ranke, Zur Ge- 
scuichte von Österreich und Preußen, Sämtl. Werke, Bd. 30, Leipzig 1875, S.7 u. 22ff. 


Gesetz und Gesetzgebung 


Die Könige sind den Gesetzen Gottes und der Vernunft unterworfen 


57 „Nur die Toren meinen, das Beste, das den Königen eigen 

ist, bestehe darin, niemandem untertan zu sein. Eine solche 
Ansicht wäre äußerst gefährlich. Denn auch die Könige sind den 
Gesetzen unterworfen, und zwar nicht den Gesetzen, die in den 
Büchern niedergelegt sind, sondern denen, die in das Herz einge- 
schrieben sind und die dem Herzen von der Vernunft eingegeben 
werden. Im ganzen gilt die Regel, daß jede Kreatur auf ihre Art 
von Geburt an höheren Gewalten unterworfen ist. Die Niederen 
sind an das höhere Gesetz gebunden. Und für die Könige besteht 
das höhere Gesetz in dem Gesetz Gottes und in dem Gebot der 
Vernunft und des natürlichen Rechts.“ 


Aus: G. L. Madera, Excelencias de la Monarquia y Reino de Espagüa, 1625 fol. 17, nach: 
J. A. Maravall, Estado Moderno y Afentalidad Social, Madrid 1972, Bd. 2, S. 415 


Beschluß der Cortes von Vallodolid, 1523 


EB „Die alten Gewohnheiten, auf denen die Beziehungen zwi- 

schem dem König und den Vasallen beruhen, haben keinerlei 
Gewalt, um Eure Majestät dazu zu zwingen, sie zu befolgen. Die 
Gesetze und Gewohnheiten sind den Königen unterworfen. Die 
Könige können sie nach ihrem eigenen Willen erlassen und auf- 
heben, denn Eure Hoheit ist das lebendige und beseelte Gesetz in 


Euren Landen.“ 
Cortes de los antiguos reinos de Leön y Castilla, Bd. IV, S. 356 


Der König steht über dem bürgerlichen Gesetz 


569 „Der König ‚ist in keiner Weise dazu verpfichtet, die positi- 
ven und bürgerlichen Gesetze und Anordnungen anzuer- 
kennen, die die Unabhängigkeit und Freiheit seiner souveränen 
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Würde beeinträchtigen und beflecken könnten‘. Er kann ‚Dispens 
oder Sondererlaubnis erteilen, die von der Kraft und Gewalt des 
allgemeinen Gesetzes eximiert‘. Er hat Gewalt, ‚jegliches Gesetz 
oder jegliche bürgerliche Bestimmung aufzuheben oder zu ver- 
ändern‘. Nur ihm allein kommt es zu, ‚bürgerliches Recht zu schaf- 
fen und zu erlassen‘.“ 


Aus: D. de Tovar y Valderrama, Instituciones Politicas, 1645, S. 15 w. 118, ]. A. Mara- 
vall, Teoria Espaliola del Estado en el Siglo XVII, Madrid 1944, S. 205 


Die Stärke des Staates besteht in den Gesetzen 


60 „Die Stärke des Staates besteht in den Gesetzen. Die Gesetze 

verpflichten, und ohne sie gibt es keinen Staat. Um wieviel 
gerechter ist es, wie schon Aristoteles sagte, daß die Gesetze be- 
fehlen und nicht ein einzelner Staatsbürger. Durch jene wirkt 
Gott; dieser hingegen ist ein Mensch und damit den Leidenschaften 
und der Unwissenheit unterworfen... Die Schaffung von Ge- 
setzen und die Errichtung der Könige erwuchsen aus demselben 
Grund und derselben Ursache. Daraus folgt, daß es keinen Staat 
ohne Gerechtigkeit gibt und daß kein König es verdient, ein sol- 
cher zu sein, wenn er nicht die Gerechtigkeit bewahrt und pflegt.“ 
Aus: Fr. J. de Santa Maria, op. cit. Fol.96, nach: ]J. A. Maravall, op. cit. S. 211 u. 218 


Das Gesetz in Preußen 


61 „Allgemeines Landrect. 13. Titel 

$ 6. Das Recht, Gesetze und allgemeine Polizeyverordnungen 
zu geben, dieselben wieder aufzuheben und Erklärungen darüber 
mit gesetzlicher Kraft zu ertheilen, ist ein Majestätsrecht. 
1. Von den Gesetzen überhaupt: 
$ 1. Das allgemeine Gesetzbuch enthält die Vorschriften, nach. wel- 
chen die Rechte und Verbindlichkeiten der Einwohner des Staats, 
so weit dieselben nicht durch besondere Gesetze bestimmt worden, 
zu beurtheilen sind. 
$ 2. Besondre Provinzialverordnungen und Statuten einzelner 
Gemeinheiten und Gesellschaften erhalten nur durch die Landes- 
herrliche Bestätigung die Kraft der Gesetze. 
$ 3. Gewohnheitsrechte und Observanzen, welche in den Provin- 
zen und einzelnen Gemeinheiten gesetzliche Kraft haben sollen, 
müssen den Provinzial-Gesetzbüchern einverleibt seyn. 
$ 5. Die von dem Landesherren in einzelnen Fällen, oder in An- 
sehung einzelner Gegenstände, getroffenen Verordnungen können 
in andern Fällen, oder bey andern Gegenständen, als Gesetze nicht 
angesehen werden. 
$ 6. Auf Meinungen der Rechtslehre, oder ältere Aussprüche der 
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Richter, soll, bey künftigen Entscheidungen, keine Rücksicht ge- 
nommen werden. 

$ 10. Das Gesetz erhält seine rechtliche - Verbindlichkeit erst von 
der Zeit an, da es gehörig bekanntgemacht worden. 

$ 11. Es müssen daher alle gesetzlichen Verordnungen, ihrem völ- 
ligen Inhalte nach, an den gewöhnlichen Orten öffentlich ange- 
schlagen und im Auszuge in den Intelligenzblättern der Provinz, 
für welche sie gegeben sind, bekanntgemacht werden. 

$ 12. Es ist aber auch ein jeder Einwohner des Staats, sich um die 
Gesetze, welche ihn oder seine Gewerbe und seine Handlungen be- 
. treffen, genau zu erkundigen gehalten: und es kann sich niemand 
mit der Unwissenheit eines gehörig publizierten Gesetzes entschul- 
digen. 

6 22. Die Gesetze des Staats verbinden alle Mitglieder desselben, 
ohne Unterschied des Standes, Ranges und Geschlechtes.“ 


Aus: Allgemeines Landrecht für die Preußischen Staaten 1794, Neudruck Frankfurt/M. 
1970 


Recht und Rechtsprechung 


Die Justiz des Königs in Frankreich 


62 .Zu Beginn der Neuzeit waren die adligen Herrschaftsgerichte 
bereits weitgehend von der Justiz des Königs verdrängt wor- 
den. Als Folge der königlichen Rechtssprechung und des Appella- 
tionsverfahrens war die „dörfliche Gerichtsbarkeit“ in das könig- 
liche Gerichtswesen eingegangen. Der Souverän, Quelle des gesam- 
ten Rechts [fons justitiae], übernahm auf Grund des während der 
Königsweihe abgelegten Eides das Recht und die Pflicht, den Un- 
schuldigen zu schützen, dem Geschädigten zu seinem Recht zu ver- 
helfen und den Schuldigen zu strafen. Da es in der Praxis für den 
König unmöglich war, persönlich in jeden Rechtsstreit einzugreifen, 
sah er sich dazu gezwungen, Richter einzusetzen und ihnen die 
Rechtssprechung zu übertragen. Auf diese Weise delegierte der Kö- 
nig seine Gerichtsgewalt, der Richter handelte jedoch lediglich auf 
Grund des königlichen Auftrages, und der König, der die Gewalt 
delegiert hatte, konnte jederzeit an die Stelle desjenigen treten, 
dem er das Amt, in seinem Namen zu richten, übertragen hatte. 
Der Eingriff des Königs in den normalen Ablauf der Rechtsspre- 
chung wurde als ‚justice retenue‘ bezeichnet. Solche Eingriffe er- 
folgten in zahlreichen Fällen und reichten von den Vorschriften 
für die Richter (königliche Entscheidung im Fall von Kompetenz- 
Streitigkeiten zwischen zwei Gerichtshöfen) bis zur Einsetzung von 
Kommissaren in Sonderfällen, die sowohl Sachen als auch Perso- 
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nen betreffen konnten. Die üblichsten Verfahren bestanden in der 
Evokation (Übertragung eines Falles von einem Gerichtshof auf 
einen der Königlichen Räte) und der Kassation (Aufhebung des 
gerichtlichen Urteils). 
Der König übte außerdem unmittelbar eine persönliche Gerichts- 
barkeit unter Ausschluß der ordentlichen Instanzen. Das ‚jugement 
des placets‘, das auf einer alten Gewohnheit beruhte und von Lud- 
wig XIV. als ordentliches Verfahren eingerichtet wurde, räumte 
jedem das Recht ein, sich in erster Instanz unmittelbar an den 
König zu wenden. Der König übertrug die Untersuchung einem 
Staatssekretär, dessen Bericht ihm als Grundlage für seinen Ur- 
teilsspruch diente. Der Verhaftungsbefehl, ‚lettre de cachet‘, der 
vom König unterschrieben, von einem Staatssekretär gegengezeich- 
net und mit einem Wachssiegel, ‚cachet de cire‘ [daher der Name], 
verschlossen wurde, war gleichfalls klarer Ausdruck eines souverä- 
nen Willens, gegen den derjenige, der durch diese Maßnahme in 
seiner Freiheit beschränkt wurde [Verbannung oder Haft], nicht 
appellieren konnte. 
Die Gerichtshöfe protestierten gegen diese Maßnahmen und be- 
zeichneten sie als Mißbrauch, konnten jedoch den Eingriff des 
königlichen Rıchters im Prinzip nicht ablehnen . 

Nadı: G. Durand, Etats et Institutions XVIe—XVlIlle olckes, Paris 1969, S. 33/36 


Wortlaut einer „lettre de cachet“ 


63 „An den Herren... [z.B. den jeweiligen Gouverneur der 
Bastille in Paris]. Ich schreibe Ihnen diesen Brief, um Sie zu 
ersuchen, den ‚gewissen ... [Name] in mein Schloß ... aufzuneh- 
men und ihn dort bis auf neuen Befehl meinerseits in Gewahrsam 
zu halten. 
Ich bitte Gott, Herr..., daß er Sie in seinen heiligen Schutz 
nehme. 
Geschrieben zu..., den... 
Gezeichnet: Ludwig 
Gegengezeichner: [Name]“ 
Nach: F. M. Kircheisen, Die Bastille, 1927 


Friedrich der Große zur Rechtspflege?! 


64 „Selbst Recht zu sprechen ist eine Last, die kein Fürst auf 

sich nehmen kann und am wenigsten ein König von Preußen. 
Die Masse von Einzelheiten bei einem einzigen Falle würde die 
ganze Zeit beanspruchen, die er vor allem den andern Teilen der 


21 s. Texte 9 und 21 und Anm. 8. 
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Regierung schuldet. Aber wenn ein Fürst auch nicht selbst richtet, 
so folgt daraus nicht, daß er die Justiz vernachlässigen darf. Ich 
habe in meinem Lande Sätze des Prozeßrechts gefunden, die, statt 
den Parteien zu helfen, die Sache verwirrten und den Prozeß ver- 
längerten. Ich habe deshalb dem Großkanzler Cocceji einen Plan 
vorgelegt, die Gesetze zu verbessern und nur solche aufzustellen, 
die ihre Begründung in der natürlichen Billigkeit finden. Dieser 
treffliche Beamte hat den Plan unter allgemeiner Zustimmung aus- 
geführt. Jetzt sind sicherlich Ungerechtigkeiten seltener als früher, 
die Richter sind ehrenhafter, die Prozesse kürzer, und es gibt weni- 
ger unerledigte Sachen bei den Gerichtshöfen. Es wäre zu wün- 
schen, daß die Fürsten auf die Besetzung dieser Stelle ein beson- 
deres Augenmerk richteten und daß sie dafür Leute von der Recht- 
lichkeit, Geschicklichkeit und Ehrenhaftigkeit des Großkanzlers 
fänden. Das ist das einzige Mittel, den Nutzen, den er dem Staat 
gebracht hat, dauernd zu machen. Und die Wahl dieser Persönlich- 
keit muß mit um so größrer Überlegenheit und Klugheit vorge- 
nommen werden, als der Fürst in seine Hände einen Teil seines 
Ansehens legt und da er ihn zum Richter über Wohl und Wche 
seiner Untertanen macht. Es ist eine Folge der Unvollkommenheit 
der menschlichen Dinge, daß die besten Einrichtungen in Verfall 
geraten; deshalb muß man sie von Zeit zu Zeit reformieren, wo es 
not tut, und jedes Ding wieder nach seinem ursprünglichen Zweck 
einrichten. Ich habe mir vorgesetzt, niemals den Gang der Rechts- 
pflege zu stören. Im Gericht sollen die Gesetze sprechen und der 
Fürst schweigen. Aber dies Schweigen hat mich nicht gehindert, die 
Augen offen zu halten, um das Verhalten der Richter zu über- 
wachen, und es besteht die Einrichtung, daß zwei Räte des Ober- 
tribunals alle drei Jahre durch die Provinzen reisen, um die Amts- 
führung der Richter zu prüfen und sie anzuzeigen, wenn es 
Schuldige unter ihnen gibt. Man darf kein Mitleid mit Gesetz- 
überträgern haben, die Stimme der Witwen und Waisen fordert 
Vergeltung, und es ist die Aufgabe des Fürsten, durch Strenge 
die Beamten bei ihrer Pflicht zu erhalten, welche sich so verfehlen, 
daß sie sein Ansehen und das öffentliche Vertrauen unter dem 
Vorwand des Rechts und der Gerechtigkeit mißbrauchen. Nur 
gegen solche Übertretungen fühle ich mich zu unnachsichtlicher 
Strenge verpflichtet, denn der Fürst wird sozusagen ein Spießge- 
selle des Verbrechers, den er nicht bestraft.“ 


Aus: Friedrich der Große, Politisches Testament, 1752, Klassiker der Politik, Bd. 5, Berlin 
1922 
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Allgemeine Grundsätze des Rechts für die preußischen Staaten 


65 „Allgemeines Landrecht: Einleitung 

$ 73. Ein jedes Mitglied des Staats ist, das Wohl und die 
Sicherheit des gemeinen Wesens, nach dem Verhältnis seines Stan- 
des und Vermögens, zu unterstützen verpflichtet. 
$ 74 Einzelne Rechte und Vortheile der Mitglieder des Staats müs- 
sen den Rechten und Pflichten zur Beförderung des gemeinschaft- 
lichen Wohls, wenn zwischen beyden ein wirklicher Widerspruch 
(Collision) eintritt, nachstehen. 
$ 75. Dagegen ist der Staat denjenigen, welcher seine besonderen 
Rechte und Vortheile dem Wohle des gemeinen Wesens aufzu- 
opfern genöthigt wird, zu entschädigen gehalten. 
$ 76. Jeder Einwohner des Staats ist den Schutz desselben für seine 
Person und sein Vermögen zu fordern berechtigt. 
$ 77. Dagegen ist niemand sich durch eigne Gewalt Recht zu ver- 
schaffen befugt. 
6 79. Die Entscheidung der vorfallenden Streitigkeiten, so wie die 
Bestimmung der zu verhängenden Strafen, muß den einem jeden 
Einwohner des Staats durch die Gesetze angewiesenen Gerichten 
überlassen werden. 
5 80. Auch Rechtsstreitigkeiten zwischen dem Oberhaupt des 
Staats, und seinen Unterthanen, sollen bey den ordentlichen Ge- 
richten, nach den Vorschriften der Gesetze erörtert und entschieden 
werden. 
Aus: Allgemeines Landredht für die Preußischen Staaten, 1794, Senhnugk Frankfurt!M. 

1970 


66 „Allgemeines Landrecht: 17. Titel 

61. Der Staar ist für die Sicherheit seiner Unterthanen, in 
Ansehung ihrer Personen, ihrer Ehre, ihrer Rechte, und ihres Ver- 
mögens, zu sorgen verpflichtet. ' 
$ 2. Dem Staat kommt es also zu, zur Handhabung der Gerech- 
tigkeit, zur Vorsorge für diejenigen, welche sich selbst nicht vor- 
stehn können, und zur Verhütung sowohl als Bestrafung der Ver- 
brechen, die nöthigen Anstalten zu treffen. 
$ 3. Die Pflicht des Staats, für die Sicherheit seiner Einwohner, 
ihrer Personen, und ihres Vermögens zu sorgen, ist der Grund der 
demselben zukommenden allgemeinen und obersten Gerichtsbar- 
keit. 
$ 18. Die allgemeine und höchste Gerichtsbarkeit im Staat gebührt 
dem Oberhaupte desselben und ist, als ein Hoheitsrecht, unver- 
äußerlich. 


$ 19. Die Ausübung der Gerichtsbarkeit über bestimmte Districte, 
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Sachen, Personen, oder Handlungen, kann auch Andern übertragen 
werden. 

623. Wo das Recht der Gerichtsbarkeit mit dem Besitze einer 
gewissen Art von Gütern überhaupt verbunden, oder gewissen 
Gütern besonders beygelegt ist, heißt dasselbe die Patrimonial- 
gerichtsbarkeit.“ 


Aus: Allgemeines Landrecht für die Preußischen Staaten, 1794, Neudruck Frankfurt/M. 
1970 


Reform der Justizverwaltung in Preußen 


67 „Oberste territoriale Gerichte bestanden bereits im 17. Jahr- 
hundert, nämlich in den Marken der Geheime Justizrat, in 
Preußen seit 1657 das Oberappellationsgericht. Die übrigen Län- 
der erlangten erst nach 1702 ein beschränktes Privilegium de non 
appellando, und so wurde in Berlin ein Oberappellationsgericht 
eingerichtet. 1746-1750 erhielt das ganze Königreich Preußen ein 
unbeschränktes Appellationsprivileg: damit wurde eine Verein- 
heitlichung der Gerichtsverfassung mit dem Geheimen Obertribu- 
nal als oberstem Gericht erreicht. Zwischen ordentlicher Gerichts- 
barkeit und Kammerjustiz konnte erst im Justizressortreglement 
1759 eine Grenze gezogen werden, wonach nur die Prozesse, die 
das Interesse publicum berührten, vor die Kammern gehören soll- 
ten. Zahlreiche Kompetenzkonflikte suchte man durch Vereidigung 
von Kammerjustizdeputationen zu vermeiden. Durch bessere Prü- 
fungen der Richter und ausreichende Gehälter sollte der Richter- 
stand gehoben werden. Auch in den patrimonialen Gerichten 
konnten nur noch staatlich geprüfte Justitiäre angestellt werden. 
Bereits 1741 war die Folter aufgehoben worden... Durch die all- 
mähliche Beseitigung der Kammerjustiz und die Übertragung der 
gesamten Gerichtsbarkeit an die ordentlichen Gerichte bahnte sich 

der Übergang zum Rechtsstaat an.“ 
Aus: H. Planitz, Deutsche Rechtsgeschichte, Graz 1950, S. 225/226 
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IV. Aspekte und Phasen in der Verwirklichung des 
Absolutismus 


Spanien unter Philipp Il. 


Philipp II. und Kastilien 


68 -Mit den Untertanen ist er in dieser Weise verfahren, daß er, 

wohl wissend, daß die Königreiche von Kastilien die Grund- 
lage seiner Macht seien, hier seine Residenz errichtet hat. Daher 
ist es gekommen, daß diese Provinz, gewohnt, den König mehr 
zum Kameraden als zum absoluten Herrn zu haben, den Nacken 
gebeugt hat und ihm wirklich unterwürfig und treu geworden ist, 
was zum Anfang nicht war, als ein Kondestable von Kastilien es 
wagte, sich Kaiser Karl zu widersetzen. Aber was jener durch die 
Beschäftigung in den Kriegen nicht gekonnt hat, das hat der Sohn 
getan, indem er, Stück für Stück, den Großen die Autorität nahm, 
dadurch, daß er sie ganz den Gesetzen der andern unterwarf und 
Vergehen bei ihnen ebenso bestrafte wie bei den Niedrigen, so daß 
die Wildesten, durch diese Schläge zu Boden geworfen, und weil 
sie nicht in wichtigen Angelegenheiten verwandt wurden, weder 
Bedenken noch Einfluß hatten, im Augenblick einen Aufstand zu 
machen. Und die Gegenwart des Königs, begleitet von den Streit- 
kräften der andern Königreiche, ließ auch der Einbildungskraft 
keinen Raum, an Umsturz zu denken. Außerdem fand er schon 
mit der Krone verbunden die drei Ritterorden von Santiago, Al- 
cantara und Calatrava, die ihm die Möglichkeit gaben, Diener zu 
belohnen. Und die Erzbischöfe, so reich, daß sie früher mit den 
Königen zu werteifern wagten, heute von ihm ernannt und aus- 
gewählt nicht mehr aus den Vornehmsten und Mächtigsten, sondern 
aus den Gebildersten, Ruhigsten und Zuverlässigsten, sie sind die- 
jJenigen, die vor allen anderen seine Größe lieben und unter- 
stürzen.“ 


Aus einem Bericht des florentinischen Gesandien, 1587, übersetzt nach Ranke, Die Os- 
manen und die Spanische Monarchie im 16. und 17. Jahrhundert, Analecıen 11, Sämıl. 
Werke, Bd. 35 u. 36, Leipzig 1877, S. 548 


Tagung der Cortes”? von Kastilien ı. J. 1570 


69 „Von den ruhmreichen Vorgängern Eurer Majestät im König- 
tum ist angeordnet und befohlen worden durch Gesetze, die 


22 Die Cortes (Stände) entstanden im 12. Jahrhundert aus dem von weltlichen und geist- 
lichen Großen gebildeten königlichen Hofrat (Curtis Regia) durch Teilnahme städtischer . 
Vertreter. Die Cortes bewilligten die Steuern und erlangten zeitweise großen Einfluß 


auf die Gesetzgebung und die Politik, bis sie im 16. Jahrhundert dem absoluten König- 
tum unterlagen. 
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in den Cortes gemacht wurden, daß weder neue Abgaben und 
Steuern... noch andere besondere oder allgemeine Auflagen ein- 
geführt oder erhoben werden dürfen ohne die Versammlung des 
Königreichs in den Cortes und ohne die Bewilligung seiner Proku- 
ratoren, wie es festgesetzt ist in dem Verfassungsgesetz des Herren 
Königs Don Alfonso und anderen Gesetzen... Laut diesem Ge- 
setz erscheinen nicht nur der Rat und die Meinungsäußerung des 
Königreiches für die Einführung der genannten neuen Abgaben 
erforderlich, sondern auch seine Zustimmung. So bitten wir Eure 
Majestät..., es möchten keine neuen Abgaben oder Steuern auf- 
erlegt oder aufgetragen werden, ohne daß das Königreich zusam- 
mengerufen und versammelt ist in den Cortes und ohne seine Zu- 
stimmung, ... und daß die Abgaben und neuen Auflagen, die gegen 
den Sinn des genannten Gesetzes auferlegt worden sind, aufge- 
hoben werden..., denn es werden sich andere Mittel finden, wie 
Eurer Majestät geholfen werden kann ohne solchen Schaden dieser 
Königreiche.“ 
Philipp II. antwortete hierauf, daß die Notlage und die Verpflichtun- 
gen, die früher bestanden und ihn gezwungen hätten, so zu verfahren, 
noch nicht aufgehört hätten, sondern von Tag zu Tag größer gewor- 
den seien, und so könne er es leider nicht vermeiden, diese Mittel an- 
zuwenden, zu denen er gezwungen sei. 

Nach: Lafuente, Historia General de Espaia, Bd. 14, Madrid 1854, S. 393/396 


Änderungen der aragonesischen Verfassung durch die Cortes 
im Jahre 1592, in Anwesenheit Philipps Il. 


70 »1. Zu den Beschlüssen der Cortes sollte nicht mehr Einstim- 
migkeit erforderlich sein, sondern, mit einigen Ausnahmen, 

nur einfache Stimmenmehrheit in jedem der drei Stände. 

2. Für die Einbringung von Beschwerden bei den Ständetagen 

wurde eine bestimmte Frist festgesetzt. 

3. Der König durfte bis auf weiteres auch einen Nicht-Aragonesen 

zum Vizekönig ernennen. 

4. Die Beisitzer des Justicıa Mayor durften nur noch unter Mit- 


wirkung des Königs ernannt werden.“ 
Nach: Ibarra, Espaiia bajo los Austria, Madrid 1927 


Frankreich unter Ludwig XIV. 


Ludwig XIV. über seine Innenpolitik 


71 »Das Elend, das in den Provinzen Frankreichs herrschte, er- 
weckte mein Mitleid und schuf mir große Sorge... Ich stellte 
daher alle anderen Erwägungen zurück und erließ meinen Unter- 
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tanen von der ‚Taille‘ des kommendes Jahres drei Millionen Fran- 
ken, die bereits festgesetzt waren und eingezogen werden soll- 
tens. 

Ich erneuerte gleichzeitig das Verbot, Gold- und Silberverzierun- 
gen auf den Kleidern zu tragen, ebenso wie andere ausländische 
Überflüssigkeiten verboten wurden, die eine Art... Abgabe dar- 
stellten, die meine Untertanen ... jeden Tag an die benachbarten 
Nationen oder, richtiger gesagt, an den Luxus und die Eitelkeit 
zahlten. 

Durch eine neue Verordnung stellte ich die strengen Vorschriften 
der älteren Edikte gegen das Schwören und Fluchen wieder her. 
Zu den bereits erlassenen Bestimmungen gegen die Duelle ordnete 
ich noch weitere Vorschriften an. Um den Beweis zu liefern, daß 
niemand durch Rang oder Geburt von dieser Bestimmung befreit 
sei, verbannte ich den Grafen von Soissons von meinem Hofe, 
weil er den Herzog von Navailles herausgefordert hatte. Der 
Kartellträger ließ sich in die Bastille sperren. 

Ich war bestrebt, den Jansenismus zu vernichten und die Gemein- 
den, in denen dieser Geist der Neuerung Nahrung fand, aufzu- 
lösen. 

[Ich] war... überzeugt, das beste Mittel, um die Zahl der Huge- 
notten in meinem Königreich allmählich zu verringern, bestehe 
darin, keine neuen Bedrückungen gegen sie anzuwenden, die Rechte 
zu beobachten, die sie unter den vorigen Königen erlangt hatten, 
aber ihnen auch keine neueren Zugeständnisse zu machen... 
Gnadenerweise... sollten von nun an keinem Anhänger dieser 
Lehre mehr zuteil werden. Um diese Zeit erkannte ich, daß ich 
mich ernsthaft mit der Schaffung eines geordneten Finanzwesens 
befassen müßte. Das erste, was ich für nötig hielt, war die Ab- 
setzung der Beamten, durch die die Unordnung vor allem einge- 
rissen war... Abgesehen von den Finanzräten und -abteilungen, 
die zu allen Zeiten bestanden hatten, empfahl es sich... einen 
neuen Rat zu schaffen, den ich den „Königlichen Rat“ nannte. 

Um für die Zukunft einen solchen Wirrwarr zu vermeiden, be- 
schloß ich, selbst alle Zahlungsanweisungen anzufertigen, zu unter- 
zeichnen und zu registrieren, so daß von nun an keine Zahlung 
mehr geleistet werden konnte, von der ich keine Kenntnis hatte. 
Ich ordnete ferner die Neuverpachtung meiner Ländereien an, die 
bisher weit unter ihrem Wert abgeschätzt worden waren... 
Außerdem ließ ich die Pachtsumme in Zukunft monatlich einrrei- 
ben. 

Auf dem Gebiet der allgemeinen Finanzverwaltung wurde der 
Nachlaß bei Vorauszahlungen, der bisher fünf Sous für die Livre 
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betragen hatte, auf fünfzehn Deniers herabgesetzt. Durch diese 
Herabsetzung ergab sich eine so gewaltige Einnahmeerhöhung, daß 
ich trotz der großen Erschöpfung des Staatsschatzes die Taille um 
vier Millionen jährlich verringern konnte. 

Wenn Sie alle diese Einzelheiten lesen, so werden Sie sicherlich 
zugeben, daß alle diese Angelegenheiten ... nichts besonders An- 
ziehendes hatten... Wenn Sie aber in der Folge die großen Vor- 
teile bedenken, die mir diese Beschäftigung eintrug, die Erleichte- 
rungen, die ich jedes Jahr meinen Untertanen zukommen lassen 
konnte, die vielen Schulden, von denen ich den Staat befreit habe, 
den Rückkauf so vieler veräußerter, staatlicher Rechte, die vielen 
armen Arbeiter, denen ich durch Beschäftigung bei meinen Bauten 
Nahrung gab, die Belohnungen, die ich verdienstvollen Personen 
zukommen ließ, die Unterstützungen mit Truppen und Geld für 
meine Verbündeten, die Vermehrung der Zahl meiner Vasallen; 
wenn Sie ferner bedenken, daß ich Festungen durch Kauf erwerben 
konnte, daß ich überall, wo man mir meine Rechte streitig machte, 
mich behaupten und meinen Besitz sichern konnte, ohne daß ich 
dabei jemals in die Notlage geraten wäre, meine Untertanen durch 
außerordentliche Steuern zu belasten, so werden Sie sicherlich zu 
der Überzeugung gelangen, daß die Arbeitsleistung, die mir die 
Möglichkeit verschaffte, alles dieses durchzuführen, mir große 
Freude schuf, da sie für meine Untertanen so fruchtbringend war.“ 


Aus: Ludwig XIV,, Memoiren, hrsg. v. L. Steinfeld, Basel und Leipzig 1931, S. 40, 61, 
64, 71]f. und 80 ff. 


Ludwig XIV. und die Landstände 


72 „Die Länder mit ständischer Verfassung, die sich auf dem Ge- 
biete der Steuern bisher als unabhängig betrachter hatten, 
begannen, sich ihrer Freiheit'nur dazu bedienen, um mir ihre Un- 
terwerfung nur noch annehmlicher zu machen. Die Stände der 
Bretagne hatten bereits im vergangenen Jahr meinen Kommissa- 
ren ohne jede Beratung und auf der Stelle bewilligt, was man von 
ihnen in meinem Namen gefordert hatte, und sie wären noch wei- 
ter gegangen, wenn ich nur den Wunsch geäußert hätte. Allerdings 
hielt ich mich damals in Nantes auf, und man konnte annehmen, 
daß nur meine Gegenwart der Grund gewesen sei, weshalb sie alles 
bewilligten. Aber auch die Stände der Languedoc, die sich zu Be- 
ginn des Jahres zweihundert Meilen von mir entfernt versammel- 
ten, folgten gleichfalls dieser für mich so günstigen Neuerung und 
bewilligten mir ohne die Schwierigkeiten, die sie früher gemacht 
hatten, und ohne irgendwelche Abzüge die geforderte Summe. 
Es war bisher Gewohnheit gewesen, den Ständen nicht nur große 
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Summen abzufordern, um geringere bewilligt zu erhalten, sondern 
man duldete auch, daß sie ihre Bedingungen stellten, man machte 
ihnen Versprechungen, die man dann später unter den verschieden- 
sten Vorwänden wieder abstritt. Es wurden sogar zahlreiche 
Edikte zu keinem anderen Zweck erlassen, als um den Ständen 
den Widerruf später zu bewilligen oder vielmehr zu verkaufen. 
Ich fand diese Methode des Herrschers wenig würdig und bedrük- 
kend für die Untertanen. Ich schlug einen ganz anderen Weg ein, 
den ich auch seither stets befolgt habe; ich forderte von ihnen ge- 
nau das, was ich erreichen wollte, versprach wenig, hielt aber das, 
was ich versprochen hatte, genau, ließ mir fast niemals eine Be- 
dingung stellen, lieh ihnen aber mein Ohr, wenn sie sich bittend 
meiner Gerechtigkeit und Güte anvertrauten.“ 

Aus: Ludwig XIV. Memoiren, hrsg. von L. Steinfeld, Basel und Leipzig 1931, S. 110 


Krone und Parlamente in Frankreich 


Das Parlament von Paris und die Parlamente der Provinzen waren 
Gerichtshöfe, deren Einrichtung auf das 13. Jahrhundert zurückging. 
Das Pariser Parlament setzte sih aus einer grand’chambre, einer 
chambre des requetes und einer chambre des enqu&tes zusammen. Ur- 
sprünglich gehörten diesen Tribunalen nur Adlige und Prälaten an. 
Später gewannen die an den Universitäten ausgebildeten Legisten im- 
mer größere Bedeutung. Den bürgerlichen Legisten bot das Parlament 
die Möglichkeit zum Aufstieg in den Adel. 

Zusätzlich zu seinen richterlihen Funktionen hatte das Parlament die 
Möglichkeit, sich an der Gesetzgebung zu beteiligen, da es ihm zukam, 
die königlichen Edikte, Ordonnanzen und Patente zu registrieren. Vor 
der Registrierung konnte das Parlament mittels einer „remontrance“ 
Einwände erheben und auf Abänderungen bestehen. Erst nach der 
Registrierung erhielt die königliche Verordnung Gesetzeskraft. 
Ludwig XIV. bestand auf der Vereinigung aller Gewalten in seiner 
Hand und unterband jeden Eingriff der Parlamente in die Legislative. 


Voltaire berichtet hierüber: 


73 -Am 13. April 1655 erfuhr Ludwig XIV. in Vincennes, wo 
er gerade auf Jagd weilte, daß sich das Pariser Parlament die 
Freiheit zu nehmen gedächte, gewisse königliche Erlasse zu kriti- 
sieren. Er warf sich ohne Verzug auf sein Pferd, eilte spornstreichs 
nach Paris und trat im roten Reitgewand, gestiefelt und gespornt, 
den Hut auf dem Kopf und die Peitsche in der Hand, vor die 
Parlamentsräte und herrschte sie an: 
„Man kennt das Unheil, das eure Versammlungen angerichtet 
haben. Ich befehle der Versammlung, die sich mit meinen Erlassen 
beschäftigt, auseinanderzugehen. Ihnen, Herr Präsident, verbiete 
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ich deren weitere Einberufungen, und keiner von Euc soll sich 
herausnehmen, sie zu beantragen.“ 


Ludwig XIV. selbst äußerte sich in folgender Weise: 

„Ein Beamter hatte an den Edikten, die ich hatte veröffentlichen 
lassen, vor allem an dem Edikt über die Ermäßigung des Kauf- 
preises der Amtsstellen, Anstoß genommen, worauf die Enqu£te- 
Kammer die Vollversammlung der Kammern des Parlaments ver- 
langte. Man wollte hierbei unter irgendeinem Vorwand indirekt 
noch einmal in eine Beratung über die Frage selbst eintreten. Ich 
wußte, daß der-erste Präsident mir einen großen Dienst zu leisten 
glaubte, indem er dafür sorgte, daß die Beratung mehrere Male 
aufgeschoben wurde, als ob ich die Versammlung der Parlaments- 
kammern noch irgendwie zu fürchten gehabt hätte. 

Um jedoch zu zeigen, daß sie für mich keinerlei Bedeutung mehr 
hatten, trug ich ihm selbst auf, das Parlament zu versammeln und 
ıhm zu erklären, ich wünschte nicht mehr, daß man in meiner 
Gegenwart von ‚bestätigten Edikten‘ spreche, und ich wollte sehen, 
wer es wage, mir nicht zu gehorchen. Ich wollte diese Gelegenheit 
benutzen, um an einem deutlichen Beispiel entweder die völlige 
Unterwerfung des Parlaments unter meinen Willen oder mein 
strenges Einschreiten zu beweisen. 

In der Tat wurde der Gehorsam, den mir das Pariser Parlament 
bewies, indem es sich auflöste, ohne weitere. Schritte zu unterneh- 
men, bald darauf von den Parlamenten der entferntesten Provin- 
zen befolgt, so daß man sah, daß diese Körperschaften nur von 
denjenigen gefürchtet werden können, die sich vor ihnen fürch- 
ten.“ 


Unter Ludwig XV. jedoch gewannen die Parlamente ihre Unabhängig- 
keit zurück und vor allem das Parlament von Paris wurde zum Ver- 
treter der Rechte der Stände gegen das absolute Königtum. 

Einen Höhepunkt dieser Auseinandersetzungen bilden die „grandes re- 
montrances“ vom Jahr 1753, in denen sich das Parlament als Bewahrer 
und legitimen Vertreter der Grundrechte des Königreichs bezeichnete: 


„1. Art. Die Souveränität des Fürsten, seine Gewalt über alle 
seine Untertanen ohne Unterschiede, der Gehorsam der Völker 
und ihre legitime Freiheit bilden das Wesen einer jeden Monarchie. 
Ihr Fortbestand beruht auf der Aufrechterhaltung der Gesetze. 

2. Art. Das Parlament ist durch Verfassung und Eid dazu ver- 
pflichtet, alle Gesetze und Grundrechte des Königreiches zu be- 
wahren, für ihre Befolgung Sorge zu tragen und die für ihre Auf- 
rechterhaltung notwendige allgemeine Ordnung zu bestimmen. 
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3.Art. Ein wesentlicher Anteil dieser Pflicht besteht darin, die 
souveräne Gerichtsbarkeit des Königs auszuüben, die Ordnung, die 
Ehre und die Rechte der unteren königlichen Gerichte zu bewah- 
ren, dem König den Mißbrauch vorzustellen, der in seinem Namen 
und mit seiner Gewalt getrieben wird, und jeglichen Versuch einer 
Beeinträchtigung seines Namens und seiner Gewalt zu unter- 
drücken.“ 


Aus: Voltaire, Siecle de Louis XIV, Kap. XXV; M&moires de Louis XIV, publ. par 
Longnon, Paris 1927, Annte 1666, dt. Üoersetzung von L. Steinfeld, Basel und Leipzig 
1931, S. 167 ff. 


Ludwig XIV. und seine Regierungsweise im Urteil eines Zeitgenossen 


74 „Man kann dem Fürsten viele gute, ja sogar große Eigen- 
schaften nicht absprechen; aber man findet doch noch mehr 
kleinliche und schlechte an ihm, ohne daß es möglich wäre, zu ent- 
scheiden, was ihm eigentümlich war und was er von anderen an- 
genommen hatte. 
Man muß es offen sagen: der König war weniger denn mittel- 
mäßig begabt, aber sehr bildungsfähig. Er war ruhmsüchtig und 
hielt auf Ordnung und Gesetz. Er besaß natürlichen Verstand, war 
mäßig, verschwiegen, Herr seiner Bewegungen und seiner Sprache, 
und — so sonderbar es klingen mag — im Kern seines Wesens gütig 
und gerecht. Gott hatte ihn wohl dazu befähigt, ein guter, ja viel- 
leicht ein großer Monarch zu werden, wenn nicht fremde Einflüsse 
dazu gekommen wären. 


Es könnte den Anschein haben, als hätte der König den Hochadel 
begünstigt und dessen Exklusivität gefördert. Dies war indessen 
durchaus nicht der Fall. Er hatte vor Arıstokraten der Geburt ge- 
nau so viel Furcht wie vor Aristokraten des Geistes. War jemand 
beides ın einer Person und verriet dies, so war er erledigt. 

Seine Minister, seine Generäle, seine Mätressen und Höflinge er- 
kannten bald nach seinem Regierungsantritt seine Fehler, nicht so 
seine Ruhmsucht. Man lobte den Herrscher um die Wette und ver- 
darb ihn damit. Dieses Loben, besser gesagt: diese Lobhudeleien 
sagten ihm dermaßen zu, daß selbst die gröbste Sorte Erfolg und 
die niedrigste wenigstens ein huldvolles Lächeln garantierte. 
Schmeichelei war der einzige Weg, sich den König geneigt zu 
machen. 


Mit dieser Schwäche war die Ruhmsucht des Königs, die ihn auch 
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zeitweilen den Armen der Liebe entriß, eng verwachsen. Infolge- 
dessen war es eine Leichtigkeit für Louvois, ihn zu großen Kriegen 
zu bewegen. 


Dadurch erklärt sich auch seine Vorliebe für militärische Paraden, 
die dermaßen ausartete, daß ihn seine Feinde den Paradekönig 
nannten, sowie für Belagerungen, bei denen er seine Bravour zei- 
gen konnte, ohne groß in Gefahr zu geraten. Bei solcher Gelegen- 
heit ließ er sich gern mit Gewalt zurückhalten. Er ließ seine Fach- 
kenntnisse leuchten, bewies seine Umsicht, seine Wachsamkeit und 
seine Felddienstfähigkeit. 


Diese militärische Tätigkeit und seine Armee bildeten das Haupt- 
thema, wenn er sich mit seinen Mätressen oder auch mit seinen 
Hofleuten unterhielt. 


Sein Geist hatte einen angeborenen Sinn für das Kleine. Infolge- 
dessen gefiel sich der König in allerlei Nebensachen. Allezeit in- 
teressierten ihn an seinen Soldaten die Details der Uniform, Aus- 
rüstung, Bewaffnung, Ausbildung, Disziplin. Ebenso war er ein 
Kleinigkeitskrämer in seinen Bauten, seinem Hofstaat, sogar ın 
den Angelegenheiten seiner Küche. Immer und überall bildete er 
sich ein, Fachmenschen belehren zu können. Allerdings nahmen 
diese Leute seine Belehrungen an, als seien sie Neulinge in Dingen, 
mit denen sie seit Jahren vertraut waren. 

Untereinander waren die Großwürdenträger spinnefeind. Aber 
das eine Interesse einigte sie mit starken Banden. Die Macht, die 
sie sich erlistet, währte bis ans Ende der Regierung Ludwigs XIV., 
und diese Leute machten ihn immer eitler und schließlich ebenso 
eifersüchtig, wie sie unter sich waren. Es gab nur eine Hoheit: er. 
Jede andre Superiorität war ihm ein Dorn im Auge und konnte 
ihn in schier unverständliche Wut bringen, als ob Titel, Würden 
und Ämter mit ihrem Drum und Dran nicht alle ebensogut von 
ihm herrührten wie die Stellen der Minister und Staatssekretäre. 
Die allein hielt er für den Ausfluß seiner Hoheit und erhöhte sie 
ungemessen, während er alles andre ihrer Macht unterwarf. 


In allem liebte er Glanz, Verschwendung, Fülle. Es war wohlbe- 
rechnet, daß er die Sucht, ihm hierin nachzueifern, in jeder Weise 
begünstigte. Er impfte sie seinem ganzen Hofe ein. Wer alles 
draufgehn ließ für Küche, Kleıdung, Wagen, Haushalt und Spiel, 
der gewann sein Wohlwollen. Um solcher Dinge willen redete er 
die Leute an. Indem er so den Luxus gewissermaßen zur Ehren- 
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sache und für manche zur Notwendigkeit machte, richtete er nach- 
einander alle zugrunde, bis sie schließlich einzig und allein von 
seiner Gnade abhingen. So befriedigte er seinen Hochmut und sei- 
nen Ehrgeiz. Sein Hof war blendend, und die Rangunterschiede 
verschwanden in einem allgemeinen Wirrwarr. Er hat dem Lande 
damit eine Wunde geschlagen, die wie ein Krebsschaden an allem 
frißt. Vom Hofe aus hat die Verschwendungssucht Paris, die Pro- 
vinzen, das Heer ergriffen. Man schätzt einen jeden, der eine ge- 
wisse Stellung einnimmt, nur noch nach seinem Aufwand in Küche 
und Haus. Wer Gelegenheit zum Stehlen hat, stiehlt infolgedessen, 
um die Ausgaben seines Haushalts bestreiten zu können. Die Not 
zwingt ihn dazu. Es existiert im Grunde kein Rangunterschied 
mehr. Alle Stände sind in heillosem Durcheinander. Der Hochmut 
wächst ins Ungemessene. Die Folgen sind nicht abzusehen. Unter- 
gang und Umwälzung sind im Anzuge. 


Ludwig XIV. ward nur von seinen Kammerdienern, sonst sehr 
wenig betrauert. 


Paris frohlockte in der Hoffnung auf Freiheit und Unabhängig- 
keit, nachdem es so lange unter dem Joch gestöhnt, und in der 
Freude, daß nun die Macht so vieler aufhörte, die sie mißbraucht 
hatten. Die Provinzen waren ruiniert und ausgesogen. Freudig at- 
mete man allerorts auf. Parlament und Gerichte, denen allerlei 
Edikte und Verfügungen die Hände gebunden, beglück wünschten 
sich dazu, nun frei zu gelten, nun frei zu sein. Das Volk war zu- 
grunde gerichtet, gedrückt, verzweifelt. Jetzt dankte es Gott in 
lautem Taumel für die Befreiung, die seine heißesten Wünsche nicht 
mehr zu erhoffen gewagt hatten.“ 


Aus: Der Hoj Ludwigs XIV. Nach den Denkwürdigkeiten des Herzog» von Saint- 
Simon, hrsg. v. W. Weigand, Leipzig 1913, $. 338 ff. 


Wie Frankreich zum Kriege verfallet und sehr geldarm und von Volk 
entblößt wird 


. 


75 „Bei so einem herrschsüchtigen Gemüthe, wie daß von Ludo- 

vico dem XIV. ist, schiene es nicht wol anders müglich, als 
daß die Benachbarten an ihme einen gefährlichen Feind haben, 
und dieser König zu großem Blutvergießen Ursach geben wurde, 
wozu er das Zeichen auf die Welt gebracht hat; indem er mit 
zweyen Zähnen gebohren worden, als eine Vorbedeutung, daß mit 
einem Zahn er seine, und mit den andern, fremde Völker verzeh- 
ren solte... Die von selbiger Zeit an geführte Kriege sind auch 
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noch in gar frischem Gedächtnis, gegenwärtiger ?? aber scheinet der 
hefftigste von allen zu werden, und von Franckreich Rechnung 
von so vielem unschuldig vergossenem Christenblut abzufordern; 
Dann nicht allein die Französische Finanzen; sondern auch das 
ganze Reich in seinen drey Ständen, ist ganz erschöpft. Die Geist- 
lichkeit ist matt, der Adel verderbt, und am Bettelstab, der Burger 
hat das Brod nicht, und der Bauer ist geschunden. Kurz um: in 
Franckreich ist Schmahlhans Kuche-Meister, und wird versichert, 
zwar von denen dies es wohl wissen wollen, daß die unter Lud- 
wig dem XIV. geführte Kriege, der Schiff-Bau und die Fortifica- 
tiones, die Verräthereyen und das Divide unter frembden Poten- 
taten, Franckreich mehr, als um fünfzehnhundert Millionen Gulden 
geschwächt haben, die auser Lands geblieben, und nicht mehr zu- 
rück kommen. Nicht weniger ist die beste Mannschaft von Franc- 
reich aufgerieben, daß die Marckt-Flecken und Dörffer ziemlich 
öde ausschen, und fast alles von junger Mannschaft lähr ist.“ 

Aus: Die verarmte Subtilität von Frankreich, S. I, 1702 


Absolutismus und aufgeklärter Absolutismus in Preußen 


Erklärung der brandenburgischen Stände, 1654 


76 -Es bedarf keines weitläufigen Remonstrierens, in was für 
ein kundbarn, großen Unvermögen und Armut diese Lande 
anitzo begriffen. Dieser Zustand erheischt einzig und allein die 
Erhaltung des Friedens. Und ist der Friede das einzige Mittel, da- 
durch die wüsten Felder wieder excolieret, verödete Städte, Flek- 
ken und Dörfer wieder zur Mannschaft gelangen, Land und Leute 
zum Aufnehmen gebracht werden können. (Die Stände wünschen), 
daß seiner Churfürstlichen Durchlaucht Intention zu keines einzi- 
gen Menschen Offension und Beleidigung, sondern einzig und allein 
zu Dero Lande Defension und Versicherung gemeint sei. So zwei- 
feln die Stände auch ganz nicht, (daß) E. Ch. E. hierbei zuvörderst 
das Instrumentum Pacis und andere Reichssatzungen wie auch die- 
ser Lande alte Verfassungen ın gute Obacht werden nehmen.“ 


Aus: Urkunden und Aktenstücke zur Geschichte des Kurfürsten Friedrichs Wilhelm von 
Brandenburg, Bd. 15, Berlin 1894 


Erklärung der ostpreußischen Stände 


Dem ersten Landtag der preußischen Stände nach dem Frieden von 
Oliva, der 1661 zusammentrat, ließ Kurfürst Friedrich Wilhelm I. (1640 


23 Der Spanische Erbfolgekrieg 1701-13/14. 
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bis 1688) eine Art Regierungsprogramm, eine „Proposition“, vorlegen. 
Sein Vertreter war der Geheime Rat Otto von Schwerin. 


Geeinigtes Bedenken der Stände über den ersten Punkt der Kurfürst- 
lichen Proposition. Praes, 15. Juni 1661°*, 


77 ‚Dieses müssen sie beklagen, daß Eur. Kurf. Durchlaucht in 
dem ersten Punkt ihrer Proposition die Privilegien ihrer Un- 
tertanen nicht nach den wohlhergebrachten Landesverfassungen, 
sondern nach den neuen mit der Krone Polen geschlossenen Ver- 
trägen und dem gegenwärtigen Zustande einzurichten angekündigt 
haben. Eine Ehrbare Landschaft hätte wohl gewünscht, daß Eur. 
Kurf. Durchl. zu der Zeit, als sie mit der Krone Polen in Wehlau 
und Bromberg neue Verträge geschlossen hat, sie zuvor gnädigst 
gehört hätte, entsprechen allen Landesverfassungen, wonach in 
Sachen des Herzogtums nicht ohne Wissen und Einwilligung der 
Stände beschlossen werden sollte. Sie würden dann als getreue und 
gehorsame Untersaßen, die ja am meisten davon betroffen und 
mit dem Verhältnis des Herzogtums Preußen zur Krone Polen am 
meisten bekannt sind, den scheinbaren und den wahren Nutzen 
unterschieden und treulich geraten haben, was zur Hoheit seiner 
Kurf. Durchlaucht und der kurfürstlichen Nachkommen und zur 
Wohlfahrt von Land und Leuten gedient hätte. 
Nun ist aber E.E. Landschaft in dieser hochwichtigen Sache nie- 
mals zu Rate gezogen worden und hat jetzt erst aus der Mittei- 
lung der neuen Verträge ersehen, daß das Eigentum des Herzog- 
tums Preußen von der Krone Polen getrennt und die uralte, hoch- 
nötige Vereinigung aufgehoben werden soll. Also hat E.E. Land- 
schaft ın schuldiger Beobachtung ihrer Pflichten und Erbeides... 
für nötig erachtet, zu Anfang des Landtags, da die Verträge noch 
nicht von der Landschaft beschworen und auch noch nicht Verfas- 
sungsrecht des Königreichs geworden sind, darauf hinzuweisen, 
daß die erwähnten wehlauischen und brombergischen Verträge für 
Seiner Kurf. Durchl. und dero kurfürstlichen Nachkommen Ho- 
heit und für Land und Leute sehr gefährlich, schädlich und nach- 
teilig sind. 
Weil nun E.E. Landschaft um ihrer Verantwortung willen ihr 
gültiges Recht bezüglich der neuen Verträge sowohl bei Seiner 
Kurf. Durchlaucht wie bei Königlicher Majestät und der Krone 
Polen beobachten muß, so bittet sie, ihre wohlgemeinten Bedenken 
gnädigst zu hören und es gnädig aufzunehmen, wenn E.E. Land- 
schaft ihre Interessen bei Königlicher Majestät und der Krone 
Polen und auf allgemeinem Reichstage durch Abgeordnete aus 


21 Vereinfachter Text. 
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allen Ständen zu sichern suchen werde. Sie versichert in unter- 
tänigster Treue, daß es nicht ihre Absicht sei, dero landesfürstlicher 
Hoheit entgegenzusein, sondern nur danach zu streben, daß sie bei 
ihren wohlhergebrachten alten Freiheiten und Landesverfassungen 
erhalten bleiben möge.“ 


Nach: Urkunden und Aktenstücke zur Geschichte des Kurfürsten Friedrich Wilhelm von 
Brandenburg, Bd. 15, Berlin 1894, S. 485 Jf. 


Verfassungsurkunde für das Herzogtum Preußen, 14. 11. 1661 


78 -Wir Friedrich Wilhelm von Gottes gnaden etc. bekennen 
hiermit vor uns unsere erben und nachkommende Herzoge 
in Preußen und thun kund allen und jedermänniglichen, sonder- 
lich unsern getreuen unterthanen und einwohnern unsers herzog- 
thumbs Preußen vom herrnstande landräthen ritterschaft adel und 
städten.... 
Als nuhn darauf vielgemelte unsere getreue stände... auf be- 
stimbten tag erschienen, die proposition, so ihnen in unserem hohen 
nahmen geschehen, angehört, folgends über dieselbe deliberiert, 
ihre unterschiedene ‚vereinigte Bedenken eingegeben, die von ihrer 
seiten gemachte dubia ihnen benommen, dasjenige, was zu einiger 
beschwer bei den irregulier unruihgen zeiten die geringste ursach 
und anlaß geben können, aus dem grunde abgelehnet und alles 
endlich dergestalt erleutert worden, daß unsere gehorsame stände 
unsere zu ihnen tragende gnädigste affection und bei diesem gan- 
zen werk geführte löbliche Intention vergnüglich verspühret; so 
iset nicht allein über die geführte gravamına eine absonderliche 
resolution erfolget und dieselbe alle billigkeit nach abgerhan wor- 
den, besondren wir haben auch zu mehrerer ausdrückung und ver- 
gewisserung unserer landesväterlichen liebe und hulde vor dieses 
unser herzogthumb, und daß wir solches hinfüro und allezeit löb- 
lich christlich und friedlich regieret wießen wollen, sie unsere 
stände bei diesem verenderten statu mit dieser immerwehrenden 
bestendigen und unverbrüchlichen regierungsverfassung, worin zu- 
gleich dieselben privilegia aufs neue confirmiert und sie sowol in 
religion als prophan sachen genugsahme versicherung erhalten, ver- 
sorger und versehen; gestalt wir denn nicht weniger unsere nach- 
kommen, von welchen jedesmahl, wenn sie zur regierung kommen 
sein, diese immerwehrende regierungsverfassung zu confirmiren, 
hiemit und aufs kräftigste verbinden, diesem allem, was hierin be- 
grieffen und enthalten, beständig nachzuleben und dawieder nichts 
zu handeln noch handeln zu lassen, als wir selbst hiemit und kräf- 
tiger maßen versprechen, daß wir unsere getreue stände bei diesem 
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allem churfürstlich und mächtig schützen und dawieder nicht han- 
delen noch handeln lassen wollen. 

Von der regierung. Damit nuhn unsere getreue stände bei dieser 
verenderung mit einer solchen bestendigen regierungsverfassung 
versehen werden mögen, welche so viel möglich zu allen zeiten 
und in allen stücken observiret werden könne und nichts in sich 
begreife, als was eigentlich zu einer wolbestalten regierung ge- 
hört, so haben wir alles und jedes, was nötig, aus denen vorigen 
verfassungen genommen und ferner hinzugesetzet, was zu gottes 
ehren, beschirmung unserer getreuen unterthanen, administrirung 
der heilsahmen justiz und denn zu respizierung unserer domainen, 
wir weiter dienlich und rathsamb ermessen. 

Von den oberräthen. Demnach setzen ordnen und verfügen wir 
hiemit, daß die ordentliche regierung in diesen landen allezeit von 
vier oberräthen, als einem landhofmeister oberburggrafen canzlern 
und obermarschallen bestellet und angeordnet sein soll... 
Hienächst nun... befehlen wir unsern oberräthen, daß sie mit 
allem fleis dahinsehn, damit sowohl bei unserm ober-appellations- 
hof und halsgerichte, consistoriis in den ämbtern, wie auch auf 
dem lande und städten die heilsame gerechtigkeit nach den üblichen 
rechten dieses landes gepfleget.... 

Auch lassen wir es dabei bewenden... daß unsere oberräthe in 
vorfallenden schleunigen und wichtigen geschäften die vier haubt- 
ämter wie auch die drei burgmeister unserer residenzstädte Königs- 
berg..., unsere hofgerichtsräthe, auch wol die übrige landräthe 
dazu ziehen, die sachen mit ihnen deliberiren und also communi- 
cato consilio, was zu unserm und des landes besten gereichet, sich 
eine gewisse meinung vereinigen, uns davon schleunig bericht ab- 
statten und unsere gnädigste schließliche resolution darauf er- 
warten. 

Also soll auch im gegentheil ohne unseren expressen befehl kein 
Landtag ausgeschrieben, weniger einige zusammenkunft weder auf 
dem lande noch in den städten verstattet werden. Wann wir aber 
der noth zu sein ermessen, einen landtag zu halten, so sollen alle 
diejenigen dazu einer solchen zeit, daß sie sich zeitig dazu schicken 
und einstellen können, dem herkommen nach verschrieben und be- 
rufen werden, die bies auf gegenwertige zeit dazu erfordert sind. 
Wie denn auch niemand, der sich dazu gebürlich qualificiret, da- 
von abgehalten werden soll. 

Von lehen und consensen. Ueber dem seind wir des gnedigsten 
erbietens, die sämbtliche ritterschaft und eines jeden insondernheit 
bei seinen wolerlangten privilegiis verschreibungen und gerech- 
tigkeiten, auch lehn und gütern nach inhalt eines jeden lehnbriefes 
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und verschreibung zu schützen und zu handhaben und darinnen 
nicht gefährden zu lassen, auch einem jeden auf begehren und, 
wenn es die fälle und es die noth erfordert, obgesagte privilegien 
handfesten und verschreibungen erneuern bestätigen und confir- 
miren lassen... 

Von den städten. Wenn wir uns nuhn auch die allgemeine landes- 
väterliche liebe, so wir zu diesem herzogthumb tragen, nicht weni- 
ger zu unseren getreuen städten als zu vorgedachten unseren ober- 
ständen anweiset, so wollen wir dieselbe hiemit auch in specie 
unser gnädigsten landesväterlichen hulde liebe und affection, auch 
unseres churfürstlichen mächtigen schutzes versichert, auch zugleich 
versprochen haben, daß sie auch bei ihren wolerworbenen privile- 
giis und hergebrachten guten gebreuchen und gewohnheiten ge- 
schürzet werden sollen... So, wollen wir, daß hinfüro und zu 
allen zeiten und in allen städten, großen und kleinen, die magi- 
stratus gerichte und dergleichen collegia, wie sie anitzo sein, ferner 
verbleiben und continuiret werden sollen; gestalt es denn auch mit 
der wahl und confirmation also gehalten werden soll, wie solches 
an einem jedem ort gebreuchlich und herkommens ist, doch soll in 
erwehlung des magistratus und der gerichte nicht auf freundschaft 
und gunst, besonderen allezeit auf solche persohnen gesehen wer- 
den, die zu solchem ambte tüchtig, der herrschaft, dem lande und 
solcher stadt getreu sein. Und sollen diese, sobald sie erwehlet sein, 
folgenden eid ablegen: „und wie wir solchen unser obrigkeiten 
gegen die widersetzige und ungehorsame allezeit die hand bieten 
und sie bei gebührendem respect schützen wollen, also wollen wir 
auch dagegen die bürgerschaft mit keinem unbilligen last von ihnen 
beleidigen, viel weniger gar unterdrucken lassen, sondern, sobald 
desfals befugte klagen bei uns einkommen solten, darin gerechte 
und gebührliche remedirung thun... .“ 


Auszug aus: Ausgewählte Urkunden zur Brandenburgisch-Preußischen Verfassungs- und 
Verwaltungsgeschichte, hrsg. v. W. Altmann, Berlin 1914, S. 118 Jf. 


Der Kommissar des Kurfürsten, Otto von Schwerin, an den Statthalter 
und die Oberräthe über den Schöppenmeister Hieronymus Roth 


Dat. Bartenstein, 21. Oktober 1661 

„Also habe ich in unterthänigster Erinnerung seiner Chur- 
fürstlichen Durchlaucht mir gnädigst aufgegebenen Befehls densel- 
ben Schöppenmeister zu mich erbitten lassen und, wie er gekom- 
men, ihm zuforderst Sr. Ch. D. allgemeine vor dieses Land und 
die Städte Königsberg tragende gnädigste Affection gerühmet und 
versichert, daß alles Unglück, so dessen Einwohner betroffen, 
S.Ch.D. nicht wenig schmerzete, dieselbe auch nichts mehr 
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wünschten, denn daß durch Verleihung göttlichen Segens und Wie- 
dereinrichtung guter Polizei, auch Beförderung der Commercien 
Alles in guten und vorigen Stande wieder gesetzet werden möge, 
daß auch S.Ch.D. die widerwärtigen Bezeigungen, die deroselben 
bei unterschiednen vornehmen occasiones von den Städten Königs- 
berg widerfahren, in Gnaden vergessen würde, wenn man sich 
nur anitzo, wie bisher geschehen, sich in solchen Dingen, die doch 
zu ändern in ihren Mächten nicht stünden, nicht weiter opinia- 
strirte, daß auch S. Ch. D. ihm, Rothen, wann er in seinem guten 
Vermögen nach zum Besten des ganzen Landes einen gewünschten 
Schluß an seinem Orte beforderte, hinwiederumb alle Gnade er- 
zeigen würden. 

Ob ich nun wohl auf eine Proposition, worauf auch S. Ch. D. ärg- 
ster Feind nicht anders dann höflich antworten sollen, auch eine 
vernünftige Antwort erwartet, und nichts weniger gehoffet, denn 
daß er als ein geschworener Unterthan mit gebührendem Respect 
gegen 5.Ch.D. sich herauslassen würde, so ist er doch über alles. 
Verhoffen zu meiner höchsten Consternation mit solchen unbe- 
sonnenen, unverantwortlichen und höchst strafbaren Worten aus- 
gebrochen, daß ich anfangs gezweifelt, ob der Mensch sanae mentis 
oder aufs wenigste von Branntwein erfüllt wäre, denn er machte 
den Anfang seiner Antwort auf den Ruhm Sr. Ch.D. Gütigkeit 
hievon: es stände auf ihrem Rathhause geschrieben, es wäre kein 
Fürst so ffomm er trüge einen Tyrannen im Busen. $.Ch.D. 
hätten sie zu arme Leute gemacht, und nun wollten dieselben sie 
auch zu Sklaven machen. Er und alle seine Vorfahren hätten allein 
auf das Vaterland gesehen und sich umb den Hof nicht beküm- 
mert, sein Großvater wäre von dem Kurfürsten Hans Sigismunden 
zu Dienst berufen und, wie derselbe vors Schloß gefahren kommen 
und ihm daselbst angedeutet worden, daß der Kurfürst ihm 70 
Huben schenken wollte, hätte er zum Kutscher gesagt, ‚Kehr 
wieder umb; was will mir der Herr geben, der selbst nichts hat‘; 
denn er war nur noch Administrator gewesen. Sie, die Städte 
Königsberg, wären diejenigen, so das Haus Brandenburg bei die- 
sem Lande erhalten, da der Kurfürst nur drei Edelleute auf seine 
Seite gehabt. Wie ich ihm nun öfters in die Rede gefallen und ge- 
beten, er möchte also zu reden. aufhören; ich hätte mehr gehört als 
ich wollte, und wäre mir leid, daß er mir zu seinem Unglück die- 
ses gesaget, ich als ein verpflichteter Diener, könnte es nicht ver- 
schweigen, gab er mir gar trotziglich zur Antwort: er wolle es dem 
Kurfürsten wohl ins Gesicht sagen, fing aber darauf an die Rede 
also zu formiren, als wann er gegen den Kurfürsten gesprochen 
auf folgende Antwort. ‚Kurfürst‘, hastu nicht genug daran, daß 
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Du all unser Vermögen weg hast? Will Du auch unsere Freiheit 
haben? Kanst Dich an Deiner Vorfahren Stande nicht begnügen 
und uns auch in dem unsrigen lassen? Wir wollen uns nicht ver- 
handeln lassen! Unser Sach ist nur bis auf den künftigen Reichstag 
ausgesetzt, da soll es sich Alles wohl geben. Aller ehrlichen Leute 
Meinung ist diese beständig, daß der Kurfürst die Souveränität 
nicht haben soll. Wiewohl ich nun endlich über solches trotziges 
Beginnen aufgestanden, mit ihm nach der Thür gegangen und ein 
Mal über das andere gebeten, von solchen Reden abzustehen, so 
habe ich doch Solches von ihm nicht erlangen können, sondern er 
ist continuirlich fortgefahren, ein Haufen unverantwortlicher 
Dinge hinzuschwatzen, welches alles bei einer solchen Entrüstung, 
die mir, wie leichtlich zu erachten, hierüber zugestoßen, ich zu be- 
halten nicht vermocht.“ 

Aus: Urkunden und Aktenstücke ... Bd. 15, 1894, 5. 594 ff. 


Nachdem der Kurfürst im Oktober 1662 selbst mit 2000 Mann nach 
Königsberg gekommen war, wurde Roch "von einem militärischen 
Streifkommando verhaftet. Er wurde wegen Hochverrats verurteilt 
und starb als Staatsgefangener 1679. 


Regierungsweise König Friedrich Wilhelms I. (1713-1740). Aus seinem 
Politischen Testament von 1722 


80 ‚Instruckion wie sich mein Successor von der Kron Preußen 
nach mein toht sich zu richten hat und die Informacion vom 
Gantzen Etat der Arm&e Laender darin zu finden hat habe es ın 
Potsdam den 22. Jan.: 1722 aufgesetzet. 
Euer finnancen müßet Ihr selber und allein tracktieren und das 
Komando der Arm£e selber und allein bestellen und die zwei 
haup(t)sachen allein disponiren dadurch werdet ihr die ottoritet 
in der Arm&e durchs Kommando und die liebe wehgen das Ihr 
den Knop auf den Beuttell allein habet von eure officir und 
ciwillbedinte haben und von der gantzen weldt Respectieret und 
admiriret werden das Ihr so ein Kluger und Brahwer Regend seidt 
dazu verhelfe euch Gott der Almechtige. Amen. 
Wen ein Jahr vorbey ist der der Neue Ettar wieder gemachet 
wirdt und Ihr findet das euch etliche von eure Ministris auch 
kleine bedinte Ihr devoir wie treue Diener thun und sich in eurem 
Dienst sich distingiren durch ihre fleis so müsset Ihr einige von 
diesen Karacters einige zu ihre tractamenter zulegen und dadurch 
Ihr die leute obligacion an eure Person haben werden und da- 
durch mehr und mehr treue Diner schaffen werdet und die obli- 
gacion allein an euch sein und nicht an eure Ministris aber arbei- 
ten müsset Ihr so wie ich bestendigst gerhan. 
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Die herren Ministris werden sagen das euer Etrat es nicht furniren 
kann so eine formidable Armee zu halten überschlaget was es euch 
Jehrl: kosten wierdt die augmentacion, alsden werdet Ihr schen 
das Euer Ettat genugsahm reichen wierdt und an gelde und an 
andere nöthige Requissita nichts fehlen wierdt und werdet Ihr 
sehen, das es vor ein Könnig in Preußen der selber alles Regiret. 
und sich nicht durch die Ministris sich leßet bey die Nahse führen 
eine sehr fessahbele sache ist. 


Was aber die speißengelder und furragegelder (betrifft) mus mein 
lieber Successor an alle Prowincen schreiben die briffe müßen ge- 
nedig und als handrbriffe eingericht(et) sein, die Ihr selber unter- 
schreiben müßer die müßen folgender gestaldt geschrieben sein, das 
Ihr Resolviret hette(t) zum Maintien (von) eure(r) Prowincen und 
Lender wohlfahrt eine Kleine augmentacion der Kavallerie zu 
machen also zweiffelte(t) Ihr nicht das sie gerne und willich auch 
den Gefallen tuhn zu euer und (der) lender wohlfahrt und Ihr 
würde(t) dadurch sehen, ob sie euere liebe und affeccion gewinnen 
wolten es wehre doch eine Kleinigkeit, accordiren sie es de bonne 
grace guht ma(c)hen sie difficulter so hat euch Gott Ja Suwerein 
gemacher also laßet durchs commissariat ausschreiben sonder das 
einer dawider Resonniren mus in der ordre stehen den(n) ich ver- 
sichere euch das es wohl angehe sonder Ruin der untertahnen. 


Mein lieber Successor was wierdt die weldt sagen von der Aug- 
mentacion der Arm£e im aufsteigendt zum trohne das Ihr als ein 
formidable Pu(i)ssance seidt vor eure feinde die unser haus sehr 
vielle har euere f(r)eunde werden euch vor einen Klugen und ver- 
stendiegen Regenten halten dazu verhelfe der allerhögste Gott 
da(s) wünsche ich von hertzen Amen. 


Mein Successor mus das vor eine Politicke halten und sich dahin 
zu bearbeiten (suchen) das aus alle seine Prowincen und in Species 
Preußen die von adell und graffen in die arm&e amplogieren und 
die Kinder unter die Kadets geseßer werden. 


Die Pommersche wassallen seindt getreue wie goldt sie Resonniren 
wohll bißweillen aber wen mein Successor sagte es soll sein und 
das Ihr sie mit guhten zuredhdet so wierdt Keiner sich dawieder 
Moviren gegen eure befehlle. 


Wen(n) Ihr was befehlet von Inportantz oder Bagatelle an die 
Landtrehte und die landtrehte Pariren nichtund Ressonniren dagegen 
und in der Mittell Marc ist die ordre Parriret so müßet Ihr die 
Altmerckische Landrehte die dar nicht order Pariret haben geleich 
cassieren und selber neue aus der Prowince machen sondern das 
die Ritterschaft welche wehler/dieses wierdt Ihnen weißen das Ihr 
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her(r) sein wollen und sie wassallen sein müßen und nicht condo- 
minaht haben müssen. 
(Preußen): 
Was der adell anlanget haht er vor dießen (Zeiten) grohße Pri- 
wilegia gehabt die der Kurfürst friderich wilhelm durch die Suwe- 
renitet unterbrochen hat und ich anno 1715. durch den gennerahll- 
hubenschoß genstl: unter den gehorsam gebracht habe. Wen(n) 
mein Successor sich in Preußen wierdt huldigen lassen mus er es 
heiml: an den Ilgen und Kniphaußen sagen das sie euch in Preu- 
ßen huldigen laßen in der geschwindichkeit das Kein Polnischer 
Magnaht dabey erscheine und die huldigung so abgehe als wie ich 
gehuldiget worden/sondern ist ein Polnischer Magnaht dabey ist 
eine schlimme consequance das werdet Ihr im archiff finden laßer 
aufsuchen die huldigung von mein Vatter und grohsvatter da wer- 
det Ihr sehen was das vor eine importance ist und nicht eine 
ceremonie ist. . 
Es ist wahr das ich euch ein trehsohr laße da eine hüpsche Summe 
geldt darinnen ist aber es ist vor ein Regent eine Nothwendige 
sache Bahres geldt zu haben den(n) da euch Gott vor Krig Peste 
vor bewahr (wenn) etl: Prowincen gandtz ausfallen der Krig 
schreckl: geldt weg nimmer wen(n) Ihr aber ein Braven gesPicten 
trehsohr habet Ihr diese ungelühcke Sutteniren (könnt) also müßer 
Ihr Jerl: zum itzigen trehsohr zum wenigsten 500 000.th beylegen. 
Wahs die Religion anlanget so bin ich und werde mit Gottes hülfe 
Reformiret sehlich sterben indeßen bin versicherdt das ein Lutteri- 
scher der dar Gottsehlich wandelt eben so guht sehlich werde als 
die Reformirte und der unter(sch)eidt nur berrühre von die Pre- 
diger Zenckerein. 
Wahs die Kattolische Religion anlanget müßer Ihr sie tolleriren 
soweit als der westfehlische fride mit sich bringet und die weloi- 
sche Pacte mit der Rebublicke Pohlen/Jesuwitter müßet Ihr ın 
eure lender nicht dulden.“ 

Aus: Küntzel-Haas, Die politischen Testamente der Hohenzollern, I, Berlin 1919 


Friedrich der Große und die Stände 


81 »Ein Gegenstand der Politik des Herrschers in diesem Staat 

ist es, den Adel zu schützen. Denn welcher Schicksalswechsel 
auch eintritt, er wird vielleicht einen reicheren, aber niemals einen 
wertvolleren oder treueren Stand zur Verfügung haben. Um die 
Adligen in ihrem Besitz zu erhalten, gilt es, die Bürger zu hin- 
dern, daß sie Adelsgüter erwerben, und sie zu ermuntern, daß sie 
ihr Geld in den Handel stecken. Wenn dann ein Edelmann ge- 
nötigt ist, seine Liegenschaften zu veräußern, werden sich nur 
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Adlige bereitfinden, ste zu kaufen. Ebenso wichtig ist es, den Adel 
daran zu hindern, daß er anderwärts Dienste nimmt. Man muß 
ihnen Korpsgeist und Nationalgefühl einhauchen. Dafür habe ich 
gearbeitet. Im ersten meiner Kriege habe ich mir alle erdenkliche 
Mühe gegeben, um dem Namen Preußens Glanz zu verleihen und 
dadurch alle Offiziere daran zu erinnern, aus welcher Provinz sie 
auch stammen mögen, sie seien Preußen, und alle Provinzen, sie 
mögen noch so stark getrennt erscheinen, bilden einen Gesamtkör- 
per. So muß es sein, daß der Adel seine Dienste vorzugsweise dem 
Vaterland weiht und nicht irgendeiner andern Macht, welche es 
auch sei. Deshalb haben wir strenge Gesetze gegen die Edelleute 
erlassen, die es sich einfallen ließen, ohne Erlaubnis anderswo 
Dienste zu nehmen. Aber da doch viele Edelleute ein untätiges 
und müßiges Leben dem Waffenruhme vorziehen, wird es not- 
wendig, Auszeichnungen und Bevorzugungen für die bereit zu hal- 
ten, welche Dienste tun, unter Ausschluß derer, die sich den Diensten 
entziehen. Von Zeit zu Zeit muß man die jungen Edelleute aus Pom- 
mern, Preußen: und Oberschlesien zusammenziehen, um sie ın Ka- 
dettenanstalten und von da in die Truppenkörper zu entsenden. 
Den Städten in den alten Provinzen habe ich die Freiheit be- 
lassen, ihre Magistrate selber zu wählen, und ich habe mich in 
diese Wahlen nur eingemischt, wenn sie Mißbrauch damit trie- 
ben, wenn nämlich bürgerliche Familien die ganze Autorität an 
sich rissen unter Übergehen der andern Bürger. 

Den Bauern habe ich Dienste nachgelassen, die sie in der Vergangen- 
heit leisten mußten. Anstatt sechs Tage in der Woche, wie früher, 
haben sie nur noch drei Frontage. Das hat die adelshörigen Bauern 
übermütig gemacht, und sie haben sich in vielen Orten gegen die 
Herren gestellt. Aber der Herrscher muß ein Gleichgewicht wahren 
zwischen Bauer und Edelmann, daß sie einander nicht ruinieren. 

In Schlesien lebt der Bauer auf einem guten Fuße; nur nebenan 
in Oberschlesien ist er Leibeigener. Man müßte mit der Zeit ver- 
suchen, ihn frei zu machen. Ein Beispiel habe ich auf meinen Do- 
mänen gegeben, wo ich begonnen habe, sie so zu stellen, wie die 
niederschlesischen Bauern. Andererseits muß man die Bauern da- 
von abhalten, Adelsgüter zu erwerben, und die Edelleute umge- 
kehrt, Bauernbesitz zu kaufen. Denn die Bauern würden es schlecht 
verstehen, als Offiziere in der Armee zu dienen, und wenn die 
Edelleute aus den Gütern der ausgekauften Bauern Meierein 
machten, würden sie damit die Zahl der Bewohner und Bebauer 
des Landes verringern.“ 

Aus: Friedr. d. Gr., Politisches Testament v. 1752, Klassiker der Politik, Bd. 5, Berlin 1922 
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Friedrich der Große über die Abschaffung der Folter 


82 „Seine Königliche Majestät zu Preußen haben aus bewegen- 

den Ursachen resolviert, in Dero Landen bei deren Inquisi- 
tionen die Tortur gänzlich abzuschaffen, außer bei dem Verbre- 
chen der Majestätsbeleidigung und Landesverräterei, auch den 
großen Mordtaten, wo viele Menschen ums Leben gebracht oder 
viele Delinquenten, deren Connexion herauszubringen nötig, im- 
pliziert sind. Hingegen sollen in allen übrigen Fällen, wenn die 
Delinquenten die stärksten und sonnenklaren Indizien und Beweise 
durch viele unverdächtige Zeugen und dergleichen wider sich 
haben und doch aus hartnäckiger Bosheit nicht gestehen wollen, 
dieselben nach den Gesetzen bestraft werden.“ 


Friedrich II. an seinen Minister Cocceji, 3. Juni 1740. Acta Borussica, 6. Bd., 2. Hälfte. 
Akten vom 31. Mai 1740 bis Ende 1745, Berlin 1901, S.8 


Friedrich der Große über seine Kirchenpolitik 


83 „Katholiken, Lutheraner, Reformierte, Juden und zahlreiche 

andere christliche Sekten wohnen in meinem Staate und leben 
friedlich beieinander. Wenn der Herrscher aus falschem Eifer auf 
den Einfall käme, eine dieser Religionen zu bevorzugen, so wür- 
den sich sofort Parteien bilden und heftige Dispute ausbrechen. 
Allmählich würden Verfolgungen beginnen, und schließlich wür- 
den die Anhänger der verfolgten Religion ihr Vaterland verlassen, 
und Tausende von Untertanen würden unsere Nachbarn mit ihrem 
Gewerbefleiß bereichern und deren Volkszahl vermehren. Ich bin 
gewissermaßen der Papst der Lutheraner und das kirchliche Ober- 
haupt der Reformierten. Ich ernenne Prediger und fordere von 
ihnen nur Sittenreinheit und Versöhnlichkeit. Ich erteile Ehe- 
dispense und bin in diesem Punkte sehr nachsichtig, da die Ehe im 
Grunde nur ein bürgerlicher Vertrag ist, der gelöst werden kann, 
sobald beide Parteien damit einverstanden sind. ... Alle anderen 
christlichen Sekten werden in Preußen geduldet. Dem ersten, der 
einen Bürgerkrieg entzünden will, schließt man den Mund, und 
dieLehren der Neuerer werden der verdienten Lächerlichkeit preis- 
gegeben. Ich bin neutral zwischen Rom und Genf. Will Rom sich 
an Genf vergreifen, so zieht es den Kürzeren. Will Genf Rom un- 
terdrücken, so wird Genf verdammt. Auf diese Weise kann ich 
den religiösen Haß steuern, indem ich allen Parteien Mäßigung 
predige. Ich suche aber auch Einigkeit unter ihnen zu stiften, in- 
dem ich ihnen vorhalte, daß sie alle Mitbürger eines Staates sind 
und daß man einen Mann im roten Kleide ganz ebenso lieben 
kann wie einen, der ein graues Gewand trägt. Ich suche, gute 
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Freundschaft mit dem Papst zu halten, um dadurch die Katholi- 
ken zu gewinnen und ihnen begreiflich zu machen, daß die Politik 
der Fürsten die gleiche bleibt, auch wenn die Religion, zu der sie 
sich bekennen, verschieden ist.“ 

Aus: Friedrich der Große, Politisches Testament von 1752 


Inspektionsreise Friedrichs II. durch das Dossebruch, 1778 


Das Dossebruch, an der Grenze von der Priegnitz und Mecklenburg, 
war weitgehend nicht nutzbares Sumpfland. Nach ersten Entwässerungs- 
arbeiten unter Friedrich Wilhelm I. führte Friedrich II. eine systema- 
tische Kanalisierung durch. Es konnten 15 000 Morgen Land gewonnen 
werden, 25 neue Dörfer und Ortschaften wurden angelegt, 1500 An- 
siedler angesetzt. Über eine Inspektionsreise Friedrichs II. im Jahre 1779 
berichtet Oberamtmann Fromme, der den König durch das Fehrbelliner 
Revier geleitete: 


84 „Nun kam Ihro Majestät zu Fehrbellin an, sprachen daselbst 
mit dem Lieutenant Probst vom Zieten’schen Husaren-Regi- 

ment (schon sein Vater stand als Rittmeister bei den Zieten’schen) 

und mit dem Fehrbellinischen Postmeister Hauptmann von Mosch. 

Als angespannt war, wurde die Reise fortgesetzt, und da Ihro 

Majestät gleich danach an meinen Gräben, die im Fehrbellinischen 

Luch auf königliche Kosten gemacht sind, vorbei fuhren, so ritt ich 

an den Wagen und sagte: Ihro Majestät, das sind schon zwei neue 

Gräben, die wir durch Ihro Majestät Gnade hier erhalten haben, 

und die das Luch uns trocken erhalten. 

König: So so; das ist mir lieb! Wer seid Ihr? 

Fromme: Ihro Majestät, ich bin der Beamte hier von Fehrbellin. 

König: Wie heißt Ihr? a 

Fromme: Fromme 

König: Ha ha! Ihr seid ein Sohn von dem Landrath Fromme. 

Fromme: Ihro Majestät halten zu Gnaden, mein Vater ist Amts- 

rath im Amte Lähme gewesen. 

König: Amtsrath! Amtsrath! Das ist nicht wahr! Euer Vater ist 

Landrath gewesen. Ich habe ihn recht gut gekannt. Sagt mir ein- 

mal, hat Euch die Abgrabung des Luchs hier viel geholfen? 

Fromme: O ja, Ihro Majestät! 

König: Haltet Ihr mehr Vieh als Euer Vorfahr? 

Fromme: Ja, Ihro Majestät! Auf diesem Vorwerk halt’ ich vierzig, 

auf allen Vorwerken siebenzig Kühe mehr! 

König: Das ist gut. Die Viehseuche ist doch nicht hier in der 

Gegend? 

Fromme: Nein, Ihro Majestät! 

König: Habt Ihr die Viehseuche hier gehabt? 
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Fromm: Ja! 

König: Braucht nur fein fleißig Steinsalz, dann werdet Ihr die 
Viehseuche nicht wieder bekommen. 

Fromme: Ja, Ihro Majestät, das brauch ich auch; aber Küchensalz 
thutr beinah eben die Dienste. 


König: Nein, das glaub ich nicht! Ihr müßt das Steinsalz nicht: 


klein stoßen, sondern es dem Vieh so hinhangen, daß es dran lek- 
ken kann. 

Fromme: Ja, es soll geschehen. 

König: Sind sonst hier noch Verbesserungen zu machen? 
Fromme: O ja, Ihro Majestät. Hier liegt die Kremmensee. Wenn 
selbige abgegraben würde, so bekämen Ihro Majestät an achtzehn- 
hundert Morgen Wiesenwachs, wo Kolonisten könnten angesetzt 
werden, und würde dadurch die ganze Gegend hier schiffbar, wel- 
ches dem Städtchen Fehrbellin und der Stadt Ruppin ungemein 
aushelfen würde; auch könnte vieles aus Mecklenburg zu Wasser 
nach Berlin kommen. 


König: Sagt mir einmal: hier rechts muß ein Gut liegen, ich kann 
mich nicht auf den Namen besinnen; nennt mir die Güter, die hier 
rechts liegen. 

Fromme: Buskow, Radensleben, Sommerfeld, Beetz, Karwe. 
König: Recht! Karwe. Wem gehört das Gut? 

Fromme: Dem Herrn von Knesebeck. 

König: Ist er in Diensten gewesen? 

Fromme: Ja! Lieutnant oder Fähnrich unter der Garde. 

König. Unter der Garde? (an den Fingern zählend). Ihr habt 
Recht, er ist Lieutnant unter der Garde gewesen! Das freut mich 
sehr, daß das Gut noch in Knesebeck’schen Händen ist. — Na! Sagt 
mir einmal, der Weg, der hier den Berg hinauf geht, geht nach 
Ruppin, und hier links ist die große Straße nach Hamburg? 
Fromme: Ja, Ihro Majestät! 

König: Wißt Ihr, wie lang es ist, daß ich nicht hier gewesen? 
Fromme: Nein! 

König: Das sind dreiundvierzig Jahr! Kann ich Ruppin liegen 
sehen? 

Fromme: Ja, Ihro Majestät, der Thurm, so hier rechts über den 
Tannen herüber sieht, ist Ruppin! 

König (mit dem Glase aus dem Wagen lehnend): Ja, ja, das ist 
er, ich kenn’ ihn noch. 


Fromme: Nun waren wir an Protzen heran. Ich wurde gewahr, 
daß der alte General von Zieten in Protzen vor dem Edelhofe 
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stand. Ich ritt an den Wagen heran und sagte: Ihro Majestät, der 
Herr General von Zieten sind auch hier. . 
König: Wo? wo? o reitet vor, und sagt’s den Leuten, sie sollen still 
halten; ich will aussteigen. — 

Nun stiegen Ihro Majestät hier aus, und freuten sich außerordent- 
lich über die Anwesenheit des Herrn Generals von Zieten, spra- 
chen mit ihm und dem Herrn von Kleist über mancherlei Sachen, 
ob ihm die Abgrabung des Luchs geholfen? ob er die Viehseuche 
gehabt? und empfahl das Steinsalz gegen die Viehseuche. 


König: Hört einmal, wie seid Ihr mit der Ernte zufrieden? 
Fromme: Sehr gut, Ihro Majestät! 

König: Sehr gut? und mir haben sie gesagt, sehr schlecht! 
Fromme: Ihro Majestät, das Wintergetreide ist etwas erfroren; 
aber das Sommergetreide steht dafür so schön, daß es den Schaden 
beim Wintergerreide reichlich ersetzt. 

(Nun sahen Ihro Majestät auf den Feldern Mandel an Mandel.) 
König: Es ist eine gute Ernte, Ihr habt Recht; es steht ja Mandel 
bei Mandel hier! 

Fromme: Ja, Ihro Majestät; und hier setzen die Leute noch dazu 
Stiege. 

König: Was ist das, Stiege? 

Fromme: Das sind zwanzig Garben zusammen gesetzt! 

König: O, es ist unstreitig eine gute Ernte, 


König: Säet Ihr auch Weizen? 

Fromme: Ja, Ihro Majestät. 

König: Wie viel habt Ihr ausgesäer? 

Fromme: Drei Wispel, zwölf Scheffel. 

König: Wie viel hat Euer Vorfahr ausgesäet? 

Fromme: Vier Scheffel. 

König: Wie geht das zu, daß Ihr so viel mehr säet, als Euer Vor- 
fahr? 

Fromme: Wie ich schon die Gnade gehabt, Ihro Majestät zu sagen, 
daß ich siebenzig Stück Kühe mehr halte, als mein Vorfahr, mit- 
hin meinen Acker besser in Stand setzen und Weizen säen kann! 
König: Aber warum bauet Ihr keinen Hanf? 

Fromme: Er geräth hier nicht. In kaltem Klima geräth er besser. 
Unsere Seiler können den russischen Hanf in Lübeck wohlfeiler 
kaufen, und besser, als ich ihn bauen kann. 


König: Was säet Ihr denn dahin, wo Ihr sonst Hanf hinsäet? 
Fromme: Weizen! 
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König: Warum bauet Ihr aber kein Färbekraut, keinen Krapp? 
Fromme: Er will nicht fort; der Boden ist nicht gut genug. 
König: Das sagt Ihr nur so: Ihr hätter sollen die Probe machen. 
Fromme: Das hab’ ich gethan; allein sie ist mir fehlgeschlagen, und 
als Beamter kann ich viel Proben nicht machen; denn, wenn sie 
fehl schlagen, muß doch die Pacht bezahlt sein. 

König: Was säet Ihr denn dahin, wo Ihr würdet Färbekraut hin- 
bringen? 

Fromme: Weizen! 

König: Na! so bleibt beim Weizen! Eure Unterthanen müssen 
recht gut im Stande sein? 

Fromme: Ja, Ihro Majestät! Ich kann aus dem Hypothekenbuche 
beweisen, daß sie an fünfzig tausend Thaler Kapital haben. 
König: Das ist gut! 

Fromme: Vor drei Jahren starb ein Bauer, der hatte eilf tausend 
Thaler in der Bank. 

König: Wie viel? 

Fromme: Eilf tausend Thaler. 

König: So müßt Ihr sie auch immer erhalten! 

Fromme: Ja! es ist recht gut, Ihro Majestät, daß der Unterthan 
Geld hat; aber er wird auch übermüthig, wie die hiesigen Unter- 
thanen, welche mich schon siebenmal bei Ihro Majestät verklagt 
“ haben, um vom Hofdienst frei zu sein. 

König: Sie werden auch wohl Ursach dazu gehabt haben. 
Fromme: Sie werden gnädigst verzeihen; es ist eine Untersuchung 
gewesen, und ist befunden, daß ich die Unterthanen nicht ge- 
drückt, sondern immer Recht gehabt, und sie nur zu ihrer Schul- 
digkeit angehalten habe! dennoch bleibt die Sache, wie sie ist: die 
Bauern werden nicht bestraft; Ihro Majestät geben den Untertha- 
nen immer Recht, und der arme Beamte muß Unrecht haben! 
König: Ja! daß Ihr Recht bekommt, mein Sohn, das glaub’ ich 
wohl: Ihr werdet Eurem Departementsrach brav viel Butter, Ka- 
paunen und Puters schicken. 

Fromme: Nein, Ihro Majestät, das kann man nicht; das Getreide 
gilt nichts. Wenn man für andre Sachen nicht einen Groschen Geld 
einnähme, wovon sollte man die Pacht bezahlen? 

König: Wohin verkauft Ihr Eure Butter, Kapaunen und Puters? 
Fromme: Nach Berlin. 

König: Warum nicht nach Ruppin? 

Fromme: Die mehrsten Bürger halten Kühe, so viel als sie zu 
ihrem Aufwand brauchen! Der Soldat ißt alte Butter; der kann 
die frische nicht bezahlen! 

König: Was bekommt Ihr für die Butter in Berlin? 
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Fromme: Vier Groschen für das Pfund. Der ruppinische Soldat 
aber kauft die alte Butter für zwei das Pfund. 

König: Aber Eure Kapaunen und Puter könnt Ihr doch nach Rup- 
pin bringen? 

Fromme: Beim ganzen Regiment sind nur vier Stabsoffiziere, die 
gebrauchen nicht viel! und die Bürger leben nicht delicat; sie dan- 
ken Gott, wenn sie Schweinefleisch haben. 

König: Ja, da habt Ihr Recht! die Berliner essen gern was Delica- 
tes. - Na! macht mit den Unterthanen, was Ihr wollt; nur drückt 
sie nicht!“ 


Aus: Th. Fontane, Wanderungen durch die Mark Brandenburg, vollständige Ausgabe, 
Die Grafschaft Ruppin, Friedrichs II. Besuch im Rhin und Dossebrudh, Berlin o.]., 
5.424 ff. 


Friedrich der Große und die Kabinettspolitik im Urteil eines Hofmanns. 
Aus dem Tagebuch des Grafen Lehndorff 


85 „29. Januar 1753. Geburtstag der Prinzessin von Preußen. 
Der König [Friedrich d.Gr.] gibt aus dieser Veranlassung 
ein großes Mittagessen, bei dem alles großartig und höchst lang- 
weilig ist. Es ist einzig die Wirkung, die die Anwesenheit des Kö- 
nigs verursacht; ... Die vierzig Personen, die im Vorzimmer bei 
schönster Laune waren, waren, sobald der König eintrat, nur noch 
vierzig Bildsäulen. 
Warum flößt die Macht mehr Furcht als Liebe ein? Kommt es da- 
her, weil die Großen sich ihrer mehr bedienen, um sich Achtung 
als um sich Liebe zu verschaffen? O nein! Vielmehr ist die Vor- 
stellung, einen Mann vor uns zu sehen, von dem wir wissen, daß 
er Herr über unser Gut und unser Leben ist, die uns die äußerste 
Zurückhaltung auferlegt, wie es denn schon in unserer Natur liegt, 
daß wir einen tiefen Respekt vor dem Landesherrn haben. 
24. August 1756. Ich begrüße den Prinzen von Preußen, der voll- 
ständig bereit ist, mit seinem Regiment Berlin zu verlassen. Er ist 
aber in nichts eingeweiht, in dem der König alles ganz allein er- 
ledigt, ohne jemand zu Rate zu ziehen. Selbst die Minister wissen 
von nichts. 
23. Oktober 1757. Ich mache nur noch einen Besuch bei dem be- 
rühmten Fredersdorf, der unter dem Titel eines Kammerdieners so 
lange die Rolle eines Premierministers gespielt hat. Wenn man 
nämlich jemandem diesen Titel geben will, so kommt er ihm am 
ehesten zu, wenigstens erfreute er sich in der Welt eines solchen 
Ansehens, daß ich ihn oft genug von Ordensrittern und Exzellen- 
zen habe umringt gesehen, die recht tiefe Verbeugungen vor ihm 
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machten und sein Vorzimmer war nicht selten mit Staatsministern 
und großen Herren angefüllt... Dieser Mann übte nämlich im 
Grunde alle Hofämter aus. Er führte die Aufsicht über alle Bau- 
lichkeiten und über die Kasse des Königs, alle Dienstboten hingen 
von ihm ab, kurz, nach dem König war er der einzige, der 
herrschte, und oft recht despotisch. Er ist gegenwärtig sehr kränk- 
lich, die Hämorrhoiden haben ihn beinahe aufgezehrt.“ 


Aus: E. A. H. von Lehndorff. Dreißig Jahre am Hofe Friedrichs des Großen, hrsg. v. 
K.E. Schmidt-Lötzen, Gotha 1907, S.49, 299 u. 359 ff. 


Absolutismus und aufgeklärter Absolutismus in Österreich 


Steuererhebung in Österreich und Böhmen 


86 „Da war nun früher die Einrichtung, daß die Stände um eine 
bestimmte Bewilligung an Truppen und Geld ersucht werden 
mußten. Sie wollten niemals so viel leisten, wie man verlangte; 
man mußte mehr fordern, als man zu bekommen erwartete; die 
Stände brachten ihre Beiträge doch nur sehr langsam zusammen; 
alles Dinge, welche die Verwaltung schwierig und unsicher mach- 
ten; die Regierung konnte nicht richtig bezahlen. Graf Haugwitz 
“schlug 1747 ein Übereinkommen mit den böhmischen und öster- 
reichischen Ständen vor, kraft dessen sie sich zur Zahlung einer 
bestimmten Summe verpflichteten und dafür gewisser bisheriger 
Obliegenheiten überhoben sein sollten. Die Hauptsache ist, daß 
alle Naturalleistungen, Rationen, Fourage, Remontepferde, Trans- 
portverpflichtungen, usw. zu Geldsummen angeschlagen und fixiert 
wurden. Die Kaiserin versprach, binnen zehn Jahren die Kontri- 
bution nicht zu erhöhen, sondern sie eher zu vermindern. Nur 
mußte man um vieles mehr zahlen als bisher... 
Ein Kommissar mit vier Subalternen [Unterbeamten], zwei Schrei- 
bern und zwei Ökonomen, durchreist die Provinz, um allenthalben 
die Landrevenue [den Bodenertrag] abzuschätzen, auf welche die 
Kontribution gegründet wird... In jedem Hauptort der Provinz 
besteht eine Deputation der Stände, an welche die Kommissare 
berichten, der zugleich ein paar Mitglieder der Kammer [der Fi- 
nanzbehörde] beigegeben sind. Diese Deputationen sind dann 
wieder der Rektifikations-Hofkommission untergeordnet, die einen 
Teil des Direktoriums ausmacht... 
Übrigens wird die Kontribution selbst mit großer Strenge einge- 
trieben... Die Herrschaften müssen für ihre Untertanen stehn 
und machen ganz dasselbe Recht — Verzugszinsen und Pfändung — 


® “u 
gegen sie geltend. Bd. 30, Leipzig 1875, S.24 ff. 
Aus: Freiherr von Fürst, Lettres sur Viennes, 1755, L. von Ranke, Sämtl. Werke, 
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Osterreich unter Josef Il. 


Kaiser Josefs II. Patent über die Aufhebung der Leibeigenschaft in 
Böhmen, Mähren und Schlesien, 1781 


87 „Wir Joseph der Zweite etc. entbieten Unseren gesamten treu- 
gehorsamsten Ständen, grundobrigkeitlichen Beamten, Orts- 
richtern, Geschworenen und übrigen Untertanen in Böhmen, Mäh- 
ren und Schlesien Unsere landesfürstliche Gnade und geben auch 
hiemit gnädigst zu vernchmen: 
Da wir in Erwägung gezogen, daß die Aufhebung der Leibeigen- 
schaft und die Einführung einer gemäßigten nach dem Beispiele 
Unserer Oesterreichischen Erblande eingerichteten Untertänigkeit 
auf die Verbesserung der Landeskultur und Industrie den nütz- 
lichsten Einfluß habe, und daß die Vernunft und Menschenliebe 
für diese Änderung das Wort sprechen; so haben Wir Uns veran- 
laßt gefunden, von nun an die Leibeigenschaft gänzlich aufzu- 
heben, statt derselben eine gemäßigte Untertänigkeit einzuführen, 
und hierunter den Grundobrigkeiten und ihren Beamten, dann 
den Untertanen folgendes zur genauesten Nachachtung gesetz- 
mäßig vorzuschreiben: 
1. Ist jedem Untertan blos gegen vorherige Anzeige und unent- 
geltliche Meldzettel sich zu verehelichen berechtigt; so wie 
2. jedem Untertan frei steht, unter Beobachtung dessen, was das 
Werbbezirks-System vorschreibet, auch von der Herrschaft hin- 
wegzuziehen und inner Landes anderswo sich niederzulassen oder 
Dienste zu suchen. Nur haben jene Untertanen, die von ihren 
Herrschaften hinwegziehen und sich anderswo häuslich oder in- 
wohnungsweise niederlassen wollen, ebenfalls den unentgeltlichen 
Entlaßschein, den sie auch der neuen Grundobrigkeit aufzuweisen, 
und anmit daß sie von der vorigen grundobrigkeitlichen Pflicht 
entlassen seien, zu bewähren hätten, anzubegehren. 
3. Können die Untertanen nach Willkür Handwerke und Künste 
etc. erlernen und ohne Losbrief, welche ohnehin schon gänzlich 
aufhören, ihrem Nahrungsverdienste, da wo sie ihn finden, nach- 
gehen. 
4. Sind die Untertanen künftig einige Hofdienste zu verrichten 
nicht mehr schuldig: Nur haben 
5. jene, die beider Eltern verwaist sind, wegen der von der Obrig- 
keit unentgeltlich besorgenden Obervormundschaft die üblichen 
Waisenjahre, welche jedoch nirgends drei Jahre zu übersteigen 
haben, und nur jener Orten, wo sie Herkommens sind, auf dem 
Hof abzudienen. Und da endlich 
6. alle übrigen auf dem untertänigen Gründen haftenden Robo- 
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ten25, Natural- und Geld-Praestationen, zu welchen die Unterta- 
nen auch nach aufgehobener Leibeigenschaft verbunden bleiben, 
in Unseren Böhmischen Erblanden durch die Urbarial-Patenten 
ohnehin bestimmt sind; so kann außer diesen den Untertanen ein 
Mehreres nirgends auferlegt, am wenigsten aber, da sie anjetzo 
als nicht mehr leibeigene Menschen anzusehen sind, unter der Ru- 
brik der vorigen Leibeigenschaft von ihnen mehr etwas abgefor- 
dert werden. 

Übrigens versteht sich von selbst, daß die Untertanen ihren Obrig- 
keiten auch nach aufgehobener Leibeigenschaft vermög der dies- 
falls ohnehin bestehenden Gesetzen mit Gehorsam verpflichtet 
bleiben. Wornach sich also in Hinkunft zu achten. Unsere Vorge- 
setzten Kreisämter und Stellen aber in vorkommenden Fällen die- 
ses Gesetz zur unabweichlichen Richtschnur zu nehmen, auch auf 
dessen Befolgung genaueste Obsicıt zu tragen haben werden. 
Denn hieran geschieher Unser höchster, auch ernstlicher Wille und 
Befehl.“ 


Aus: Quellen zur Geschicdıte des Deutschen Bauernstandes in der Neuzeit, hrsg. v. 
G. Franz, Darmstadt 1963, S. 287 ff. 


Aus dem Toleranzedikt Josefs H., 1781 


88 „Seine römisch kaiserl. königl. apostol. Majestät, überzeugt 
einerseits von der Schändlichkeit alles Gewissenszwanges und 
andererseits von dem großen Nutzen, der für die Religion und 
den Staat aus einer wahren kristlichen Toleranz entspringt, haben 
allergnädigst folgende Maaßregeln festgesetzer und sämmtlichen 
Behörden zur genauesten unverbrüchlichsten Nachachtung vorge- 
schrieben, Nämlich 
erstens, daß den Akatholischen, das ist augspurgischen und helve- 
tischen Confessions-Verwandten, so wie den Graecis non unitis, 
wo deren, nämlich der Protestanten und non unitorum eine genug- 
same Anzahl vorhanden und es nach den Kräften derselben thun- 
lich ist, das exercitium religionis privatum allenthalben selben ohne 
Rucksicht, ob es jemals gebräuchlich gewesen oder nicht, von nun 
angestattet sey. 
Zweitens ist diesem exercitio religionis privato anderer Verstand 
zu geben, als daß den Protestanten und non unitis für ihre Bert- 
häußer und Kirchen kein Geläut, keine Thürme und kein Eingang, 
der eine Kirche vorstellte, eingestanden, sonst aber ihnen selbe, wo 
sie wollten, zu erbauen und alle Ausübung ihres Gottesdienstes 
sowohl in denselben, als auch außer solchen bey Kranken, wo 
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immer sich diese befinden mögen, vollkommen freygelassen werden 
soll. 

Drittens, wo ihnen Protestanten und non unitis schon dermalen 
ein mehreres eingeräumt ist, habe es bey selbem sein Verbleiben. 
Viertens wollten Seine Majestät diesen sämmtlichen Religionsver- 
wandten auch in jenen Ländern und Städten, wo selbe der Reli- 
gion wegen der Possesionen und des Incolats, des Bürger- und 
Meisterrechts, der akademischen Würden und der Civil-Dienste 
bisher nicht fähig waren, künftig eines und das andere per viam 
dispensationis allemal ohne Anstand ertheilen. 

Fünftens seyen dieselben in keinem Falle zu einer anderen Eides- 
formel als zu derjenigen, die ihren Religionsgrundsätzen gemäß 
ist, oder zu Beywohnung der Umgänge oder Functionen der domi- 
nanten Religion, wenn sie nicht selbst wollten, zu verhalten. 
Sechstens, soll bey Wahlen und Dienstvergebungen, so wie es bey 
dem militari mit vieler Frucht und ohne mindesten Anstand ge- 
schiehet, keineswegs auf den Unterschied der Religion sondern auf 
Rechtschaffenheit und Fähigkeit der Competenten, dann ihren 
kristlichen und moralischen Lebenswandel lediglich der genaue Be- 


‚ dacht genommen werden. Endlich 


siebentens, sey alles dieses sämmtlichen betreffenden Stellen, Kreis- 

ämtern, Universitäten, Dominien und Magistraten zur schuldigen 

unverbrüchlichen Nachachtung schon kund gemacht und über den 

pünktlichsten Vollzug pflichtmäßige Obsicht zu tragen der Befehl 

erlassen worden.“ 

Aus: F. Maaß, Der Josephinismus, Bd. II, Fontes rerum Austriacarum, 2. Abılg., Bd. 72, 
. Wien 1953, S. 278 Jf. 


Ein Beispiel aus dem „Reich“ 


Regierungsweise des Fürsten Kraft Ernst zu Öttingen-Wallerstein 


Kraft Ernst zu Ottingen-Wallerstein (1748—1802), einer jener unzähli- 
gen Duodezfürsten, die so typisch für das alte deutsche Reich waren. 
Die gefürstere Grafschaft Ottingen war in einem Tag zu durchwandern. 
Sie maß 30 km von Ost nach West und 40km von Nord nach Süd. In 
die Herrschaft teilten sich die ältere Spielbergsche Linie mit Sitz in 
Otrtingen und die jüngere Wallersteinsche Linie, die in Wallerstein resi- 
dierte. Fürst Kraft Ernst herrschte über 40 000 Untertanen. In Lebens- 
führung und Regierungsweise ahmte er die großen Fürsten nach, doch 
seine beschränkten Mittel ließen ihm nur einen geringen Spielraum, Er 
errichtete einige Bauten, bemühte sich um eine Justiz- und Schulreform 
im Sinne der Aufklärung und traf Anstalten, die Feudallasten der Bau- 
ern abzulösen. 
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Karl Heinrich Ritter von Lang (1774-1835), der zwei Jahre hindurch 
als Kabinettssekretär im Dienste des Fürsten stand, schildert in seinen 
Erinnerungen in satirischer Übersteigerung den Regierungsstil dieses 
typischen Vertreters des deutschen Kleinabsolutismus: 


89 „Ich landete aus dem Meere meiner Träume bei den Kalkfel- 

sen zu Wallerstein an, wo ich nun in meinem neuen Herrn, 
dem Fürsten, die früher etwas ferner schon gesehenen eigentüm- 
lichen Launen und sein unstetes Umhertreiben in den Stunden der 
Nacht näher schauen und empfinden sollte. Seine Regierung, da 
sie in ihrer kollegialischen Zentripetalkraft dem raschen Fluge sei- 
ner Nachtgedanken nicht folgen konnte oder wollte, sah sich mit 
Haupt und Gliedern in Ungnade versetzt. Der Fürst überließ ihr 
nur unter großen Beschränkungen die Verwaltung der höheren 
Polizei und Justiz, seine Finanzkammer, das dürre Gerippe des 
bloßen Rechnungswesens, stellte aber alle Verfügungen an die 
Hauptkasse, alle Geldlieferungen, Erwerbungen, Veräußerungen, 
die Bewirtschaftung seiner zahlreichen Höfe, alle Dienstbesetzun- 
gen, Begnadigungen, alle staatsrechtlichen, kirchenrechtlichen und 
reichsgerichtlichen Gegenstände zu seinem ausschließenden, unbe- 
schränkten Befehl, den er aus einem Gewölbe neben der Hofküche, 
Kabinett genannt, ergehen ließ und wohin auch die Rekurse, Kla- 
gen und Denunziationen in allen und jeden anderen Justiz-, Poli- 
zei- und Kammerangelegenheiten gebracht werden konnten. Hier- 
zu bediente sich derselbe im außerordentlichen Wege der Hilfe 
einiger weniger Räte, die er aus dem Fegfeuer, der allgemeinen 
Ungnade zu einer vorübergehenden Anschauung seiner Seligkeit 
gelangen ließ, ... und es gebührt dem Scharfsinn des Fürsten die 
Anerkennung, daß er in seinen Wahlen Geschicklichkeit mit Ehr- 
lichkeit gepaart wohl zu treffen’ wußte. Den übrigen Vor- und 
Nachtrab der Geschäfte und was sogleich durch das lebendige Ora- 
kel des fürstlichen Machtspruchs eilends zu vollziehen war, hatten 
vier Kabinetts- und Hofsekretäre zu führen, und zwar neben 
einer Art Kanzleidirektion der Hofrat und Kabinettssekretär, ein 
alter angeerbeter Diener, französisch gebildet und ein witziger 
Kopf. Die französische Korrespondenz, die Dienstbestallungen, 
Gnadensachen und Sollizitationen leitete der Kabinettssekretär; 
Die Administrationssachen, Geld- und Güterhandel, die Vorlegung 
der gewöhnlichen Ausfertigungen zur Unterschrift der dritte 
Sekretär, Hofsekretär betitelt, der durch eine unabwendliche 
höhere Empfehlung aufgedrungen worden, es aber nicht weiter 
brachte, als daß er die eingehenden französischen und englischen 
Zeitungen öffnen und daraus dem Fürsten beim Frühstück Rap- 
port erstatten durfte, bei welcher Gelegenheit er auch Aufträge zur 
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Verschreibung französischer Flugschriften und Komplimentenbe- 
stellungen an die benachbarten Höfe erhielt. Da er übrigens in sei- 
nem Hause sehr gastfrei mit französischen Weinen, Pasteten und 
Austern war, so fehlte es ihm nicht an zahlreichen Morgenbe- 
suchen und einer dankbaren Gunst. 


Jeden Morgen um elf Uhr, wenn’s glücklich ging, öfters auch um 
zwei Uhr, war Lever beim Fürsten, wo, sobald der Kammercdie- 
ner die Flügel des Schlafgemachs öffnete, alles, was unterdessen 
stundenlang im Vorzimmer gewartet, hereintrat, der Marschall, 
der Stallmeister, der Leibarzt, wir Sekretäre, die Hofjäger und 
andere anwesende Fremde. Jeder suchte, sobald ihn der Fürst, der 
jetzt unter den Händen seines Haarkräuslers saß, besonders an- 
redete, welches immer mit schmeichelnden Worten, z. B. mein lie- 
ber Lang, geschah, etwas Munteres oder Neckhaftes vorzubringen. 
Sobald sich der Fürst vom Stuhl erhob und noch sonst an einen 
oder den anderen kleine Weisungen erteilte, entfernte sich jeder, 
der nicht zu bleiben besonders beordert wurde. Der Fürst begab 
sich dann meistens zu seiner Familie, eilte darauf in die Messe und 
gab dann Audienzen bis zur Tafelzeit, die höchst ungewiß, oft 
erst spät gegen Abend begann. Nach der Tafel machte er gewöhn- 
lich einen Spazierritt auf eine Meierei oder ein Jagdhaus, gab 
dann zu Hause wieder eine oder mehrere Audienzen oder auch 
sonst nur eine gesprächsweise Unterhaltung im Zimmer mit ir- 
gendeinem, der bestellt war oder sich geschickt zu nähern wußte; 
ein Spiel oder Cercle, öfters auch Konzert, das von keinem Höf- 
ling leicht versäumt werden durfte, und wo sich der Fürst bei den 
Anwesenden gleichfalls wieder Gespräch und Unterhaltung suchte. 
Die Nachttafel, nie vor Mitternacht anfangend, ging schnell vor- 
über.“ 

Aus: Ritter von Lang, Memoiren, hrsg. v. Hans Haussherr, Stuttgart 1957, S. 107 ff. 


V. Der Absolutismus im historischen Urteil 


90 „Der wesentliche Inhalt der Entwicklung zum absoluten 

Staate war die politische und wirtschaftliche Zusammenfas- 
sung großer Räume, die Ausschaltung der politischen Rechte der 
alten Stände und ein Verwaltungsaufbau, der von oben nach un- 
ten durchorganisiert wurde. Der absolutistische Staat schuf... alle 
heutigen Einrichtungen des Staatslebens: Verwaltung, staatliche 
Wirtschafts- und Kulturpolitik und vor allem ein Heer. Erst er 
bildete wirklich Staatsgesinnung und Staatsgefühl aus.“ 


W. Mommsen: Zur Beurteilung des Absolutismus, 1938, in: Absolutismus, hrsg. v. W. 
Hubatsch, Darmstadt 1973 


9] „Man hat die historische Funktion des Absolutismus darin 
gesehen, daß unter seinem Schirm und Arm sich die neue Ge- 
sellschaft bildete, daß er der Vollstrecker der neuen sozialen Wirk- 
lichkeit war... Im eigensten Interesse zog das Königtum bürger- 
liche Arbeitskräfte in seinen Dienst und hob und stärkte dadurch 
den ganzen Stand. Wirksamer noch war die staatliche Wirtschafts- 
politik, die dem wirtschaftlichen und sozialen Aufstieg des Bürger- 
tums breite Grundlagen schuf. Der Weg zum Großstaat, den der 
französische Absolutismus gegangen ist... führte in eine "Welt 
schrankenloser Bewegung, in der alles ins Gleiten kam - die Güter 
des Lebens, der Mensch und auch das Recht... 
Die Geschichte des europäischen Absolutismus birgt so viel von 
unserm Schicksal, daß wir Grund haben, ihr immer von neuem 
denkend nachzugehen... Wir haben mit den Ergebnissen und 
dem späten Nachlaß des Absolutismus zu leben — in großen Räu- 
men, mit den Massen staatssimmediat, aber heimatlos gewordener 
Mitbürger, mit erschütterten Rechtsvorstellungen, mit der sittlichen 
Notwendigkeit tief eingreifender staatlicher Regelungen, mit der 
seelentötenden Versachlichung des Menschen und mit der Sehn- 
sucht nach Freiheit.“ 


R. Wıttram: Formen und Wandlungen des Europäischen Absolutismus 1948, in: Ab- 
solutismus, hrsg. v. W. Hubatsch, Darmstadt 1973, S. 94 ff. 


92 „Angesichts der Permanenz von Krieg und Not unter den 

Menschen wurde der Absolutismus zur Notwendigkeit, da er 
der einzige Weg der Erhaltung zu sein beanspruchte, und da die 
Lebenserhaltung in jedem Zeitalter und bei wiederkehrenden Kri- 
sen eine Staatsaufgabe blieb... Aber waren diese aufgeklärten 
Herrscher denn wirklich auch Despoten? Man kann wohl behaup- 
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ten, daß sie es waren, wenn ihre Staatslehre nur die Willenskraft 
der Regenten betonte und keine sonstige Mitbestimmung zuließ. 
Die sozialen Probleme der Ständegesellschaft blieben weiter be- 
stehen. Die Bauern blieben unfrei. Die Industrien, die sie geför- 
dert haben, sind meistens im napoleonischen Zeitalter vom Kriege 
zerstört worden. Nur die Reform der Justiz und die Kodifizierung 
der Gesetze, wenn auch unvollkommen, haben eine neue Staats- 
grundlage geschaffen. Das schwerwiegendste Überbleibsel aber 
war der Geist des Kadavergehorsams und die Gewohnheiten der 
erstarrten Bürokratie. Die Endzwecke dieser Fürsten waren gewiß 
keine uneigennützigen gewesen, da sie von ihren fiskalischen In- 
teressen und der Sorge um ihre Stellung in der Weltgeschichte be- 
herrscht waren. Auf die Dauer mußte ihr Werk nur die Moderni- 
sierung ihrer Staats- und Volksgesellschaft aufhalten, da sie der 
Nation die große Last des monarchischen Konservativismus auf- 
bürderen.“ 


H. Liebel: Enlightened Desposism and the Crisis of Society in Germany, 1970, dt. in: 
P Absolutismus, hrsg. v. W. Hubatsch, Darmstadt 1973, S. 542 ]f. 


93 „Der Absolutismus, die letzte Etappe in der Entwicklung des 
Feudalstaates, bildete sich in Deutschland unter den Bedin- 
gungen der ökonomischen und politischen Zersplitterung heraus. 
Er brachte infolgedessen für Deutschland keine nationale, sondern 
nur eine territoriale Zentralisation. Im Vergleich zu Westeuropa 
ist der deutsche Absolutismus rückständiger. Dies ist vor allem die 
Folge der Schwäche des deutschen Bürgertums und der kapitalisti- 
schen Entwicklung. In den deutschen Territorialstaaten überwiegt 
die reaktionäre Rolle des Absolutismus gegenüber der zeitweise 
fortschrittlichen, die kapitalistische Entwicklung fördernden Seite. 
In Preußen-Brandenburg entwickelte sich der Absolutismus stärker 
als in den übrigen deutschen Territorialstaaten, wo er in der 
„allerverkrüppeltsten, halbpatriarchalischen Form“ (Marx-Engels) 
vorkam... 
Die Errichtung des brandenburgisch-preußischen militaristisch-ab- 
solutistischen Regimes war aus inneren und äußeren Gründen zur 
Aufrechterhaltung der Klassenherrschaft des Feudaladels notwen- 
dig. Dem Bürgertum wurde nur so weit und insofern eine Entfal- 
tung gestattet, wie es notwendig war, die absolutistische Herr- 
schaft durchzusetzen und aufrechtzuerhalten.“ 
H. Krüger, in: Zeitschrift für Geschichtswissenschaft, Jahrgang 1954, S. 796 


94 „Was ist Absolutismus?... Das Wort ist eine Neubildung. 
Der Ausdruck gehört nicht zum politischen Wortschatz des 
Ancien R&gime. Seine nachträgliche Bildung verweist auf dieKon- 
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struktion a posteriori eines Systems. Und das Wort riecht nach 
Totalitarismus, Machiavellismus und anderen ähnlichen Begrif- 
fen. 

Seiner ethymologischen Bedeutung nach bezeichnet der Absolutis- 
mus eine uneingeschränkte Macht, d.h. eine Macht, bei der der 
Souverän keinem äußeren Einfluß unterliegt, der seine Handlun- 
gen aufheben oder verzögern könnte. ... Es gibt keine Urkunde, 
keine Erklärung, Charte oder Verfassung, die jemals eine abso- 
lute Macht eingesetzt hätte. Die Könige gelangten nur nach und 
nach dazu, sich von den Schranken freizumachen, die die Über- 
lieferungen, eine gewisse Übereinstimmung der gesellschaftlichen 
Kräfte, aber auch die von ihren Vorgängern bewilligten Urkunden 
ihrer Autorität auferlegt hatten. Aus diesem Grund kann der Ab- 
solutismus nur als Kampf begriffen werden, als ein fortwährendes 
Bemühen der Macht um ihre Befreiung... Der Absolutismus ist 
nicht so sehr ein Regime als viel mehr eine Tendenz... 

Begreift man den Absolutismus als eine Tendenz und nicht als 
ein Regime, so stellt er eine unbestreitbare Realität dar. In allen 
Monarchien wünschten die Könige, sich von Druck und Kontrolle 
zu befreien. Die Mittel waren fast überall dieselben: sie wollten 
mit Räten regieren, die sie selber auswählten, und nicht mit Pairs, 
die sie zu erdulden hatten; sie wollten die von der Kirche und den 
Grundherrn usurpierte Gerichtsbarkeit zurückgewinnen. Daraus 
erwuchsen fast überall zwei Institutionen: der Geheime Rat ... 
und die der Vereinheitlichung und Zentralisierung dienenden In- 
stitutionen des Rechts. 

Das Wachsen des Absolutismus wurde durch äußere und innere 
Umstände gefördert: Jede kriegerische Phase, gleich ob es sich dar- 
um handelte zu überleben oder um die Vormacht zu erringen, ist 
durch einen Fortschritt des Absolutismus gekennzeichnet. Franz I. 
und Heinrich II., dann Richelieu und Mazarin, die der Bedrohung 
durch die Habsburger entgegentraten, Ludwig XIV., der nach der 
Vormacht strebte: sie sahen sich gezwungen, ihre Macht zu befesti- 
gen, um dieMittel für ihre Politik zu erlangen und um die Wider- 
stände oder Anschläge zu brechen, die sie bedrohten. In den Zei- 
ten des Friedens trat eine Schwächung der Monarchie ein. Vor 
allem aber scheint der Absolutismus durch ein konjunkturbeding- 
tes Gleichgewicht der höheren sozialen Schichten begünstigt wor- 
den zu sein. Der Staat bemühte sich darum, sich von dem sozialen 
Druck zu befreien. Jede Klasse -versuchte, insofern es ihr ihre 
Überlegenheit erlaubte, sich des Staates zu bemächtigen, um mit- 
tels des Staates ihre allgemeine Herrschaft durchzusetzen. Die 
Möglichkeiten für den Staat lagen in dem Schnittpunkt der ge- 
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sellschaftlichen Kraftlinien: aus dem Aufstieg des Bürgertums und 
der Schwächung des Adels ergab sich ein Gleichgewicht, das es 
dem Staat erlaubte, sich als Schlichter durchzusetzen. Ihm oblag 
es, dieses Gleichgewicht, auf dem sein Glück beruhte, fortzusetzen, 
indem er ihre Rivalitäten nutzte. Die natürliche Dynamik der 
Autorität entfaltete sich zum Absolutismus.“ 

G.Durand, Etats et Institutions XVle- XVIlle siecles, Paris 1969, S. 275 ff. 


Literaturhinweise 


Literaturhinweise 


Allgemeine Darstellungen 


Chaunu, Pierre, Europäische Kultur im Zeitalter des Barock, München- 
Zürich 1968 

Durand, Georges, Etats et Institutions XVIe-XVIIle siecles (Collection 
U), Paris 1969 

Handbuch der Europäischen Geschichte (Hg. Th. Schieder), Bd. 4: Europa 
im Zeitalter des Absolutismus und der Aufklärung (Hg. F. Wagner), 
Stuttgart 1969, mit umfassender Bibliographie 

Mieck, Ilja, Europäische Geschichte der Frühen Neuzeit, Stuttgart 1970 


Territorium und Grenzen 


Febvre, Lucien, Frontitre. Le mot et la notion, in: Revue Synthise Histo- 
rique 156, 1929 

Pounds, N. J. G., Historische und politische Geographie von Europa. 
Braunschweig 1950 

Wessely, K., Die österreichische Militärgrenze (Göttinger Arbeitskreis 
H. 43), Kitzingen 1954 

Zeller, Gaston, La monarchie d’Ancien R&gime et les frontieres naturelles, 
in: Revue d’histoire moderne 1933 


Bevölkerungsgeschichte und Gesellschaftsstruktur 


Cipolla, Carlo M. und Borchardt, Knut (Hg.), Bevölkerungsgeschichte 
Europas, München 1971 

Glass, C. V. und Zversley, D. E. C., Population in History. Essays in 
Historical Demography, London 1965 

Goubert, Pierre, Beauvais et le Beauvaisis de 1600 A 1730, Paris 1960 

Brunner, Otto, Das Problem einer europäischen Sozialgeschichte, in H. Z. 
177, 1954, 5. 469494 

Elias, Norbert, Die höfische Gesellschaft, Neuwied/Berlin 1969 

Goubert, Pierre, L’Ancien Regime. Bd. 1: La societ€ (Collection U), Paris 
1969 

Molnar, E., Les fondements &conomiques et sociaux de l’absolutisme, in: . 
XHle Congrös International des Sciences Historiques, Rapport IV, Wien 
1965, S. 155-169 

Mousnier, Roland, Les hi6rarchies sociales de 1450 & nos jours, Paris 1969 

Mousnier, Roland (Hig.), Problemes de stratification sociale. Actes du 
Colloque International (1966), Paris 1968 

Rosenberg, Hans, Probleme der deutschen Sozialgeschichte, Frankfurt 1969 


Zum Absolutismusproblem 


Aretin, Karl Otmar Frhr. v. (Hg.), Der Aufgeklärte Absolutismus. Neue 
Wissenschaftliche Bibliothek 67, 1971 


116 


Gonbert, Pierre, L’Ancien R£gime. Bd. 2: Les pouvoirs, Paris 1973 

Hartung, Fritz und Mousnier, Roland, Quelques problemes concernant la 
monarchie absolue, in: Actes du Xe Congrts International des Sciences 
Historiques, Bd. 4, Rom 1955 

Liebel, Helen, Enlightened Despotism and the Crisis of Society in Ger- 
many, in: Enlightenment Essays, 1970 

Skalweit, Stephan, Das Zeitalter des Absolutismus als Forschungsproblem, 
in: Dr. Vierteljahrsschrift f. Literaturwiss. u. Geistesgeschichte 1961, 
S. 298-315 . 

Wittram, Reinhold, Formen und Wandlungen des europäischen Absolutis- 
mus, in: Festschrift für Fr. Gogarten 1948, $. 278-299 


Inhalt 
Seite 
Vorwort 1 
1-3 I. Der Raum: Territorien und Grenzen 2 
4-9 II. Die Menschen: Bevölkerung und Gesellschafts- 
struktur 6 
10-67 Ill. Der Staat 17 


Die Souveränität und der Souverän — Die beste Staatsform: 
die Erbmonarchie — Der Herrscher: Gottes Ebenbild — 
L’Etar c’est moi — Der König, der erste Diener seines 
Staates — Die Staatsräson — Krieg, Heeresorganisation und 
Kriegsführung — Über die Kriegskunst — Staat und Kirdıe 
— Die Ausübung der souveränen Gewalt in der Verwaltung, 
Gesetzgebung und Rechtsprechung 


68-89 IV. Aspekte und Phasen in der Verwirklichung des Abso- 
lutismus 80 
Spanien unter Philipp II. — Frankreich unter Ludwig XIV. 
Absolutismus und aufgeklärter Absolutismus in Preußen — 
Absolutismus und aufgeklärter Absolutismus in Österreich — 
Österreich unter Josef II. — Ein Beispiel aus dem „Reich“ 


90-94 V. Der Absolutismus im historischen Urteil 111 


Literaturhinweise 115 


Zur raschen und sicheren Orientierung sind alle Quellentexte fortlaufend numeriert. Die 
Ziffern der Quellen, die auf einer Doppelseite beginnen, erscheinen jeweils am Kopf 
der rechten Seite und sind so beim Durchblättern des Heftes leicıt zu finden. Die Sei- 
tenzahlen stehen gegenüber, am Kopf der linken Seite. Auch im Inhaltsverzeichnis sind 
‚die Ziffern der Quellentexte den Kapiteln bzw. ihren Unterabschnitten beigegeben worden. 


Quellen- und Arbeitshefte zur Geschichte und Politik 


4245 Kampe, O. 
4203 Kampe, O. 
4209 ‚„Kampe, O. 


4205 Wilsing, N. 
4252 Classen, P. 
4207 Leuschner, J. 
4211 Leuschner, J- 
4286 Krapp, B. 
4221 Starke, D. 
4239 Bornkamm, H. 
4213 Koch, G. 
42351 Krebs, R. 
4217 Kluxen, K. « 
4237 Angermann, E. 
4238 Angermann, E. 
4206 Brunn, G. 
4227 Hartig, P. 
4254. Hartig, P. 
4267 
4268 
4218 Conze, W. 
42441 Franz, G. 
4231 Köllmann, W. 
4201 Seifert, H. 
4214 Muth, H. 
4204 Wittram, R. 
4263 Meyer, E. 
4264 Meyer, E. 
4232 Bußmann, W. 
4208 Bußmann, W. 
4219 Zimmermann, L. 
4224 Dederke, K. 
42421 Conze, W. 
42431 Conze, W. 
4287 Miksch, L. 
4285 Lipgens, W. 
42561 Bodensieck, H. 
4257 Bodensieck, H. 
4253 Bodensieck, H. 
4246 Bodensieck, H. 
4289 Greiffenhagen, M. 
Thomas, R. 
4265 
4266 
4281 Euchner, W. 
4233 Krapp, B. 
4223 Anweiler, OÖ. 
42611 vw. Rauch, G. 
42621 Fischer, A. 
42471 Bauer, W. 
4251 Rothermund, D. 
42598 Konetzke, R. 
4215 Ansprenger, F. 
4271 Ludwig, K.-H. 
4272 Tuchel, K. 
42741 Pankoke, E, 
4236 Bernstein, R. 
4259 v. Westphalen, L. 
4255 Kampmann, W. 
4292 Alter, P. 
4222 Weiß, H.-D. 


Stand 1. 3, 1975. 


Die attische Polis 

Die römische Republik 

Die römische Revolutionszeit 

Die römische Einheitskultur der Kaiserzeit 

Rom und Byzanz von Diokletian bis zu Karl dem Großen 
Das Reich des Mittelalters 

Die Kırche des Mittelalters 

Westslaven und westslavisches Erbe in Deutschland 
Herrschaft und Genossenschaft im Mittelalter 
Luthers Bild in der deutschen Geistesgeschichte 
Das Staatsdenken ım evangelischen Christentum 


"Der europäische Absolutismus 


Die Entstehung des englischen Parlamentarismus 
Der Aufstieg der Vereinigten Staaten von Amerika 1607—1917 


* Die Vereinigten Staaten von Amerika als Weltmacht seit 1917 


Wandlungen der amerikanischen Gesellschaft 
Die Französische Revolution 


- . Die Französische Revolution im Urteil der Zeitgenossen und der Nachwel: 
von Raumer, K., Vierhaus, R. 
von Raumer, K.,.Vierhaus, R. 


Friede und Völkerordnung, Teil I (bis 1800) 

Friede und Völkerordnung, Teil II (1800—1945) 

Die Preußische Reform unter Stein und Hardenberg 

Deutsche Agrargeschichte von den Anfängen bis zur Gegenwart 

Die »Industrielle Revolution« 

Die Deutsche Frage 1848/49 

Die Grundrechte in der deutschen Verfassungsentwicklung 1800—1949 
Die Nationalitätenkämpfe in Europa (1848—1917) 

Deutschland und Polen 1772—1914 

Deutschland und Polen 1914—1970 


Die auswärtige Politik des Deutschen Reiches unter Bismarck 1871—1890 | 


Bismarck im Urteil der Zeitgenossen und der Nachwelt 

Der Imperialismus 

Deutschland zwischen West und Ost 1919—1932 

Der Nationalsozialismus, Teil I, 1919—1934 

Der Nationalsozialismus, Teil II, 1934—1945 

CSR/CSSR. Das Nationalitätenproblem der Tschechoslowakei 
Die Europäische Integration 

Der kalte Krieg. Probleme der Weltpolitik seit dem Zweiten Weltkrieg 
Die Deutsche Frage seit dem Zweiten Weltkrieg 
Deutschland-Politik der Bundesrepublik Deutschland 
Politische Willensbildung ın der Bundesrepublik Deutschland 
Konservatismus in Deutschland 

Marxismus und Sowjerkommunismus — Kontinuität und Wandlung. 
Teil I, Grundzüge des Marxismus 

Teil II, Sowjerkommunismus 

Positionen des modernen Marxismus (Neomarxismus) 
Bauernnot in Rußland und bolschewistische Revolution 

Die russische Revolution 1905—1921 ’ 

Machtkämpfe und soziale Wandlungen in der Sowjetunion seit 1923 
Sowjetische Außenpolitik 1917—1945 

China — Vom Ende des Kaiserreichs zur neuen Weltmacht 
Der Freiheitskampf Indiens 

Lateinamerika seit 1492 

Kolonisierung und Entkolonisierung in Afrika 

Der Aufstieg der Technik im 19. Jahrhundert 

Sinn und Deutung der Technik 

Die industrielle Arbeitswelt in der Rationalisierungs- F 
und Automatisierungsphase 

Quellen zur jüdischen Geschichte 

Geschichte des Antisemitismus in Deutschland 

Israel — Gesellschaft und Staat 

Gesellschaft und Demokratie in Nordirland 

Grundfragen des Rechts 


Ausführlich informiert der Prospekt P 040067 


fi 


ısBn 3-12-423510-x 


